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Bundesregierung: GegenaulRerung zur Stellungnahme zum Regierungsentwurf des Jahressteuer-
gesetzes 2026 (JStG 2026)

Am 25.09.2026 hat der Bundesrat seine umfangreiche Stellungnahme zu dem Regierungsentwurf
des Jahressteuergesetzes 2026 (JStG 2026) abgegeben (vgl. TAX WEEKLY # 29/2026). Die Ge-
genaulerung der Bundesregierung vom 30.09.2026 liegt bereits vor. Daraus lassen sich schon ei-
nige Erkenntnisse gewinnen.

Insbesondere den folgenden Forderungen der Lander stimmt die Bundesregierung zu:

» Der steuerneutrale Anteilstausch nach § 20 Abs. 4a Satz 1 EStG soll kinftig nur noch fir den
Tausch von Aktieni. S. d. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG (depotverwahrte Anteile) oder ver-
gleichbaren auslandischen Aktien gegen entsprechende Aktien gelten. Mit der Gesetzesande-
rung soll diesbeziglichen Steuergestaltungen die Grundlage entzogen werden.

Entgegen der Rechtsprechung des BFH (Urteile vom 20.09.2024, IX R 5/24, und vom
11.02.2025, IX R 14/24) sollen Zahlungen zur Ablésung eines NielRbrauchs beim Empfanger als
sonstige Einkinfte steuerpflichtig werden, soweit sie beim Zahlenden zu Anschaffungskosten
eines steuerverstrickten Wirtschaftsguts (z.B. GmbH-Anteile im Privatvermégen) fihren.

~

~

Die Rickbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der Verdul3erung soll in
Reaktion auf das diesbezigliche BFH-Urteil vom 09.09.2023 (IV R 9/21) geregelt werden (§ 16
Abs. 2 Satz 4 EStG-E und § 17 Abs. 2 Satz 4 EStG-E). Aus Vertrauensschutzgrinden soll die Neu-
regelung erstmals fir Besteuerungstatbestande der §§ 16 und 17 EStG anzuwenden sein, die
nach dem 31.12.2026 eintreten.

~

Durch einen neu eingefigten § 8c Abs. 1 Satz 9 KStG soll klargestellt werden, dass neben lau-
fenden Verlusten und Verlustvortragen, insbesondere nach § 10d EStG, auch Verluste nach § 23,
§ 15 Abs. 4, § 15a und § 15b EStG sowie vergleichbare Verluste zu den Verlusten nach § 8c

Abs. 1 Satz 1 KStG gehoren.

Insbesondere die folgenden Forderungen der Lander will die Bundesregierung prifen bzw. den
Prifbitten nachkommen:

» Zur Vereinfachung der Rechtsanwendung soll § 15a EStG durch eine wirtschaftsjahribergrei-
fende Ermittlung des Verlustausgleichsvolumens aufgrund von Einlagen grundlegend verein-
facht werden (sog. Kapitaleinlagemodell). Gleichzeitig soll dabei aber der Verlustausgleich auf-
grund bestehender Aullenhaftung im Sinne des § 171 HGB abgeschafft werden.

~

Der Antrag auf Inanspruchnahme der Thesaurierungsbeginstigung nach § 34a EStG soll in An-
lehnung an den zweijahrigen Verlustricktrag der Antrag kinftig bis zur Bestandskraft des Be-
scheids fir den Ubernachsten (statt den ndchsten) Veranlagungszeitraum zurickgenommen
werden konnen. Zudem soll die Thesaurierungsbeginstigung bereits bei der Festsetzung von
Vorauszahlungen bericksichtigt werden konnen.

Der Grenzwert fir die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgiter in § 6 Abs. 2 EStG
soll auf 1.200 Euro erhéht und gleichzeitig der sog. Sammelposten bzw. die Poolabschreibung
nach § 6 Abs. 3 EStG abgeschafft werden.

~

Durch Erganzung von § 6 Abs. 3 EStG um einen neuen Satz 4 soll eine Ubertragung von Betrie-
ben oder Teilbetrieben unter Vorbehaltsniellbrauch steuerneutral moglich sein. Als Reaktion auf
das diesbezigliche BFH-Urteil vom 29.01.2025 (X R 35/19) soll damit die bisherige Verwaltungs-
auffassung wiederhergestellt werden.

~
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» Zukinftig sollen Absetzungen fir Abnutzung nach einer kirzeren als der typisierten Nutzungs-
dauer nur vorgenommen werden kénnen, wenn das Gebaude bereits im Zeitpunkt seiner Fertig-
stellung eine kirzere Nutzungsdauer hat (§ 7 Abs. 4 Satz 2 EStG-E).

Bei der Ubertragung von Wirtschaftsgiitern zwischen Schwesterpersonengesellschaften soll in

§ 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 4 EStG fir alle nach dem 31.12.2026 stattfindenden Ubertragungen auf die
identische Beteiligungshohe derselben Mitunternehmer verzichtet und eine Erweiterung um die
Ubertragung gegen Gewiahrung oder Minderung von Gesellschaftsrechten erfolgen.

~

Durch Streichung des § 37 Abs. 3 Satz 5 EStG soll die Beginstigung fur nicht entnommene Ge-
winne nach § 34a EStG (Thesaurierungsbeginstigung) bereits bei der Festsetzung der Voraus-
zahlungen bericksichtigt werden kénnen.

~

Auch die an das BMF gerichtete Bitte, in Zusammenarbeit mit den Landern jeweils ein Malinah-
menpaket zu Strukturmaflnahmen im Unternehmensteuerbereich und zur Vereinfachung und
zum Birokratieabbau (Vereinfachung, Typisierung, Pauschalierung und Digitalisierung) zu erar-
beiten und entsprechende Gesetzentwirfe zeitnah vorzulegen, soll geprift werden. Dem Ver-
nehmen nach ist in diesem Zusammenhang in absehbarer Zeit mit einem weiteren Gesetzent-
wurf zu rechnen.

~

In Bezug auf die von der Bundesregierung abgelehnten Forderungen des Bundesrats ist ganz be-
sonders die Ablehnung einer erneuten Anhebung des Mindesthebesatzes fir die Gewerbesteuer
ab 01.01.2027 von 280 % auf 300 % (§ 16 Abs. 4 Satz 2 GewStG-E) hervorzuheben. Das BMF sei
aus fachlicher Sicht nach wie vor der Auffassung, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel-
grolie von 280 % sowohl der steuerpolitischen Zielsetzung (Vermeidung rein steuermotivierter
Nutzungen von Niedrighebesatzkommunen) als auch den hierbei zu bericksichtigenden verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben (ausreichendes verbleibendes Selbstverwaltungsrecht der Kommu-
nen) hinreichend Rechnung trage.

Es bleibt nun abzuwarten, ob und inwieweit der Bundestag die vom Bundesrat geforderten Rege-
lungen in das Gesetz aufnimmt. Der Bundestagsbeschluss in 2./3. Lesung ist dem Vernehmen
nach am 13.11.2026 geplant.

BMF: Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform der Besteuerung bestimmter Kryptowerte
im Privatvermogen

Am 30.09.2026 hat das BMF den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform der Besteuerung
bestimmter Kryptowerte im Privatvermogen an die Verbande geschickt.

Kryptowerte und die um sie entstandenen Markte sowie Handels- und Investitionsmoglichkeiten
hatten sich laut BMF in den letzten Jahren stark weiterentwickelt und als mégliche Form der Kapi-
talanlage etabliert. Regelungsgegenstand des Referentenentwurfs sind Kryptowerte wie Bitcoin
und Ether, d. h. digitale Darstellungen von Werten, die unter Verwendung vorrangig von Block-
chains elektronisch Ubertragen und gespeichert werden kéonnen und deren Wert aus der Akzep-
tanz und Nutzung als Tauschmittel resultiert. Es handelt sich nicht um Wahrungen, da sie weder
staatlich ausgegeben noch garantiert werden und somit ohne hoheitliche Grundlage auskommen.
Bisher werden diese Kryptowerte mangels spezialgesetzlicher Regelung den sonstigen Einkinf-
ten des § 22 EStG zugeordnet. Damit unterfallen sie insbesondere den sonstigen Wirtschaftsgi-
tern der privaten VerauRerungsgeschafte des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Nach einer Spekulati-
onsfrist von einem Jahr sind daraus erzielte EinkUnfte nach aktueller Rechtslage einkommensteu-
erlich nicht mehr zu erfassen.
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Die hier adressierten Kryptowerte wirden sich aber laut BMF grundlegend von den sonstigen
WirtschaftsgUtern der privaten Verdullerungsgeschafte unterscheiden. Aufgrund ihrer spekulati-
ven Nutzung, hohen Liquiditat und fehlenden Abnutzung wirden sie in der Praxis vielmehr in einer
Art und Weise erworben, genutzt und veraulRert, die mit den WirtschaftsgiUtern des § 20 EStG
vergleichbar ist. Ihre zunehmende Verbreitung und wirtschaftliche Bedeutung auf der einen und
ihre Wesensverschiedenheit von den sonstigen Wirtschaftsgitern auf der anderen Seite lasse
eine Erfassung dieser Kryptowerte mit den allgemein-generellen Tatbestanden der sonstigen Ein-
kUnfte nicht mehr als adaquat erscheinen. Daher sollen sie in Abgrenzung von anderen Formen
von Kryptowerten als Tauschkryptowerte bezeichnet und den Einkinften aus Kapitalvermégen
zugeordnet werden.

Ertrage aus sog. Tauschkryptowerten (Kryptowerte i.S.d. Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 MiCAR, die als
Tauschmittel akzeptiert werden - insbesondere Bitcoin und Ether) sollen also kinftig den Einkinf-
ten aus Kapitalvermogen (§ 20 EStG) zugeordnet werden. Erfasst werden sollen sowohl laufende
Ertrage (z.B. aus Lending und passivem Staking) als auch VeraulRerungsgewinne. Vorgaben zur
Bewertung und zur Veraullerungsreihenfolge sollen durch Rechtsverordnung festgelegt werden.
Direkt im Einkommensteuergesetz soll jedoch geregelt werden, dass die Anschaffungskosten fir
Tauschkryptowerte bei Tauschvorgangen ohne Zutun des Steuerpflichtigen oder lediglich fir ge-
ringe Tatigkeiten bei 0 Euro liegen sollen. E-Geld-Token, Non-Fungible Token (NFTs) und Security-
Token sollen von der Neuregelung ausgenommen bleiben und weiterhin den fir sie einschlagigen
Besteuerungsregeln unterliegen.

Die Gewinne aus sog. Tauschkryptowerten sollen kiinftig - wie andere Einkinfte aus Kapitalver-
mogen - unabhangig von der Haltedauer der Abgeltungsteuer i.H.v. 25 % zzgl. Solidaritatszu-

schlag unterworfen werden. Sparer-Pauschbetrag, Verlustverrechnung mit anderen Kapitalertra-
gen (z.B. aus Aktien) sowie die Ginstigerprifung nach § 32d Abs. 6 EStG sollen anwendbar sein.

Die Neuregelung soll bereits zum 01.01.2027 in Kraft treten und erstmals auf Tauschkryptowerte
anzuwenden sein, die nach dem 31.12.2026 angeschafft oder zugegangen sind. Fir Altbestande
sollen die §§ 22, 23 EStG einschlielllich der einjahrigen Haltefrist unverandert fortgelten.

Ab dem 01.01.2028 soll zudem - wie bei anderen KapitaleinkUnften Ublich - ein automatischer Ka-
pitalertragsteuerabzug eingefUhrt werden. Abzugsverpflichtet sollen die inlandischen Krypto-
werte-Dienstleister bzw. -Betreiber i.S.d. Kryptowerte-Steuertransparenz-Gesetzes (sowie inlandi-
sche Zweigstellen bzw. Betriebsstatten entsprechender auslandischer Dienstleister) sein. Mit dem
verzdgerten Anwendungsbeginn soll den Abzugsverpflichteten eine Ubergangsfrist zur techni-
schen Umsetzung des Abzugsverfahrens eingerdumt werden. Zudem sind Sonderregelungen vor-
gesehen, um zu bericksichtigen, dass nicht alle der bei einem Abzugsverpflichteten, z. B. einer
inlandischen Handelsplattform, getauschten und veraulerten Tauschkryptowerte auf derselben
Handelsplattform angeschafft worden sein werden. Dem Abzugsverpflichteten liegen in diesen
Fallen keine eigenen Erkenntnisse zu den der Gewinn- oder Verlustermittlung zugrunde zu legen-
den Anschaffungskosten vor. Der Steuerabzug ist hier unter Rickgriff auf die von den Steuer-
pflichtigen Ubermittelten Anschaffungskosten durchzufihren. Hierfir stellt § 43a Abs. 2 Satz 17 ff.
EStG-E Voraussetzungen auf und ermachtigt die Bundesregierung, mit Zustimmung des Bundesra-
tes weitere Anforderungen an den Inhalt und die Uberpriifung der Angaben des Steuerpflichtigen
aufzustellen. Dabei entfaltet nur ein Steuerabzug in zutreffender H6he Abgeltungswirkung nach

§ 43 Abs. 5 Satz 1 EStG. Kann der Abzugsverpflichtete sich nicht auf die Angaben des Steuer-
pflichtigen stitzen, ist von einer Anschaffung nach dem 31.12.2026 auszugehen und bemisst sich
der Steuerabzug nach 50 Prozent der Einnahmen aus der VerauRerung der Tauschkryptowerte.
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Laut dem BMF-Anschreiben an die Verbande ist die Kabinettbefassung (Beschluss des Regie-
rungsentwurfs) fir den 14.10.2026 vorgesehen. Die Frist zur Stellungnahme |auft bis 06.10.2026.

BFH: Aufteilungsgebot bei Beherbergungsleistungen

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermaRigt sich die Steuer auf 7 % fur die kurzfristige Vermie-
tung von Wohn- und Schlafraumen zur Beherbergung von Fremden. Das in Satz 2 geregelte Auf-
teilungsgebot nimmt jedoch Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, wie Frih-
stUck, Fitness-/Wellnessangebote oder Parkplatziberlassungen, von dieser ErmaRigung aus, auch
wenn sie mit dem Ubernachtungsentgelt abgegolten sind. Mit drei Urteilen vom 21.05.2026 (V R
8/26,VR10/26 und V R 11/26) setzt der BFH die EUGH-Rechtsprechung (vgl. TAX WEEKLY #
8/2026) hierzu um und bestatigt die unterschiedliche Besteuerung von Beherbergung und be-
stimmten Zusatzleistungen. Zugleich konkretisiert er die vorgelagerte Frage, ob Zusatzangebote
Uberhaupt gegen Entgelt erbracht werden.

Der EuGH begrindete seine Entscheidung (C-409/24 bis C-411/24) mit der Befugnis der Mit-
gliedstaaten, den Anwendungsbereich des ermalligten Steuersatzes auf konkrete und spezifische
Aspekte der Beherbergung zu beschranken. Dabei muss der Grundsatz der steuerlichen Neutrali-
tat gewahrt bleiben. Mallgeblich ist insoweit, ob die Zusatzleistungen aus Sicht des Durch-
schnittsverbrauchers mit entsprechenden, eigenstandig angebotenen Leistungen anderer Unter-
nehmer vergleichbar und austauschbar sind. Diese Malistabe legt der BFH seinen Urteilen zu-
grunde: Frihsticksleistungen sind mit Angeboten von Backereien oder Cafés austauschbar; hin-
sichtlich der Fitness- und Wellnessleistungen besteht ebenfalls ein Wettbewerb mit anderen An-
bietern. Die beurteilten Leistungen unterlagen daher in den jeweiligen Streitjahren dem Regel-
steuersatz. Die Abrechnung Uber einen pauschalen Gesamtpreis steht dieser Beurteilung nicht
entgegen. Ob selbstandige Hauptleistungen oder Nebenleistungen zur Beherbergung vorliegen,
kann offenbleiben: Bei einer eigenstandigen Leistung sind bereits die Voraussetzungen des § 12
Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG nicht erfUllt; bei einer Nebenleistung schlielt Satz 2 die ErmaRigung aus.

Gleichwohl filhren die Urteile zu einer Anderung der bisherigen Rechtsprechung zur Parkplatz-
Uberlassung. Bislang unterlag die Einraumung von Parkmoglichkeiten an Hotelgaste auch ohne
gesonderte Vereinbarung und Vergitung dem Aufteilungsgebot (so Ubernommen in Abschn.
12.16 Abs. 8 Satz 4 UStAE, letzter Spiegelstrich). Im Verfahren V R 11/26 verneint der BFH hinge-
gen bereits eine Leistung gegen Entgelt, weil die Parkplatze auch anderen Besuchern und der All-
gemeinheit frei und unentgeltlich zur Verfigung standen. Die Ubernachtungsgaste erhielten
durch ihre Zahlung somit keinen zusatzlichen verbrauchsfahigen Vorteil gegeniber anderen Nut-
zern. FUr diese Fallgestaltung halt der BFH an seiner bisherigen Auffassung nicht mehr fest. Zu-
gleich stellt der BFH klar, dass die unentgeltliche Parkplatziberlassung weder als unentgeltliche
Wertabgabe zu besteuern ist noch den Vorsteuerabzug einschrankt. Denn das Angebot diene der
Forderung der entgeltlichen Leistungen des Hotels und damit unternehmerischen Zwecken.

Die Erwagungen zur Nichtsteuerbarkeit und dem Vorsteuerabzug sollen nach dem BFH auch auf
weitere Zusatzangebote wie z.B. die Uberlassung eines allgemein zuganglichen WLAN-Zugangs
Ubertragbar sein.

FUr die Praxis bleibt das Aufteilungsgebot grundsatzlich bestehen. Bei bislang pauschal als ent-
geltliche Zusatzleistungen behandelten Angeboten sollten betroffene Unternehmen jedoch zu-
nachst die Steuerbarkeit anhand der konkreten Zugangsbedingungen und Leistungszusagen
Uberprifen. Erst anschliellend stellt sich die Frage nach der Aufteilung des Gesamtentgelts und
dem jeweils anzuwendenden Steuersatz.
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FG Miinster: Erbschaftsteuer - Ermittlung der jungen Finanzmittel bei Ubertragungen zwischen
Sonderbetriebsvermogen und Gesamthandsvermogen einer Personengesellschaft

Das FG Muinster hat sich mit Urteil vom 16.07.2026 (3 K 682/24 EW) mit der Frage der Ermittlung
der jungen Finanzmittel bei Ubertragungen zwischen Sonderbetriebsvermdgen und Gesamt-
handsvermogen einer Personengesellschaft beschaftigt.

Das FG Minster kam zu dem Schluss, dass eine Ubertragung einer Darlehensforderung eines Kom-
manditisten gegeniber ,seiner" KG in das Gesamthandsvermogen der KG nicht zu Entnah-
men/Einlagen fUhrt, die bei der Ermittlung der jungen Finanzmittel zu berUcksichtigen wiaren.

Dies wird damit begrindet, dass die Begriffe Entnahmen/Einlagen ausschlielllich nach ertragsteu-
erlichen Kriterien zu bestimmen seien. Nach ertragsteuerlichem Verstandnis kommt es bei einer
Ubertragung zwischen Sonderbetriebsvermdgen und Gesamthandsvermégen aber lediglich zu
einer Verschiebung innerhalb desselben steuerlichen Betriebsvermogens der Mitunternehmer-
schaft, so dass keine Einlagen und Entnahmen anzunehmen sein sollen.

Damit weicht das FG Minster von der Auffassung der Finanzverwaltung ab, die die Begriffe Ein-
lage und Entnahme fir erbschaftsteuverliche Zwecke gesondert definiert (vgl. GLE vom 13.10.2022
zur Behandlung von (jungem) Verwaltungsvermogen und (jungen) Finanzmitteln bei Umwand-
lungsvorgangen).
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Alle am 01.10.2026 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen

IR 20/23

Il B87/25

IR 27/24

IR 8/25

VR11/26 (XIR
14/23, XIR 22/21)

VR8/26 (XIR
11/23, XI R 34/20)

VII B 24/25 (AdV)

VIIR 35/24

VIIR 34/23

Entschei- Stichwort
dungsdatum
15.07.9026 Korperscha)ftsteuerpﬂ|cht einer vorkonstitutionellen Famili-
enstiftung in kommunaler Tragerschaft
04.08.9026 Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts des Grundbe-
T sitzes nach § 198 BewG fUr Zwecke der Erbschaftsteuer
Kindergeldanspruch einer Unionsbirgerin aufgrund der Ar-
13.08.2026  beitnehmerfreizigigkeit im Anschluss an Schwangerschaft
und Geburt
Vorrangig kindergeldberechtigter Elternteil bei Gber Be-
09.07.2026  suchszwecke hinausgehendem Aufenthalt des Kindes in
den Haushalten beider Eltern
Steuerermafligung im Hotel II: Parkplatze, Fitness/Well-
21.05.2026 ness und WLAN
21.05.2026  Steuersatzermafigung im Hotel I: Frihstick und Parkplatze
10.09.2026  Wahlfeststellungsbescheid im Tabaksteuerrecht
08.07.2096 Gewerbgsteuerbefrelu?g nac.h §3 Nr. 20 Buchst. d Ge-
WStG bei Abrechnung Uber einen Dritten
19.05.9026 Vernichtung von Branntwein im Auftrag des Inhabers einer

Verwendungserlaubnis

Alle am 01.10.2026 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Aktenzei- Entschei- Stichwort
chen dungsdatum
Teilweise Parallelentscheidung zum BFH-Urteil vom 15.07.2026 |
IR19/23 15.07.2026 R 20/23 - Kérperschaftsteuerpflicht einer vorkonstitutionellen
Familienstiftung in kommunaler Tragerschaft
VR 10726 Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 21.05.2026 V
XIR13/25; 21.05.2026 R 8/26 - Steuersatzermifligung im Hotel: Parallelentscheidun
XIR 7/21) 9vng ' 9
XB16/25 09.09.2026  Befangenheit des Richters im zweiten Rechtsgang

Alle bis zum 02.10.2026 veroffentlichten Erlasse

Aktenzeichen Entschei- Stichwort

dungsdatum
IVD5-S 01.10.2026 Steuerliche Mallnahmen zur Unterstitzung der vom
2223/00044/032/047 T Krieg in der Ukraine Geschadigten
mcs3-s 01.10.2026 Monatlich fortgeschriebene Ubersicht Umsatzsteuer-
7329/00014/008/128 T Umrechnungskurse 2026
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Bundesrat Drucksache 447/26 (Beschluss)

25.09.26

Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2026

Der Bundesrat hat in seiner 1068. Sitzung am 25. September 2026 beschlossen,
zu dem Gesetzentwurf gemil3 Artikel 76 Absatz2 des Grundgesetzes wie folgt
Stellung zu nehmen:

1.

Zu Artikel 1a — neu — (§ 15a, § 52 Absatz 24 Satz 6 — neu — . 7 — neu — EStQG)

Nach Artikel 1 ist der folgende Artikel 1a einzufiigen:

,Artikel 1a

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 15a wird durch den folgenden § 15a ersetzt:
3 15a

Verluste bei beschrankter Haftung

(1) Der einem Kommanditisten zuzurechnende Anteil am Verlust der
Mitunternehmerschaft darf nur bis zur Hohe seiner positiven Kapitaleinlage
am Ende des Wirtschaftsjahres, vermindert um die nach Absatz 4 zum Ende
des vorangegangenen Wirtschaftsjahres festgestellten Summe der
ausgleichs- oder abzugsfihigen Verluste der vorangegangenen
Wirtschaftsjahre, mit anderen Einkiinften aus Gewerbebetrieb und
Einkiinften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen oder nach § 10d
abgezogen werden.
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(2) Soweit ein Verlust nach Absatz 1 nicht ausgeglichen oder
abgezogen werden darf, mindert er die Gewinne, die dem Kommanditisten
in spdateren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung an der
Mitunternehmerschaft zuzurechnen sind. Der verrechenbare Verlust, der
nach Abzug von einem VerduBerungs- oder Aufgabegewinn verbleibt, ist
im  Zeitpunkt der VerduBerung oder Aufgabe des gesamten
Mitunternehmeranteils oder der Betriebsverduferung oder -aufgabe bis zur
Hohe der noch nicht zum Verlustausgleich verwendeten positiven
Kapitaleinlage im Sinne des Absatzes 3 ausgleichs- oder abzugstihig.

(3) Die Kapitaleinlage am Ende des Wirtschaftsjahres im Sinne des
Absatzes 1 ermittelt sich aus der Kapitaleinlage am Ende des
vorangegangenen  Wirtschaftsjahres  zuziliglich  Einlagen, abziiglich
Entnahmen, zuziiglich steuerfreier Vermogensmehrungen, abziiglich
steuerfreier ~ Vermdgensminderungen  und  nicht  abzugsfihiger
Betriebsausgaben sowie zuziiglich eines Gewinns des Wirtschaftsjahres,
soweit dieser nicht nach Absatz2 Satz1mit Verlusten aus
vorangegangenen Wirtschaftsjahren zu verrechnen ist. Ergdnzungsbilanzen
sind in die Ermittlung der Kapitaleinlage einzubeziehen. Sonderbilanzen
sind in die Ermittlung der Kapitaleinlage nicht einzubeziehen.

(4) Soweit die nach Absatz5 am Ende des vorangegangenen
Wirtschaftsjahres festgestellte Summe der ausgleichs- oder abzugsfihigen
Verluste hoher ist als die nach Absatz 3 ermittelte Kapitaleinlage am Ende
des Wirtschaftsjahres, ist der Unterschiedsbetrag dem Kommanditisten als
Gewinn zuzurechnen. Der zuzurechnende Betrag mindert die Gewinne, die
dem Kommanditisten in spiteren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung
an der Mitunternehmerschaft zuzurechnen sind. Der zuzurechnende Betrag
mindert die Hohe der nach Absatz 5 Satz 1 festzustellenden ausgleichs-
oder abzugsfiahigen Verluste zum Ende des Wirtschaftsjahres.
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(5) Die nach Absatz3 zum Ende des Wirtschaftsjahres ermittelte
Kapitaleinlage sowie die Summe der nach Absatz 1 und Absatz 4 Satz 3
ausgleichs- oder abzugsfdhigen Verluste sowie der nach Absatz 2 Satz 1
und Absatz 4 Satz?2 verrechenbare Verlust eines Kommanditisten sind
jahrlich gesondert festzustellen. Dabei ist von der Kapitaleinlage sowie von
dem verrechenbaren Verlust sowie der Summe der ausgleichs- oder
abzugsfiahigen Verluste am Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres
auszugehen. Zustindig fiir den Erlass des Feststellungsbescheids ist das fiir
die gesonderte Feststellung des Gewinns und Verlustes der Gesellschaft
zustindige Finanzamt. Der Feststellungsbescheid kann nur insoweit
angegriffen werden, als der festgestellte Betrag sich gegeniiber dem
festgestellten Betrag des vorangegangenen Wirtschaftsjahres verdndert hat.
Die gesonderten Feststellungen nach Satz 1 konnen mit der gesonderten
und einheitlichen Feststellung der einkommensteuerpflichtigen und
korperschaftsteuerpflichtigen Einkiinfte verbunden werden. In diesen Fillen
sind die gesonderten Feststellungen der Kapitaleinlage, des ausgleichs- oder
abzugsfiahigen Verlustes sowie des verrechenbaren Verlustes einheitlich
durchzufiihren.

(6) Absitze 1 bis 5 gelten sinngeméal fiir andere Unternehmer, soweit
deren Haftung der eines Kommanditisten vergleichbar ist, insbesondere fiir:

1. stille Gesellschafter einer stillen Gesellschaft im Sinne des § 230 des
Handelsgesetzbuchs, bei der der stille Gesellschafter als
Mitunternehmer anzusehen ist,

2. Gesellschafter einer ausldndischen Personengesellschaft, bei der der
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen ist, soweit die Haftung
des Gesellschafters fiir Schulden im Zusammenhang mit dem Betrieb
der eines Kommanditisten oder eines stillen Gesellschafters
entspricht.*

Nach § 52 Absatz 24 Satz 5 werden folgende Sétze eingefiigt:

,»$ 15a in der Fassung des Artikels la des Gesetzes vom ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir
den Veranlagungszeitraum anzuwenden, der auf den Veranlagungszeitraum
folgt, in dem die fiir die Anwendung erforderlichen Programmierarbeiten
abgeschlossen sind. Das Bundesministerium der Finanzen gibt im
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der Lénder im
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Bundessteuerblatt Teil I den Veranlagungszeitraum bekannt, ab dem die

[13K3

Regelung des § 15a erstmals anzuwenden ist.

Begriindung:
Zu § 15a EStG

Die Regelung nach § 15a EStG soll fiir den Kommanditisten den Ausgleich
und den Abzug der nach § 15 EStG zugerechneten Verluste mit anderen
positiven Einkiinften grundsétzlich auf den zivilrechtlichen ,,Haftungsbetrag*
begrenzen. Es soll also der Ausgleich von Verlustanteilen nur insoweit moglich
sein, als der Kommanditist dadurch wirtschaftlich belastet ist. Allerdings hat
die Komplexitidt der bisherigen Norm im Laufe der letzten Jahre erheblich
zugenommen, insbesondere durch Entwicklungen der Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs (BFH) und entsprechende Reaktionen des Gesetzgebers
(beispielsweise die Schaffung von § 15a Absatz 1a EStG). Zur Vereinfachung
der Rechtsanwendung soll deshalb §15a EStG durch eine
wirtschaftsjahriibergreifende ~ Ermittlung des  Verlustausgleichsvolumens
aufgrund von  Einlagen grundlegend vereinfacht werden  (sog.
Kapitaleinlagemodell). Gleichzeitig wird der Verlustausgleich aufgrund
bestehender AufBenhaftung im Sinne des § 171 des Handelsgesetzbuches
(HGB) abgeschaftt.

Das an die aktuellen Rechtsprechungsgrundsitze des Bundesfinanzhofs
weiterentwickelte Modell ,,Kapitaleinlage* l4sst sich wie folgt beschreiben:

Malligebend fiir den Verlustausgleich ist nicht mehr die jeweilige
Kapitalkontenentwicklung des laufenden Wirtschaftsjahres, sondern die am
Ende des  Wirtschaftsjahres  wirtschaftsjahriibergreifend  ermittelte
Kapitaleinlage des Kommanditisten. Dem Kommanditisten wird ein
Verlustausgleichsvolumen in Hohe seines widhrend des Bestehens der
Gesellschaft aufgewendeten steuerlichen Eigenkapitals inklusive positiver und
negativer Ergénzungsbilanzen (= Kapitaleinlage) eingerdumt. Entsprechend der
zivilrechtlichen Vorgaben in § 167 HGB wird hierbei nur auf das Eigenkapital
in der Gesellschaftsbilanz der Kommanditgesellschaft abgestellt, da nur
insoweit eine wirtschaftliche Haftung des Kommanditisten fiir Verluste der
Kommanditgesellschaft eintreten kann. Entsprechend der Rechtsprechung des
BFH zum  bisherigen @ Recht wird negatives und  positives
Sonderbetriebsvermdgen bei der Ermittlung des Verlustausgleichsvolumens im
Sinne des § 15a EStG nicht beriicksichtigt (vgl. BFH-Urteil vom 14. Mai 1991
— VIII R 31/88, BStBI Teil 1T 1992, S. 167).
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Soweit verrechenbare Verluste der Vorjahre mit einem Gewinn des laufenden
Wirtschaftsjahres verrechnet werden, muss dieser Effekt bei der Ermittlung der
Kapitaleinlage neutralisiert werden, um eine doppelte Auswirkung des
Gewinns auf den Verlustausgleich bzw. -abzug zu vermeiden. Aus dem
Vergleich der Kapitaleinlage am Ende des Wirtschaftsjahres mit der Summe
der ausgleichs- oder abzugsfihigen Verluste am Ende des vorangegangenen
Wirtschaftsjahres ergibt sich das noch verwendbare Verlustausgleichsvolumen
fiir das laufende Wirtschaftsjahr. In dieser Hohe ist der Verlust des laufenden
Wirtschaftsjahres ausgleichs- oder abzugsfahig. Soweit nach Durchfiihrung
dieses Verlustausgleichs noch ein Verlustausgleichsvolumen verbleibt, kann
dieses Verlustausgleichspotenzial erst in zukiinftigen Wirtschaftsjahren zum
Verlustausgleich herangezogen werden. Insoweit wird der
BFH-Rechtsprechung zur Beriicksichtigung sogenannter vorgezogener
Einlagen gefolgt (vgl. Urteil vom 14. Oktober 2003 — VIIIR 32/01,
BStBI Teil 112004, S.359; Urteil vom 26. Juni 2007 —IV R 28/06,
BStBI1 Teil 11 2007, S. 934). Eine Umgqualifizierung von bisher verrechenbaren
Verlusten der Vorjahre in ausgleichsfahige durch sogenannte nachtrigliche
Einlagen wird nicht vorgenommen (so auch der BFH mit Urteil vom
14. Dezember 1995 — IV R 106/94, BStBI Teil I1 1996, S.226). Bei der
Aufgabe oder der VerdauBerung des Mitunternehmeranteils koénnen
verrechenbare Verluste in Hohe der noch nicht zum Verlustausgleich oder -
abzug verwendeten Kapitaleinlage in ausgleichs- oder abzugstfdhige Verluste
umqualifiziert werden. Nachtrdgliche Einlagen flihren nur in dem Jahr zu
Verlustausgleichsvolumen, in dem die nachtrigliche Einlage erbracht wurde
und in den darauffolgenden Jahren.

Die Neukonzeption sieht vor, die nachfolgend aufgefiihrten, mafigeblichen
Berechnungsgrundlagen des § 15a EStG am Ende des aktuellen
Wirtschaftsjahres bzw. am Bilanzstichtag jéhrlich gesondert festzustellen:

- die am Ende des Wirtschaftsjahres ermittelte Kapitaleinlage,
- die Summe der ausgleichs- oder abzugsfahigen Verluste und
- der verrechenbare Verlust.

Zu § 52 Absatz 24 Satz 6 — neu —, 7 — neu — EStG

Die Umstellung auf die Neuregelung sollte zeitlich erfolgen, sobald die
technischen Voraussetzungen dafiir vorliegen. Aus diesem Grund wird eine
Ermichtigungsgrundlage  vorgesehen, wonach die Neuregelung zur
Anwendung kommt, sobald dies durch BMF-Schreiben bekanntgegeben wird.
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2. Zu Artikel la —neu— (§ 23 Absatz 1 Satz1 Nummer 1 Satz4 —neu—, § 52

Absatz 31 Satz 8 — neu — EStG)

Nach Artikel 1 ist der folgende Artikel 1a einzufiigen:

,Artikel 1a

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes

gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz3 wird die Angabe ,,genutzt wurden;* durch die Angabe
»genutzt wurden.* ersetzt.

Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefiigt:

»Ausgenommen sind auch Wirtschaftsgiiter, deren VerduBerung Teil
oder Folge einer Scheidungsfolgenvereinbarung oder eines
familiengerichtlichen Scheidungsverbundverfahrens ist, wenn der
VerdauBlerer das Wirtschaftsgut bis zum Zeitpunkt der der Scheidung
vorausgehenden rdumlichen Trennung ausschlieflich zu eigenen
Wohnzwecken oder im Jahr der rdumlichen Trennung und in den

beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt
hat;*

2. Nach § 52 Absatz 31 Satz 7 wird der folgende Satz eingefiigt:

,»$ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1a des
Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden

Anderungsgesetzes] ist in allen offenen Fillen anzuwenden.* ¢

Begriindung:
Zu Nummer 1 (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 — neu — EStG)

Ehegatten streben nach der endgiiltigen Trennung eine mdglichst zeitnahe
Auseinandersetzung an. Im Rahmen einer solchen
Vermogensauseinandersetzung muss auch iiber die im gemeinsamen Eigentum
stehende Immobilie Einigung erzielt werden. Unproblematisch ist dies, wenn
die Immobilie bereits vor iiber zehn Jahren durch die Beteiligten angeschafft
worden ist, da dann die Spekulationsfrist unabhdngig von der
Immobiliennutzung abgelaufen ist.
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Handelt es sich aber um eine vor weniger als zehn Jahren erworbene
Immobilie, kann lediglich unter den Voraussetzungen von § 23 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 Satz 3 EStG Steuerfreiheit erlangt werden. Der Bundesfinanzhof
sieht die Nutzung durch den anderen Ehegatten —selbst wenn auch
gemeinsame Kinder in der Immobilie leben — nicht als Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken im Sinne des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG an
und nimmt damit auch  bei einer im  Rahmen  einer
Scheidungsfolgenvereinbarung entgeltlich iibertragenen Immobilien ein
privates VerdauBlerungsgeschift an (vgl. BFH, Urteil vom 14. November 2023 —
IX R 10/22, BFH/NV 2024, 278 und vom 14. Februar 2023 — IX R 11/21,
BStBI1 11 2023, 642).

Nach dieser Rechtsprechung muss die oder der verduBernde Beteiligte die
Immobilie zumindest im Jahr der VerduBerung und in den beiden
vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt haben. Aufgrund
des zivilrechtlich erforderlichen Trennungsjahres zieht allerdings regelmaBig
zumindest eine oder einer der Beteiligten aus der bislang gemeinsam genutzten
und regelméfBig im Miteigentum der Beteiligten stehenden Immobilie aus.
RegelmélBig konnen damit die fiir eine Steuerfreiheit erforderlichen
Eigennutzungsfristen nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG von
der oder dem Ausziehenden nicht mehr erfiillt werden.

Damit befindet sich die oder der Ausgezogene in einer Art Zwangslage. Denn
zur endgiiltigen Vermdgensauseinandersetzung ist regelmifBig der Abschluss
einer Scheidungsfolgenvereinbarung oder eines familiengerichtlichen
Scheidungsverbundverfahrens notwendig, in deren Rahmen sich die oder der
Ausgezogene regelmiBig zur VerduBerung der frither selbst genutzten
Immobilie an den noch selbst Nutzenden oder einen Dritten verpflichtet.
Alternativ verpflichten sich die Ehegatten gemeinsam zur VerduBerung der
Immobilie an einen Dritten. Der Ablauf der reguldaren Spekulationsfrist von
zehn Jahren wird regelmifBig nicht abgewartet, auch weil die steuerlichen
Konsequenzen meist nicht bekannt sind. Vielmehr droht oftmals einer der
Ehegatten mit der Zwangsversteigerung.

Infolge des privaten VerduBerungsgeschifts entsteht — auch aufgrund der in der
Vergangenheit stark gestiegenen Immobilienpreise — regelméBig ein fiinf- bis
sechsstelliger VerdauBerungsgewinn, der auch infolge einer hoheren Progression
regelmaBig eine erhebliche Steuerbelastung mit sich bringt.

Vor diesem Hintergrund erscheint eine Ausnahmeregelung fiir diese
Fallkonstellationen und damit ein Verzicht auf die Besteuerung geboten.

Der Gesetzeswortlaut stellt auf eine Eigennutzung auch durch die verduflernde
Beteiligte oder den verduBlernden Beteiligten vor der rdumlichen Trennung ab.
Es wird dabei nur auf den Zeitraum bis zur raumlichen Trennung abgestellt,
auch wenn die Trennung lidnger als das zivilrechtlich erforderliche
Trennungsjahr zuriickliegt.

Zu Nummer 2 (§ 52 Absatz 31 Satz 8§ — neu — EStG)
Der Besteuerungsverzicht erscheint in allen offenen Fillen geboten.
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3. Zu Artikel 2a —neu — (§ 34a Absatz 1 Satz 5, § 52 Absatz 34 Satz4 —neu —

EStG)

Nach Artikel 2 ist der folgende Artikel 2a einzufiigen:

,Artikel 2a

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes

gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In §34a Absatz1 Satz5 wird die Angabe ,nichsten® durch die
Angabe ,iiberndchsten® ersetzt.
Nach § 52 Absatz 34 Satz 3 wird der folgende Satz eingefiigt:
,»§ 34a Absatz 1 Satz 5 in der Fassung des Artikels 2a des Gesetzes
vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Gewinne anzuwenden, die im
Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert werden.*

Begriindung:

Zu § 34a Absatz 1 Satz 5 EStG

Der Antrag auf Inanspruchnahme der Thesaurierungsbegiinstigung kann nach
§34a Absatz1l Satz5 EStG bis zur Unanfechtbarkeit des
Einkommensteuerbescheides flir den ndchsten Veranlagungszeitraum ganz
oder teilweise zuriickgenommen werden.

Bei Einflihrung von § 34a EStG mit dem
Unternehmensteuerreformgesetz 2008 (BGBI. 12007, Nr. 40 vom
17. August 2007, S. 1912) wurde diese Riicknahmemoglichkeit im damaligen
§ 34a Absatz 1 Satz 4 EStG mit den moglicherweise im Folgejahr entstehenden
unvorhergesehenen Verlusten begriindet (vgl. BT-Drucksache 16/4841, S. 63).
Denn nach § 34a EStG begiinstigte Gewinne konnen nach § 10d Absatz 1
Satz 3 EStG (§ 10d Absatz 1 Satz2 EStG a. F.) nicht mit zuriickgetragenen
Verlusten verrechnet werden, sodass zugunsten der steuerpflichtigen Person
eine Anderung des Veranlagungszeitraum der Thesaurierung ermdglicht
werden muss.

Zum Zeitpunkt der Einfiilhrung von §34a EStG galt ein einjéhriger
Verlustriicktrag. Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz (BGBI. 12022,
Nr.20 vom 19. Juni 2022, S.911) wurde der zweijdhrige Verlustriicktrag
(wieder) eingefiihrt. Demnach sind inzwischen Fille mdglich, in denen
Verluste im iiberndchsten Jahr nach Thesaurierung entstehen und in den
Veranlagungszeitraum der Thesaurierung zuriickgetragen werden. Vor diesem
Hintergrund sollte §34a Absatz1 Satz5 EStG eine Anderung des
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Veranlagungszeitraums der Thesaurierung bis zur Unanfechtbarkeit des
Einkommensteuerbescheids fiir den iibernidchsten Veranlagungszeitraum
ermdglichen.

Zu § 52 Absatz 34 Satz 4 — neu — EStG

Die Neuregelung kann erstmals auf Gewinne angewendet werden, die im
Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert werden.

Dies ist im Vollzug umsetzbar. Denn mit dieser Regelung kann die
Thesaurierung fiir den Veranlagungszeitraum 2025 bis zur Unanfechtbarkeit
des Einkommensteuerbescheides fiir den Veranlagungszeitraum 2026 ganz
oder teilweise zurlickgenommen werden. Da die Einkommensteuerbescheide
fiir den Veranlagungszeitraum 2026 friihestens im Jahr 2027 erlassen werden,
ist eine Anwendung bereits fiir Gewinne mdglich, die im
Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert worden sind.

Zu Artikel 4 Nummer la —neu— (§ 6 Absatz?2 Satz 1, Absatz 2a EStQG),
Nummer 9 Buchstaben a; —neu — (8§ 52 Absatz 12 Satz 11a —neu —, Satz 13a
—neu —, 13b —neu — EStG)

Artikel 4 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufiigen:
,la. § 6 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz2 Satz1 wird die Angabe ,,800 Euro“ durch die
Angabe ,,1 200 Euro* ersetzt.

b)  Absatz 2a wird gestrichen.
b) Nach Nummer 9 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a; einzufiigen:
,a1) Absatz 12 wird wie folgt gedndert:
aa) Nach Satz 11 wird der folgende Satz eingefiigt:

,»$ 6 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes
vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals bei  Wirtschaftsgiitern
anzuwenden, die nach dem 31.Dezember 2026 angeschafft,
hergestellt oder in das Betriebsvermogen eingelegt werden.*
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bb) Nach Satz 13 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

,§ 6 Absatz 2a ist letztmals fiir Wirtschaftsgiiter anzuwenden,
die vor dem 1. Januar 2027 angeschafft, hergestellt oder in das
Betriebsvermdgen eingelegt werden. Fiir Sammelposten, die am
31. Dezember 2026 noch vorhanden sind, ist § 6 Absatz 2a in der
am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung weiter

[13K3

anzuwenden.

Begriindung:
Zu Buchstabe a

Eine Erhohung des Grenzwerts flir geringwertige Wirtschaftsgiiter auf
1 200 Euro bei gleichzeitiger Abschaffung des sogenannten Sammelpostens
(Poolabschreibung) triagt zu einer Vereinfachung des Steuerrechts bei und fiihrt
zu positiven Liquidititseffekten insbesondere bei kleinen und mittleren
Unternehmen.

Eine Erh6hung der Grenze fiir geringwertige Wirtschaftsgiiter auf einen Betrag
von 1200 Euro ist geeignet, biirokratische Aufzeichnungs- und
Dokumentationspflichten zu verringern und attraktivere Rahmenbedingungen
fiir die sofortige Abschreibung ,kleinerer Wirtschaftsgiiter zu schaffen. Die
Erhohung von aktuell 800 Euro auf 1200 Euro tridgt auch den gestiegenen
Anschaffungskosten von Wirtschaftsgiitern Rechnung.

Mit der Streichung des § 6 Absatz 2a EStG wird das bisherige Nebeneinander
zweier Abschreibungsregelungen beendet. Die bisherigen Regelungen zur
Abschreibung von Wirtschaftsgiitern bis zu einer Wertgrenze von 800 Euro
und der Poolabschreibung im Rahmen eines Sammelpostens bei Anschaffungs-
oder Herstellungskosten bzw. einem Einlagewert von bis zu 1 000 Euro {iber
fiinf Jahre haben zu einer unnétigen Verkomplizierung des Steuerrechts
gefiihrt. Die Abschreibung iiber den sogenannten Sammelposten ist zudem
fehleranfillig und erfordert einen hohen Priifungs- und Uberwachungsaufwand.
Eine einheitliche Losung zum Umgang mit geringwertigen Wirtschaftsgiitern
dient daher insgesamt der Vereinfachung und damit dem Biirokratieabbau.
Angesichts der erhohten  Sofortabschreibungsgrenze  verliert  die
Sammelpostenregelung auch ihre eigensténdige steuerpolitische Funktion.

Zu Buchstabe b

Die Vorschriften legen die Zeitpunkte der erst- bzw. letztmaligen Anwendung
der Neuregelungen des § 6 Absatz 2 Satz 1 und des § 6 Absatz 2a EStG fest.





-11 - Drucksache 447/26 (Beschluss)

5. Zu Artikel 3 Nummer2a —neu— (§6 Absatz3 Satz4 —neu-— EStQ),
Nummer 19 Buchstabe ap — neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu — EStQG)

Artikel 3 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 2 ist die folgende Nummer 2a einzufiligen:
,2a. Nach § 6 Absatz 3 Satz 3 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Die unentgeltliche Ubertragung eines Betriebs oder Teilbetriebs
unter Vorbehalt eines NieBbrauchs gilt als Ubertragung eines Betriebs
oder Teilbetriebs im Sinne von Satz 1.* ¢

b) Vor Nummer 19 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe ao einzufiigen:
,a0) Nach Absatz 12 Satz 19 wird der folgende Satz eingefiigt:

,§ 6 Absatz 3 Satz 4 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist fiir alle Ubertragungen nach dem

(133

31. Dezember 2026 anzuwenden.

Begriindung:
Zu Artikel 3 Nummer 2a — neu — (§ 6 Absatz 3 Satz 4 — neu — EStG)

Mit Urteil vom 29. Januar 2025 — X R 35/19, BStBI Teil 11 2025, S. 768 — hat
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden: Werden die Wirtschaftsgiiter des
Betriebsvermogens eines Gewerbebetriebs unter VorbehaltsnieBbrauch
tibertragen, filhrt der VorbehaltsnieBbraucher jedoch seine bisherige
gewerbliche Titigkeit fort, liegt darin keine unentgeltliche Ubertragung des
Gewerbebetriebs im Sinne § 6 Absatz 3 EStG. Das gilt fiir einen aktiven wie
fir einen verpachteten Gewerbebetrieb. Die unter VorbehaltsnieBbrauch
tibertragenen Wirtschaftsgiiter werden deshalb unter Aufdeckung stiller
Reserven Privatvermogen des Erwerbers. Erlischt zu einem spédteren Zeitpunkt
der NieBbrauch infolge eines unentgeltlichen Vorgangs, geht der in der Person
des Vorbehaltsniebrauchers bestehende Gewerbebetrieb nach § 6 Absatz 3
Satz 1 EStG auf den Erwerber iiber, wenn dieser die betriebliche Tétigkeit des
VorbehaltsnieBbrauchers fortfiihrt.

Das genannte Urteil wurde zusammen mit einer Vertrauensschutzregelung
(BMF-Schreiben vom 28. Oktober 2025, IVC6
— S 2240/00044/019/033 — CO0.7005.100.3.13107528) im Bundessteuerblatt
(BStBI Teil 12025, S.1834)  veroffentlicht.  Hiernach  sind  die
Urteilsgrundsiitze verpflichtend erst fiir Ubertragungen eines aktiven
Gewerbebetriebs ab 17. April 2025 (Datum der Verdffentlichung des Urteils)
anzuwenden.  Auf  gemeinsamen, unwiderruflichen  Antrag  des
NieBBbrauchnehmers und des NiefSbrauchgebers konnen allerdings auch bei
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Ubertragungen bis zum 17. April 2025 in diesen Fillen unverindert die
Buchwerte nach § 6 Absatz 3 EStG aus Vertrauensschutzgriinden fortgefiihrt
werden.

Durch die gesetzliche Ergénzung in § 6 Absatz 3 EStG um einen neuen Satz 4
soll die bisherige Verwaltungsauffassung wiederhergestellt werden und damit
eine Ubertragung von Betrieben oder Teilbetrieben unter VorbehaltsnieBbrauch
steuerneutral moglich sein. Dies gilt nach der Neuregelung sowohl flir die
Ubertragung aktiver als auch verpachteter Gewerbebetriebe. Hinsichtlich
verpachteter Betriebe wird damit die auf der BFH-Rechtsprechung (Urteil vom
25. Januar 2017 — X R 59/14, BStBI Teil 112019, S. 73) beruhende bisherige
Verwaltungsauffassung im  BMF-Schreiben vom  20. November 2019
(BStBI Teil 12019, S. 1291, Rn. 7 Satz 3) iiberschrieben.

Zu Artikel 3 Nummer 19 Buchstabe ap — neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu —
EStG)

Vor dem Hintergrund der BFH-Rechtsprechung und dem BMF-Schreiben vom
28. Oktober 2025 soll die bisherige Verwaltungsauffassung fiir Ubertragungen
nach dem 31. Dezember 2026 wiederhergestellt werden.

6. Zu Artikel 3 Nummer 3a —neu — (§ 7 Absatz 4 Satz 2 EStG)

Nach Artikel 3 Nummer 3 ist die folgende Nummer 3a einzufiigen:

,3a.In § 7 Absatz4 Satz2 wird nach der Angabe ,Nutzungsdauer eines
Gebdudes* die Angabe ,,im Zeitpunkt seiner Fertigstellung* eingefligt. ¢

Begriindung:

Nach der bisherigen Regelung in § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG konnen in allen
Féllen, in denen die tatsichliche Nutzungsdauer kiirzer ist als die in Satz 1
geregelte typisierte Nutzungsdauer, Absetzungen fiir Abnutzung nach der
kiirzeren Nutzungsdauer vorgenommen werden. Anforderungen an den
Nachweis sind nicht gesetzlich geregelt.

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteilen vom 28. Juli 2021 (IX R 25/19) und vom
23. Januar 2024 (IX R 14/23) entschieden, dass sich Steuerpflichtige zur
Darlegung einer kiirzeren tatsdchlichen Nutzungsdauer eines zur
Einkiinfteerzielung genutzten Gebdudes grundsétzlich jeder
Darlegungsmethode bedienen konnen, die im Einzelfall zur Fiihrung des
erforderlichen Nachweises geeignet erscheint, und die Vorlage -eines
Bausubstanzgutachtens nicht Voraussetzung fiir die Anerkennung einer
kiirzeren tatsdchlichen Nutzungsdauer ist.

In der Folge hat sich gezeigt, dass jegliche Gutachten — auch durch ,,Nicht-
Sachverstidndige* Personen oder einfache ,,Internetgutachten* — als Nachweis
geniigen und der Ausnahmefall daher zur Regel wird. Um dem
entgegenzuwirken, wird die Regelung in Satz 2 stirker typisiert.
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Zukiinftig sollen Absetzungen fiir Abnutzung nach einer kiirzeren als der
typisierten Nutzungsdauer nach Satz 1 nur vorgenommen werden kdnnen,
wenn das Gebédude bereits im Zeitpunkt seiner Fertigstellung eine kiirzere
Nutzungsdauer hat; das betrifft solche Gebaude, die von vorneherein auf eine
kiirzere Nutzungsdauer angelegt sind, z.B. Leichtbauhallen oder
Trafostationshduser. Hier ldsst sich die kiirzere Nutzungsdauer in der Regel
anhand von Erfahrungswerten der steuerlichen AuBenpriifung typisiert
bestimmen.

Die Beriicksichtigung der verkiirzten Nutzungsdauer nur in diesem Fall stellt
eine  zuldssige gesetzliche Typisierung dar. Im  Bereich der
Gebidudeabschreibungen darf der Gesetzgeber auch aus
Vereinfachungsgriinden stark typisieren (siche dazu BT-Drucksache 04/2008,
S.3f). Die Neuregelung =zur Beriicksichtigung einer verkiirzten
Nutzungsdauer lisst die Moglichkeit offen, in den oben genannten Fillen
hohere Absetzungen fiir Abnutzung als nach Satz1 zu gewéhren. Sie
verhindert aber, dass insbesondere beim Erwerb von sogenannten Altbauten
jede Unterschreitung der typisierten Nutzungsdauer zu einer individuellen
Berechnung der Absetzungen flihrt und es deshalb zu der vorgenannten
Umkehr der Ausnahme zur Regel kommt. Auflerdem wird dadurch
Verwaltungsaufwand durch Uberpriifung von Gutachten und Ermittlung eines
individuellen Abschreibungssatzes vermieden.

7. Zu Artikel 3 Nummer 5a — neu — (§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG)

Nach Artikel 3 Nummer 5 ist die folgende Nummer 5a einzufiigen:
,5a. § 20 Absatz 4a Satz 1 wird durch folgenden Satz ersetzt:

,Werden Aktien im Sinne des §43 Absatz1 Satz1 Nummer la oder
vergleichbare auslidndische Aktien gegen entsprechende Aktien getauscht
und wird der Tausch auf Grund gesellschaftsrechtlicher MaBnahmen
vollzogen, die von den beteiligten Unternehmen ausgehen, treten
abweichend von Absatz2 Satzl und den §§13 und 21 des
Umwandlungssteuergesetzes die iibernommenen Aktien steuerlich an die
Stelle der bisherigen Aktien, wenn das Recht der Bundesrepublik
Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der
VerduBlerung der erhaltenen Aktien nicht ausgeschlossen oder beschrinkt
ist oder die Mitgliedstaaten der FEuropdischen Union bei einer
Verschmelzung Artikel 8 der Richtlinie 2009/133/EG anzuwenden haben;
in diesem Fall ist der Gewinn aus einer spiteren VerduBerung der
iibernommenen Aktien ungeachtet der Bestimmungen eines Abkommens
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu
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besteuern, wie die VerduBerung der Aktien an der {iibertragenden
Korperschaft zu besteuern wire, und § 15 Absatz 1a Satz 2 entsprechend

[13K3

anzuwenden.

Begriindung:

Die Regelung wurde im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2009 (BGBI. 1 2008
S. 2794) eingefiihrt. Sie ist eine Ausnahme zu dem Grundsatz, dass der Tausch
steuerlich zu einem VerduBerungs- und entsprechend zu einem
Anschaffungsvorgang fiihrt (§ 6 Absatz6 Satz1 EStG) und dient der
Vereinfachung im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren durch Kreditinstitute als
auszahlende Stellen.

Die auszahlenden Stellen sind flir die Auszahlung und die Gutschrift der
Kapitalertrige und die Abfiihrung der Kapitalertragsteuer zustdndig. Die
Regelung hat sich als Mittel, die Abgeltungsteuer fiir die auszahlenden Stellen
praktikabel zu gestalten, bewihrt. Die Kreditinstitute miissen insbesondere bei
Féllen im EU-/EWR-Raum nicht kurzfristig bewerten, ob dem Anteilstausch
ein steuerpflichtiger Vorgang zugrunde liegt. Indem die {ibernommenen
Anteile an die Stelle der bisherigen Anteile treten, ohne dass ein
VerduBerungsvorgang angenommen wird, wird die Besteuerung der stillen
Reserven auf den Zeitpunkt verschoben, zu dem die Anteile tatsdchlich
liquidititswirksam verduflert werden oder ein Ersatzrealisationstatbestand im
Sinne des § 15 Absatz 1a Satz 2 EStG verwirklicht wird.

In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass die Anwendung der Regelung auch
fiir Félle begehrt wird, in denen Steuerpflichtige steuersparende Zwecke
verfolgen. So werden beispielsweise private Aktiendepots in eine eigene
Gesellschaft mit beschrinkter Haftung (GmbH) gegen Kapitalerh6hung
eingebracht, um fiir VerduBerungen und anschlieBende Reinvestitionen von
Wertpapieren von der Steuerfreistellung des § 8b Absatz 2 KStG profitieren zu
konnen.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung ist § 20 Absatz 4a Satz 1 EStG in
derartigen Féllen nicht anwendbar, da nach dem Gesetzeswortlaut die
gesellschaftsrechtliche Maflnahme von den beteiligten Unternehmen ausgehen
muss.

Bei der Einbringung eines privaten Aktiendepots in eine eigene GmbH ist
jedoch nur die eigene GmbH an der gesellschaftsrechtlichen Mallnahme
beteiligt, nicht jedoch das Unternehmen, dessen Aktien in die GmbH
eingebracht werden. Mit der Gesetzesinderung wird derartigen
Steuergestaltungen nunmehr génzlich die Grundlage entzogen.

Die Rechtsénderung ist so ausgestaltet, dass unter den Anwendungsbereich des
§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG nur noch Aktien im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1
Nummer la EStG oder vergleichbare ausliandische Aktien fallen. Mit dieser
gesetzlichen Einschrinkung des Anwendungsbereichs der Norm kann deren
urspriinglicher Zweck —die Vereinfachung des Kapitalertragsteuerabzugs
durch Kreditinstitute bei einem Anteilstausch — weiterhin
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verwaltungsdkonomisch erfiillt werden. Es wird aber gesetzlich klargestellt,
dass iiber diesen Zweck hinausgehende Gestaltungen nicht unter den
Anwendungsbereich dieser Norm fallen. Damit fallen kiinftig ausschlieBlich
depotverwahrte Anteile in den Anwendungsbereich des § 20 Absatz 4a
Satz 1 EStG; nicht depotverwahrte Anteile von unter 1 Prozent fallen nicht
mehr in den Anwendungsbereich. Fiir diese gelten die allgemeinen Regeln des
Umwandlungssteuerrechts, wonach unter bestimmten Voraussetzungen die
Fortfiihrung der Buchwerte moglich ist.

Zu Artikel 3 Nummer 5a — neu — (§ 22 Nummer 6 — neu — EStG), Nummer 19
Buchstabe b1 — neu — (§ 52 Absatz 30 Satz 2 — neu — EStG)

Artikel 3 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 5 ist die folgende Nummer 5a einzufiligen:
,5a.  § 22 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 5 Satz 15 wird die Angabe ,,entsprechend. durch
die Angabe ,,entsprechend;* ersetzt.

b) Nach Nummer 5 wird die folgende Nummer 6 eingefiigt:

,0.  Entschddigungen, Abstandszahlungen oder sonstige
Leistungen, die zur Ablosung eines Niellbrauchsrechts
(Nutzungsrechts) gezahlt werden, soweit sie beim
Leistenden zu Anschaffungskosten eines Wirtschaftsguts
flihren, dessen VerduBerung oder Entnahme zu
Einkiinften aus den in § 2 Absatz1 Nummer 1 bis 5
bezeichneten Einkunftsarten fiihrt und soweit der Abzug
nicht ausgeschlossen ist. Satz 1 gilt nicht, soweit die
Leistungen zu den in §2 Absatz1 Nummer 1 bis 5
bezeichneten Einkunftsarten gehoren.* ¢

b) Nach Nummer 19 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe b; einzufiigen:
,b1) Nach Absatz 30 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,»§ 22 Nummer 6 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Entschadigungen,
Abstandszahlungen oder sonstige Leistungen anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 2026 erbracht werden.* ¢
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Begriindung:
Zu Artikel 3 Nummer 5a — neu — (§ 22 Nummer 6 — neu — EStQG)

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteilen vom 20. September 2024
(Az. IX R 5/24, BFHE 286, 19) und vom 11. Februar 2025 (Az. IX R 14/24,
BFH/NV 2025, 862) die Ablosung eines Niebrauchs an einem -—im
Privatvermogen gehaltenen — Kapitalgesellschaftsanteil nur dann nach § 24
Nummer 1 Buchstabea EStG fiir steuerbar angesehen, wenn dem
NieBbraucher die Finkiinfte aus dem Anteil zuzurechnen sind. Eine
Einkiinftezurechnung beim Niebraucher wird dabei nach § 20 Absatz 5
Satz 3 EStG nur dann angenommen, wenn der NieBBbraucher wirtschaftlicher
Eigentiimer der Kapitalgesellschaftsanteile ist.

Da dem NieBBbraucher das  wirtschaftliche Eigentum an den
Kapitalgesellschaftsanteilen regelméfig nicht zuzurechnen ist, kann die
Ablosezahlung nach  geltender Rechtsprechung bei  Anteilen im
Privatvermdgen nicht besteuert werden. Zugleich fiihrt die Abldsezahlung nach
Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung beim niefBbrauchverpflichteten
(zivil- und wirtschaftlichem) Eigentiimer Zu nachtriaglichen
Anschaffungskosten auf die Kapitalgesellschaftsbeteiligung (vgl. BFH, Urteil
vom 18. November 2014 — IX R 49/13, BStBI Teil I 2015, S.224 - und
H 17.5 ,,Ablosung eines VorbehaltsnieBbrauch® Einkommensteuer-Hinweise).
Damit ist die Ablosezahlung beim Leistenden steuerverstrickt und beim
Empfinger nicht steuerbar. Zudem tritt bei einer unentgeltlichen Ubertragung
der Kapitalgesellschaftsanteile unter Vorbehalt eines NieBbrauchs der
(nieBbrauchbelastete) Rechtsnachfolger hinsichtlich der Anschaffungskosten
nach § 17 Absatz2 Satz5 EStG in die FuBstapfen des Rechtsvorgingers.
Hierdurch konnen wirtschaftlich unangemessene Ergebnisse entstehen, die mit
der Rechtsdnderung beseitigt werden sollen. Mit der neuen Regelung soll eine
sachgerechte Besteuerung beim Leistungsempfinger sichergestellt werden und
zwar unabhingig davon, welcher Einkunftsart die Einkunftsquelle
(insbesondere Wertpapiere und Kapitalgesellschaftsanteile) zuzuordnen ist.

Satz 1 der Regelung stellt dabei sicher, dass eine Besteuerung nur erfolgt,
soweit die Abstandszahlung zu nachtrdglichen Anschaffungskosten eines
Wirtschaftsguts fiihrt, dessen VerduBerung oder Entnahme eine Besteuerung
beim Leistenden auslost. Eine Besteuerung scheidet allerdings aus, soweit der
Abzug der Anschaffungskosten bei der Ermittlung des VerduBerungsgewinns
ausgeschlossen ist (zum Beispiel in Fillen des § 3¢ Absatz 2 EStG). Nach
Satz 2 der Regelung soll eine Besteuerung zudem nur erfolgen, soweit die
Abstandszahlung  keiner  anderen  Einkunftsart = zuzurechnen  ist
(Subsidiarititsprinzip).

Eine Bezugnahme auf die Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung oder die
sonstigen Einkiinfte ist in der Neuregelung nicht erforderlich. Denn der BFH
hat die Ablosung eines NieBBbrauchsrechts an einer im Privatvermodgen
gehaltenen vermieteten Immobilie beim Leistungsempfanger jiingst im Urteil
vom 10. Oktober 2025 (Az. IX R 4/24) einer Besteuerung nach § 24 Nummer 1
Buchstabe a EStG unterworfen. Insoweit entsteht keine Besteuerungsliicke, die
geschlossen werden muss.
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Zu Artikel 3 Nummer 19 Buchstabe bi —neu — (§ 52 Absatz 30 Satz 2 —neu —
EStG)

Die Neuregelung ist erstmals auf Entschidigungen, Abstandszahlungen oder
sonstige Leistungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 erbracht
werden.

9. Zu Artikel 3 Nummer 9 (8§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 EStG)

Artikel 3 Nummer 9 ist zu streichen.

Begriindung:

Mit der als redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des § 33b EStG
begriindeten Anderung (Nummer9 Buchstabea und b) schligt die
Bundesregierung vor, den Pflege-Pauschbetrag (§ 33b Absatz 6 EStG) aus
§39a Absatz1 Satz1 Nummer3 EStG herauszulésen und dafiir § 39a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG entsprechend zu ergénzen, sodass hier kiinftig
alle Pauschbetrige gemill § 33b EStG zusammen aufgefiihrt sind.

Dieser Umgliederung bedarf es nicht. Denn alle Pauschbetrige gemél
§ 33b EStG (Pauschbetrige fiir Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene
und Pflegepersonen) sind nach geltender Rechtslage bereits zutreffend als
Antragstatbestinde flir das Lohnsteuer-ErmiBigungsverfahren (§ 39a EStG)
geregelt:

-in §39a Absatz1 Satz1 Nummer3 EStG: Pflege-Pauschbetrag (§ 33b
Absatz 6 EStG),

-in § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG: Pauschbetrige fiir Menschen mit
Behinderungen und Hinterbliebene (§ 33b Absatz 1 bis 5 EStG).

Die Umgliederung ginge zudem iiber eine bloBe redaktionelle Anderung
hinaus, denn sie hitte weitreichende Folgen fiir die bestehenden Kontroll- und
Priifungsmechanismen im Gesetzesvollzug. Sie wiirde dazu fiihren, dass fiir im
Lohnsteuer-ErméBigungsverfahren gewéhrte Pflege-Pauschbetrige kiinftig
keine regelmafige Priifung mehr erfolgt bzw. erfolgen kann, obwohl kein
sachlicher Grund eine solche Verfahrensédnderung rechtfertigen wiirde.

Der Pflege-Pauschbetrag 16st bislang wie alle anderen in § 39a Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 EStG genannten Antragstatbestinde eine Pflichtveranlagung aus
und unterfillt im ErmaBigungsverfahren der Giiltigkeitsbegrenzung auf
maximal zwei Kalenderjahre. Dagegen 16sen Antragstatbestéinde, die in § 39a
Absatz 1 Satz1 Nummer 4 EStG genannt sind, fiir sich genommen keine
Pflichtveranlagung aus (Umkehrschluss aus § 46 Absatz 2 Nummer 4 EStG)
und sie unterfallen auch nicht der Giiltigkeitsbegrenzung im
ErmaBigungsverfahren (Umkehrschluss aus § 39a Absatz 1 Satz3 EStG).
Diese Regelungen sind fiir den Behinderten-Pauschbetrag auch gerechtfertigt,
weil dieser Freibetrag regelmifBig entsprechend den Giiltigkeitsangaben zum
Grad der Behinderung (GdB) beriicksichtigt wird. Beim Pflege-Pauschbetrag
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ist die Sachlage hingegen eine andere: Eine verldssliche Prognose, wie lange
die Abzugsvoraussetzungen vorliegen werden, ist hier nicht mdglich. Soweit
z. B. die Pflege eingestellt wird, der Steuerpflichtige umzieht und aufgrund der
Entfernung keine Pflege mehr leisten kann oder die gepflegte Person verstirbt,
wird dies gegebenenfalls zu spidt oder gar nicht erkannt. Dies gilt es zu
vermeiden. Um an dem bewihrten Verfahren festzuhalten ist es daher geboten,
den Pflege-Pauschbetrag —wie bisher— in §39a Absatz1 Satzl1
Nummer 3 EStG zu belassen und von der in Artikel 3 Nummer 9 vorgesehenen
Gesetzesdanderung wieder Abstand zu nehmen.

10. Zu Artikel 3 Nummer 10 (§ 41 Absatz 1 Satz 4 EStG)

Artikel 3 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen:

»10.

In § 41 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe ,,, die nach § 3 Nummer 21
steuerfreien FEinnahmen, die nach §3 Nummer 28 steuerfreien
Aufstockungsbetrige oder Zuschlige und die nach § 3 Nummer 28a
steuerfreien Zuschiisse* gestrichen.

Begriindung:

Die Nennung der nach §3 Nummer2l EStG steuerfreien Einnahmen
(Aktivrente) in § 41 Absatz 1 Satz4 EStG ist nicht erforderlich, da sich die
Aufzeichnungspflicht im Lohnkonto fiir die steuerfreien Einnahmen bereits
allgemein aus § 41 Absatz1 Satz3 EStG ergibt. Diese Begriindung gilt
gleichermaflen fiir die nach §3 Nummer28 EStG steuerfreien
Aufstockungsbetrage und Zuschldge sowie die nach § 3 Nummer 28a EStG
steuerfreien  Zuschiisse. Folgerichtig sind auch diese steuerfreien
Lohnbestandteile in § 41 Absatz1 Satz4 EStG nicht zu nennen. Der
Regelungsgehalt von § 41 Absatz1 Satz4 EStG bleibt damit auf die
Aufzeichnungspflicht fiir dem Progressionsvorbehalt unterliegende staatliche
Lohnersatzleistungen beschrinkt.

11. Zu Artikel 3 (§ 50] EStG)

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu priifen, ob die in Artikel 3
Nummer 17 Buchstabe b beabsichtigte Anderung des § 50c Absatz 2
Satz 6 EStG einer flankierenden Anderung des § 50j EStG bedarf.
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Begriindung:

Ausweislich der Begriindung zum Gesetzentwurf zu Artikel 3 Nummer 17
Buchstabe b soll mit der Einschrinkung des Freistellungsverfahrens (§ 50c
Absatz2 EStG) moglichen Cum/Cum-Gestaltungen unter Einschaltung
auslidndischer GroBaktionidre Rechnung getragen werden.

Mit der geplanten Gesetzesdnderung kdme zukiinftig eine Entlastung nur noch
im Erstattungsverfahren nach § 50c Absatz 3 EStG in Betracht. Betroffen von
dieser Regelung sind neben DBA-berechtigten Aktiondren auch solche
Aktiondre, die auf Grundlage des § 43b EStG (Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2011/96) Erstattungsanspriiche im Inland geltend machen kénnen.

Im Erstattungsverfahren sollen ausweislich der Begrindung zum
Gesetzentwurf unter anderem die Voraussetzungen des § 50; EStG gepriift
werden, wonach eine Erstattung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer nur
unter bestimmten Voraussetzungen in Betracht kommt. Hierdurch sollen
mogliche Cum/Cum-Gestaltungen ausgeschlossen werden.

§ 50; EStG findet aktuell jedoch nur auf Gldubiger von Kapitaler-tragen
Anwendung, die nach einem Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung Erstattungsanspriiche geltend machen konnen. § 505 EStG
findet dagegen keine Anwendung auf Glaubiger von Kapitalertragen, die auf
Grundlage des § 43b EStG Erstattungsanspriiche im Inland geltend machen
konnen.

12. Zu Artikel 4 Nummer la —neu— (§ 6 Absatz5 Satz3 Nummer 4 EStQG),
Nummer 9 Buchstabe a; — neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu — EStQG)

Artikel 4 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer la einzufiigen:

,la. § 6 Absatz5 Satz3 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4
ersetzt:

,4. unentgeltlich oder gegen Gewédhrung oder Minderung von
Gesellschaftsrechten zwischen den Gesamthandsvermogen
verschiedener Mitunternehmerschaften derselben
Mitunternehmer.* *
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b) Nach Nummer 9 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a; einzufiigen:
,a1) Nach Absatz 12 Satz 19 wird der folgende Satz eingefiigt:

,8 6 Absatz 5 Satz3 Nummer 4 in der Fassung des Artikels 4 des
Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir Ubertragungen nach dem
31. Dezember 2026 anzuwenden.* ¢

Begriindung:
Zu Nummer la —neu — (§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 EStG)

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit Beschluss vom
28. November 2023 -2 BvL 8/13, BGBL 12024, Nr.45 §6 Absatz5
Satz 3 EStG — als mit Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar
erkldrt, soweit danach die Ubertragung von Wirtschaftsgiitern zwischen
beteiligungsidentischen Personengesellschaften zum Buchwert ausgeschlossen
ist. Der Gesetzgeber hat daraufhin mit dem Jahressteuergesetz 2024 (vgl.
BR-Drucksache 529/24) eine neue Nummer4 in § 6 Absatz5 Satz3 EStG
rickwirkend fiir alle offenen Fille aufgenommen (§52 Absatz 12
Satz 15 EStG).

Dabei hat sich der Gesetzgeber eng an dem Beschluss und dem ihm
zugrundeliegenden Sachverhalt orientiert. Zu entscheiden war der Fall einer
(teilweise) unentgeltlichen Ubertragung von Wirtschaftsgiitern zwischen
Schwesterpersonengesellschaften, mit identisch beteiligten Mitunternehmern.

Zur Erleichterung und Forderung von unternehmerischen Strukturmafnahmen
wird an der identischen Beteiligungshohe derselben Mitunternehmer nicht
mehr festgehalten. Sind etwa A und B zu jeweils 50 Prozent an der
Mitunternehmerschaft I und zu 40 Prozent und 60 Prozent an der
Mitunternehmerschaft II  beteiligt, soll damit zukiinftig ebenfalls eine
buchwertneutrale Ubertragung zwischen den Gesamthandsvermdgen der
Mitunternehmerschaften I und II méglich sein. Denn ein Uberspringen stiller
Reserven wird im Bereich von § 6 Absatz5 Satz3 EStG vom Gesetzgeber
auch in anderen Ubertragungsvorgingen nach § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1
bis 3 EStG mit Rechtstragerwechsel anerkannt.

Zusitzlich wird der unentgeltlichen Ubertragung die Ubertragung gegen
Gewidhrung oder Minderung von Gesellschaftsrechten zur Seite gestellt, um so
einen Gleichlauf mit den Ubertragungsvorgingen nach § 6 Absatz 5 Satz 3
Nummer 1 und Nummer2 EStG herzustellen. Damit tritt auch eine
Erleichterung fiir Neugriindungsfille ein. In diesen Féllen ist bislang stets eine
vorgelagerte Bargriindung mit anschlieBender unentgeltlicher Ubertragung
erforderlich. Die Bargriindung kann in diesen Féllen zukiinftig entfallen und
die Ubertragung gegen Gewihrung von Gesellschaftsrechten an die
Mitunternehmerschaft selbst oder an die an ihr beteiligten Mitunternehmer
erfolgen.
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Zu Nummer 9 Buchstabe a; —neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu — EStG)

Der Verzicht auf die identische Beteiligungshohe derselben Mitunternehmer
und die Erweiterung um die Ubertragung gegen Gewihrung oder Minderung
von Gesellschaftsrechten sind fiir alle nach dem 31.Dezember 2026
stattfindenden Ubertragungen anwendbar.

13. Zu Artikel 4 Nummer2a —neu— (§ 16 Absatz?2 Satz4 —neu-— EStQ),

Nummer2b —neu— (8§17 Absatz2 Satz3a —neu-— EStG), Nummer9

Buchstabe by —neu — (§ 52 Absatz 25ap — neu — EStG), Buchstabe b, — neu —

(§ 52 Absatz 25a Satz 3 — neu — EStQ)

Artikel 4 ist wie folgt zu dndern:

a) Nach Nummer 2 sind die folgenden Nummern 2a und 2b einzufiigen:

,24.

2b.

Nach § 16 Absatz 2 Satz 3 wird der folgende Satz eingefligt:

,Vom Eintritt einer aufschiebenden Bedingung abhingige
Bestandteile des VerduBerungspreises im Sinne des Satzes 1 sind
unabhidngig vom Zeitpunkt des Eintritts der aufschiebenden
Bedingung im Veranlagungszeitraum zu beriicksichtigen, in dem die
VerduBlerung stattgefunden hat.*

Nach § 17 Absatz 2 Satz 3 wird der folgende Satz eingefligt:

,Vom Eintritt einer aufschiebenden Bedingung abhingige
Bestandteile des VerduBerungspreises im Sinne des Satzes 1 sind
unabhidngig vom Zeitpunkt des FEintritts der aufschiebenden
Bedingung im Veranlagungszeitraum zu beriicksichtigen, in dem die
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VerduBlerung stattgefunden hat.

b) Nach Nummer 9 Buchstabe b sind die folgenden Buchstaben b; und b>
einzufiigen:

,b1) Nach Absatz 25 wird der folgende Absatz 25a eingefiigt:

b2)

»(25a0)  § 16 Absatz 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1a des
Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir VerduBerungen im Sinne von § 16
Absatz 1 nach dem 31. Dezember 2026 anzuwenden.*

Nach Absatz 25a Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:
8 17 Absatz2 Satz 7 in der Fassung des Artikels la des Gesetzes
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vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir VerduBerungen im Sinne von § 17
Absatz 1 nach dem 31. Dezember 2026 anzuwenden.* *

Begriindung:
Zu Nummer 2a — neu — (§ 16 Absatz 2 Satz 4 — neu — EStG)

Mit Urteil vom 9. November 2023 — IV R 9/21, BStBI Teil 11 2024, S. 510 —hat
der Bundesfinanzhof entschieden, dass gewinn- oder umsatzabhédngige Earn-
Out-Zahlungen, bei denen das Entstehen sowohl dem Grunde als auch der
Hohe nach ungewiss ist, erst im Zeitpunkt des Zuflusses als nachtrigliche
Betriebseinnahmen zu versteuern sind. Die Verwaltung wendet diese
Rechtsprechung im Bereich der §§ 16, 17 EStG an (vgl. H 16 Absatz 10 ,,Earn-
Out-Klauseln*“ EStH und H 17 Absatz 7 ,,Stichtagsbewertung®, 2. Tiret der
Einkommensteuer-Hinweise).

Die Beriicksichtigung dieser Earn-Out-Zahlungen erst im
Veranlagungszeitraum, in dem diese der steuerpflichtigen Person zuflieBen,
kann unter Umstdnden zu Besteuerungsliicken flihren, wenn die verdufernde
Person zu diesem Zeitpunkt nicht mehr in der Bundesrepublik Deutschland
ansdssig ist. Daher ist eine Riickbeziehung dieser Zahlungen in den
Veranlagungszeitraum der VerdufBBerung geboten.

Zudem fiihrt die Riickbeziehung dazu, dass die Earn-Out-Zahlung — ihrem
wirtschaftlichen Gehalt entsprechend — bei der Priifung der fiir
VerduBerungsvorginge gewidhrten Vergilinstigungen (Freibetrag nach §§ 16,
17 EStG, Sondersteuersatz nach § 34 EStG) einbezogen wird.

Zu Nummer 2b — neu — (§ 17 Absatz 2 Satz 3a — neu — EStG)
Es gelten die Ausfiihrungen zu Nummer 2a — neu — entsprechend.
Zu Nummer 9 Buchstabe bi— neu — (§ 52 Absatz 25ap — neu — EStG)

Die Riickbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der
VerdauBerung kann sich fiir die steuerpflichtige Person im Einzelfall auch
nachteilig auswirken (zum Beispiel Abschmelzung bzw. Wegfall des
Freibetrags gemdll § 16 Absatz4 EStG). Aus diesem Grund ist die in
Nummer 2a —neu—  vorgeschlagene gesetzliche Neuregelung aus
Vertrauensschutzgriinden erstmals fiir Besteuerungstatbestinde des § 16 EStG
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 cintreten.
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Zu Nummer 9 Buchstabe b, — neu — (§ 52 Absatz 25b Satz 3 — neu — EStG)

Die Riickbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der
VerdauBerung kann sich fiir die steuerpflichtige Person im Einzelfall auch
nachteilig auswirken (zum Beispiel Abschmelzung bzw. Wegfall des
Freibetrags gemdll § 17 Absatz3 EStG). Aus diesem Grund ist die in
Nummer 2b  —neu—  vorgeschlagene gesetzliche Neuregelung aus
Vertrauensschutzgriinden erstmals fiir Besteuerungstatbestinde des § 17 EStG
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 eintreten.

14. Zu Artikel 4 (§ 24b EStG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Erhohung des
bestehenden  Entlastungsbetrags  fiir ~ Alleinerziechende  sowie  des
Erhohungsbetrags fiir jedes weitere Kind (§ 24b EStG) vorzusehen und ferner
die Weiterentwicklung zu einer progressionsunabhéngigen Forderung zu
priifen, damit Steuerpflichtige mit kleineren und mittleren Einkommen stirker
als bisher entlastet werden. Dies konnte auch durch eine Steuergutschrift
erreicht werden. Die Entlastung sollte sich dabei an der Entlastungswirkung des
jeweils aktuell geltenden Freibetrags im Bereich des Spitzensteuersatzes
orientieren.

Begriindung:

Familienleben und Beruf miteinander zu vereinbaren, stellt fiir
Alleinerziechende eine besondere Herausforderung dar. Erwerbstitige
Alleinerziehende tragen die Verantwortung fiir Betreuung, Erziehung und
Haushalt regelmiafBig allein und sehen sich dabei erheblichen organisatorischen
und finanziellen Belastungen ausgesetzt. Sie sind zudem einem
iiberdurchschnittlich hohen Armutsrisiko ausgesetzt. Es ist daher ein wichtiges
familien- und sozialpolitisches Anliegen, Alleinerzichende — insbesondere bei
niedrigen und mittleren Einkommen — zielgenau, unbiirokratisch und stérker
als bisher zu entlasten.

Der Entlastungsbetrag fiir Alleinerziechende nach § 24b EStG trdgt diesem
Anliegen Rechnung, indem er den erhdhten Lebensfithrungsaufwand
alleinerziehender Steuerpflichtiger beriicksichtigt. Dieser sollte in einem ersten
Schritt erhoht werden. Als von der Summe der Einkiinfte abzuziehender
Freibetrag entfaltet er jedoch eine mit steigendem Einkommen zunehmende
Entlastungswirkung. Aufgrund des progressiven Einkommensteuertarifs
profitieren Steuerpflichtige mit hoheren Einkommen von einem Freibetrag
starker als solche mit niedrigen und mittleren Einkommen. Gerade die Gruppe
der Alleinerziehenden mit geringeren Einkommen, die auf eine Entlastung in
besonderem Mafle angewiesen ist, wird dadurch verhéltnisméfig geringer
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begiinstigt.

Eine Weiterentwicklung des Entlastungsbetrags zu einer
progressionsunabhéngigen Forderung konnte diese Ungleichbehandlung
verringern. Denkbar ist insbesondere eine Ausgestaltung als Steuergutschrift,
deren Hohe sich an der Entlastungswirkung orientiert, die der jeweils geltende
Freibetrag im Bereich des Spitzensteuersatzes erzielt. Auf diese Weise kdme
allen Alleinerziehenden eine gleich hohe absolute Entlastung zugute,
unabhingig von der Hohe ihres zu versteuernden Einkommens. Kleinere und
mittlere Einkommen wiirden dadurch spiirbar stirker entlastet als bisher.

Es wird darum gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, in
welcher Form eine solche Weiterentwicklung sachgerecht, zielgenau und mit
vertretbarem Verwaltungsaufwand umgesetzt werden kann. Dabei sollten
sowohl die finanziellen Auswirkungen auf das Steueraufkommen als auch die
verwaltungspraktische Handhabbarkeit fiir die Finanzverwaltung und die
betroffenen Steuerpflichtigen in den Blick genommen werden.

15. Zu Artikel 4 Nummer 2a — neu — (§ 33b Absatz 1 EStG)

Nach Artikel 4 Nummer 2 ist die folgende Nummer 2a einzufiigen:
,2a. § 33b Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»Wegen der Aufwendungen fiir die Hilfe bei den gewohnlichen und
regelmiBig wiederkehrenden Verrichtungen des tdglichen Lebens, fiir die
Pflege sowie fiir einen erhohten Waischebedarf steht Menschen mit
Behinderungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 ein Pauschbetrag
nach Absatz 3 zu (Behinderten-Pauschbetrag). Dabei gelten die von der
jeweiligen flir die Feststellung einer Behinderung zustéindigen
mitteilungspflichtigen ~ Stellen nach Mallgabe des §93c der
Abgabenordnung iibermittelten Feststellungen zu einer Behinderung als
Angaben des Steuerpflichtigen. Anstelle des Pauschbetrags nach Absatz 3
kann eine SteuerermdfBigung nach § 33 geltend gemacht werden; das
Wabhlrecht kann fiir die genannten Aufwendungen nur einheitlich ausgeiibt

(131

werden.

Begriindung:

Bei der Geltendmachung behinderungsbedingter Aufwendungen wird das
bisherige  Regel-Ausnahme-Verhéltnis umgekehrt. Der  Behinderten-
Pauschbetrag wird bei Vorliegen eines Nachweises iiber das Vorliegen einer
Behinderung von Amts wegen beriicksichtigt.
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Als Nachweis gelten bei einer ab dem 1. Januar 2026 festgestellten
Behinderung die Daten, die von der fiir die Feststellung der Behinderung
zustandigen und damit mitteilungspflichtigen Stelle iibermittelt werden (§ 65
Absatz 3a der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung). Bei einem Grad
der Behinderung, der ab dem Jahr2026 nach § 152 Absatz 1 SGB IX
festgestellt wird, wird der Behinderten-Pauschbetrag damit ab dem Jahr 2027
von Amts wegen beriicksichtigt.

Vor dem Jahr 2026 von der zustdndigen Behorde ausgestellte und von der
steuerpflichtigen Person vorgelegte Ausweise nach dem Neunten Buch
Sozialgesetzbuch sowie Bescheide nach § 152 Absatz1 SGB IX werden
weiterhin als Nachweise anerkannt, es sei denn, die zugrunde liegenden
Feststellungen dndern sich vor Ablauf der Giiltigkeit (§ 84 Absatz 3h EStDV).
Dartiber hinaus erfolgt der Nachweis einer Behinderung in Fillen des § 65
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b EStG durch den vorgelegten Rentenbescheid
oder den die anderen laufenden Beziige nachweisenden Bescheid. Den
Nachweis der FEinstufung in einen Pflegegrad nach dem Elften Buch
Sozialgesetzbuch hat die steuerpflichtige Person ebenfalls durch Vorlage des
entsprechenden Bescheides zu erbringen (§ 65 Absatz 2a EStDV). Eine
Berticksichtigung erfolgt in diesen Féllen ab dem Jahr 2027 von Amts wegen,
wenn die steuerpflichtige Person diese Ausweise und Bescheide bereits in den
Vorjahren einmal der zustindigen Finanzbehdrde vorgelegt hat und diese
dadurch Kenntnis vom Grad der Behinderung erlangt hat.

Die individuelle  Geltendmachung  hdherer = Aufwendungen  als
auBergewohnliche Belastungen geméfl § 33 Absatz 1 EStG bleibt moglich.
Damit werden die unmittelbar durch eine Behinderung laufend entstehenden
typischen Mehraufwendungen im jeweiligen Veranlagungszeitraum entweder
durch die Beriicksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 1
bis3 EStG) oder auf Antrag der steuerpflichtigen Person durch
Geltendmachung der tatsichlich entstandenen Mehraufwendungen (§ 33
Absatz 1 EStG) beriicksichtigt.

Die antraglose Berlicksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags bei Vorliegen
der in § 65 EStDV genannten Nachweise ist Voraussetzung fiir die angestrebte
vollautomatisierte Einkommensteuerfestsetzung auf Grundlage elektronisch
iibermittelter Daten. Die betroffenen Steuerpflichtigen werden dadurch von
Erklarungspflichten entlastet, zugleich wird das Besteuerungsverfahren
vereinfacht und entbiirokratisiert.
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16. Zu Artikel 4 Nummer4 (§39 Absatz4 Nummer4 Buchstabe ¢ —neu —,

Absatz 4a Satz 1, Satz5 —neu— EStG), Nummer 5 (§ 39a Absatz 1 Satz 1

Nummer 1b, Absatz4 Satz 1 Nummer 1b EStG), Nummer 6 (§ 39b Absatz 2

Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b, ¢ EStG)

Artikel 4 ist wie folgt zu dndern:

a) Nummer 4 ist durch die folgende Nummer 4 zu ersetzen:

4. § 39 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Nach Absatz4 Nummer 4 Buchstabeb wird der folgende
Buchstabe ¢ eingefiigt:

»»C)

zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran
ankniipfenden sozialen Pflegeversicherung, soweit die
Beitragsdaten nach  Absatz4a Satz5 von der
Krankenkasse zu tibermitteln sind*

Absatz 4a wird wie folgt gedndert:

aa)

Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Das Versicherungsunternehmen oder die Einrichtung im
Sinne des § 10 Absatz2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a
Satz 2 als jeweils mitteilungspflichtige Stelle hat dem
Bundeszentralamt fiir Steuern nach Mallgabe des § 93¢
der Abgabenordnung die in Absatz4 Nummer 4
Buchstabe a und b genannten Beitrdge unter Angabe der
Vertrags- oder der Versicherungsdaten zu iibermitteln,
soweit der Versicherungsnehmer dieser Ubermittlung
nicht gegeniiber der mitteilungspflichtigen Stelle
widerspricht; das Bundeszentralamt fiir Steuern bildet aus
den automatisiert iibermittelten Daten die entsprechenden
Lohnsteuerabzugsmerkmale.*
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bb)  Nach Satz 4 wird der folgende Satz eingefiigt:

»Satz 1 gilt entsprechend fiir die Ubermittlung der in

Absatz4 Nummer 4 Buchstabe ¢ genannten Beitrdge

durch die Krankenkasse, soweit die Beitrdge nicht vom

Arbeitgeber einbehalten werden, wenn der Arbeitnehmer

die Ubermittlung von seiner Krankenkasse verlangt.

[13K3

b)  Nummer 5 ist durch die folgende Nummer 5 zu ersetzen:

5.

§ 39a wird wie folgt geéndert:

a) Nach Absatz1 Satz1 Nummer la wird die folgende
Nummer 1b eingefiigt:

»1b.

Sonderausgaben im Sinne des § 10 Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe a unter den Voraussetzungen
des § 10 Absatz 2, wenn die Beitrdge nicht bereits
bei der Vorsorgepauschale entsprechend § 39b
Absatz2 Satz5 Nummer3 Buchstabea zu
beriicksichtigen sind,*

b) Nach Absatz4 Satz1 Nummer la wird die folgende
Nummer 1b eingefiigt:

»1b.

Sonderausgaben im Sinne des § 10 Absatz 1
Nummer 2 Buchstabe a unter den Voraussetzungen
des § 10 Absatz 2, wenn die Beitrdge nicht bereits
bei der Vorsorgepauschale entsprechend § 39b
Absatz2 Satz5 Nummer3 Buchstabea zu
beriicksichtigen sind,* ¢

c)  Nummer 6 ist durch die folgende Nummer 6 zu ersetzen:

,0.

§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

a) Die Buchstabena bis ¢ werden durch die folgenden

Buchstaben a bis ¢ ersetzt:

»a)

b)

Fiir die Rentenversicherung <<... weiter wie
Vorlage ...>>*

fiir die Krankenversicherung bei Arbeitnehmern,
die in der gesetzlichen Krankenversicherung
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b)

versichert sind, in Hohe der Beitriage, die vom
Arbeitgeber flir diese Versicherung fiir den
Lohnzahlungszeitraum vom Arbeitslohn
einbehalten werden, vermindert um 4 Prozent,
wenn sich aus den Beitrdgen ein Anspruch auf
Krankengeld oder ein Anspruch auf eine
Leistung, die anstelle von Krankengeld gewéhrt
wird, ergeben kann, sowie in den Steuerklassen I
bis V in Hohe der dem Arbeitgeber als

Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestellten
Beitrdge nach §39 Absatz4 Nummer 4
Buchstabe c, etwaig  vervielfiltigt  unter

sinngeméfler Anwendung von Satz 2 auf einen
Jahresbetrag, vermindert um darauf entfallende
nach § 3 Nummer 62 steuerfreie Zuschiisse,

fiir die Pflegeversicherung bei Arbeitnehmern, die
in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind,
in Hohe der Beitrdge, die vom Arbeitgeber fiir
diese Versicherung fiir den
Lohnzahlungszeitraum vom Arbeitslohn
einbehalten werden, sowie in den Steuerklassen I
bis V in Hohe der dem Arbeitgeber als

Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestellten
Beitrdge nach §39 Absatz4 Nummer 4
Buchstabe c, etwaig  vervielfiltigt  unter

sinngeméfler Anwendung von Satz 2 auf einen
Jahresbetrag, vermindert um darauf entfallende
nach § 3 Nummer 62 steuerfreie Zuschiisse,*

Buchstabe e wird <<... weiter wie Vorlage ...>>*
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Begriindung:

Fiir freiwillig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer, die ihre Beitrdge zur
Krankenversicherung  selbst entrichten und gegebenenfalls keinen
Arbeitgeberzuschuss wie Pflichtversicherte erhalten, soll die tatsdchliche,
gegebenenfalls erhohte Beitragslast nur im Freibetragsverfahren — mit
anschliefender Pflichtveranlagung zur Einkommensteuer — beriicksichtigt
werden konnen. Dies belastet Arbeitnehmer und Finanzédmter. Folgerichtig ist
auch hier die Beitragsdateniibermittlung durch die Triger der gesetzlichen
Krankenversicherung vorzusehen — die Verpflichtung zur Datenilibermittlung
trifft auch alle anderen Trager von Krankenversicherungen. Es sind keine
sachlichen Griinde erkennbar, warum die gesetzlichen Krankenkassen nicht
ebenso Beitragsdaten fiir Zwecke des Lohnsteuerabzugsverfahrens tibermitteln
konnen, wenn der Arbeitnehmer die Ubermittlung wiinscht.

Zu § 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe ¢ — neu — EStG

Die von der Krankenkasse nach § 39 Absatz 4a Satz 5 EStG zu iibermittelnden
Beitrdge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran ankniipfenden
sozialen Pflegeversicherung werden den Lohnsteuerabzugsmerkmalen
hinzugefiigt.

Zu 39 Absatz 4a Satz 1 EStG

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu § 39 Absatz 4a Satz 5 — neu — EStG

Die gesetzlichen Krankenkassen werden in die fiir die anderen Triager der
Krankenversicherungen  bereits  vorgesehene  Ubermittlungspflicht  fiir
Beitragsdaten fiir Zwecke der Vorsorgepauschale im
Lohnsteuerabzugsverfahren einbezogen, soweit die Beitrdge nicht vom
Arbeitgeber einbehalten werden und sofern der Arbeitnehmer die Ubermittlung
wiinscht. Damit kdnnen insbesondere freiwillig gesetzlich krankenversicherte
Arbeitnehmer, die keinen Arbeitgeberzuschuss erhalten, fiir ihre Kranken- und
Pflegeversicherungsbeitrage die zutreffende steuerliche Entlastung bereits im
Lohnsteuerabzugsverfahren erhalten. Hierzu bedarf es —wie bei gesetzlich
pflichtversicherten oder privat versicherten Arbeitnehmern auch — keines
Antrags auf einen Freibetrag im Lohnsteuerabzugsverfahren, sodass keine
Pflichtveranlagung ausgelost wird.

Zu § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1b EStG

Das vorgesehene Freibetragsverfahren fiir Selbstzahler obligatorischer und
freiwilliger Beitrdge zu berufsstindischen Versorgungseinrichtungen bleibt
unberiihrt, das Freibetragsverfahren fiir Beitrdge zur gesetzlichen
Krankenversicherung entfillt zugunsten einer auf Wunsch des Arbeitnehmers
obligatorischen =~ Ubermittlung der Beitragsdaten fiir Zwecke der
Vorsorgepauschale (vgl. Nummer 3 und 4).
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Zu § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b und ¢ EStG

Die von der Krankenkasse nach § 39 Absatz4a Satz5 zu iibermittelnden
Beitrdge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran ankniipfenden
sozialen Pflegeversicherung werden in die Bemessung der Vorsorgepauschale
einbezogen, sodass fiir diese Beitrdge bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren
die zutreffende Entlastung gewihrt wird.

17. Zu Artikel 4 (§ 39e Absatz 4 Satz 5 EStG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob flir den
Fall, dass ein Arbeitgeber seiner Verpflichtung zur unverziiglichen Mitteilung
des Tags der Beendigung des Dienstverhéltnisses nach § 39e¢ Absatz 4
Satz 5 EStG nicht nachkommt, eine gesetzliche Sanktion — dhnlich wie etwa ein
Verspitungsgeld § 22a Absatz 5 EStG oder ein Buligeld dhnlich § 50f EStG —
vorgesehen werden sollte.

Begriindung:

Arbeitgeber sind im Fall der Beendigung des Dienstverhéltnisses einer
Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers verpflichtet, den Tag der
Beendigung unverziiglich dem Bundeszentralamt durch Datenferniibertragung
mitzuteilen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass Arbeitgeber dieser
Verpflichtung haufig nicht nachkommen und ihnen daher weiterhin
Mitteilungen und Lohnsteuerabzugsmerkmale der fritheren Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zum Abruf bereitgestellt werden. Die Bundesregierung
sollte priifen, ob durch eine gesetzliche Sanktionierung darauf hingewirkt
werden kann, dass Arbeitgeber ihrer Informationsverpflichtung bei der
Beendigung von Dienstverhiltnissen zuverldssig nachkommen.

18. Zu Artikel 4 Nummer 6a — neu — (§ 41a Absatz 2 Satz 2 EStG)

Nach Artikel 4 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufiigen:

,6a.In § 41a Absatz 2 Satz 2 wird jeweils die Angabe ,,1 080 Euro* durch die
Angabe ,,1 800 Euro* ersetzt.*
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Begriindung:

Der bisherige Betrag fiir ,,JJahreszahler von 1080 Euro geht von einer
Pauschalbesteuerung eines 450-Euro-Jobs mit 20 Prozent aus (450 Euro X
20 Prozent x 12 Monate = 1 080 Euro). Diese frithere Geringfiigigkeitsgrenze
wurde zundchst angehoben und mittlerweile dynamisiert (Mindestlohn X
130:3, auf wvolle Euro aufgerundet). Im Jahr 2026 betrdgt die
Geringfligigkeitsgrenze bereits 603 Euro pro Monat und wird ab dem
1. Januar 2027 auf 633 Euro monatlich angehoben. Die vorgesehene
Betragsanpassung triagt der Dynamisierung der Geringfiigigkeitsgrenze auch
im Hinblick auf zukiinftige Anpassungen Rechnung.

19. Zu Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
Dreifachbuchstabe bbb (§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG)

Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe bbb
ist durch den folgenden Dreifachbuchstaben bbb zu ersetzen:

,bbb)  Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:

,8. fiir die nach §3 Nummer 13 oder 16 steuerfrei erstatteten
Reisekosten bei beruflich veranlassten Auswaértstétigkeiten, jeweils
fiir das Kalenderjahr, auf das sich die Erstattung bezieht,
aufgeschliisselt nach:

a)  Fahrtkosten,

b) Pauschalen fiir Verpflegungsmehraufwendungen und
Verpflegungszuschiisse, einschlieBlich Kiirzungen aufgrund
von Mahlzeitengestellung,
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c) Ubernachtungskosten,
d) Dberuflich veranlasste Reisenebenkosten.

Die Angaben nach Buchstabe a bis d konnen unterbleiben, wenn
der Arbeitgeber durch Vermerk eines GrofSbuchstabens R bestitigt,
dass er seinen Arbeitnehmern die durch das Dienstverhéiltnis
veranlassten Reisekosten in Hohe des hierfiir zustehenden

[13K3

Werbungskostenabzugs vollstindig erstattet.

Begriindung:

Die Anderungen in §41b Absatz1 Satz2 Nummer8 EStG schaffen
zusitzliche Bescheinigungspflichten fiir den Arbeitgeber, da erstattete
Reisekosten  (im  Einzelnen  Fahrtkosten,  Verpflegungspauschalen,
Ubernachtungskosten, Reisenebenkosten) aufgeschliisselt und jahresbezogen
auf der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen werden sollen.

Zweck der Bescheinigung ist die Verhinderung eines ungerechtfertigten
Werbungskostenabzugs fiir vom Arbeitgeber bereits erstattete Kosten. Die
Bescheinigung dieser Einzelpositionen bedeutet flir die Arbeitgeber einen
erheblichen Biirokratieaufwand, zumal in vielen Unternehmen, auch bei
offentlichen Arbeitgebern, die Reisekostenabrechnung nicht mit den
Lohnkonten verbunden ist und zur Bescheinigung der Reisekostendaten nun
ein Dateniibermittlungsverfahren erforderlich wird. Gleichzeitig ist nicht
erkennbar, dass kiinftig eine maschinelle Auswertung zur Verfiigung stehen
konnte, die exakt aus den beantragten Werbungskosten und den iibermittelten
Erstattungsbetridgen den zutreffenden Werbungskostenabzug ermitteln wiirde —
denn dazu miissten die Steuerpflichtigen auch alle bereits erstatteten
Werbungskosten in der Erkldrung angeben. Insoweit widerspricht die mit dem
Gesetzentwurf neu gefasste detaillierte Bescheinigungspflicht auch dem
Grundsatz der Datenminimierung.

Arbeitgebern sollte zur Reduzierung des Biirokratieaufwands alternativ die
Moglichkeit eingerdumt werden, anstelle der Einzelbescheinigung aller
Reisekostenerstattungsbetrige mittels des GroBbuchstabens R in  der
Lohnsteuerbescheinigung zu dokumentieren, wenn nach den Reisekosten-
Richtlinien des Arbeitgeberunternehmens die steuerfreien
Arbeitgebererstattungen den dem Grunde nach zustehenden
Werbungskostenanspruch der Arbeitnehmer vollstindig abdecken. Damit
eriibrigt sich in diesen Féllen nicht nur die individuelle Bescheinigung der
Reisekostenerstattungen in der Lohnsteuerbescheinigung, sondern auch eine
spatere ~ Anforderung  von  Arbeitgeberbescheinigungen  fiir  das
Veranlagungsverfahren. Der GroBBbuchstabe R kann vom
Arbeitgeberunternehmen ohne biirokratischen Aufwand allen Arbeitnehmern
des Unternehmens ohne weitere Priifung zugeordnet werden und schafft
— zugunsten der Arbeitnehmer — zugleich einen Anreiz fiir Arbeitgeber, die
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steuerfreie Erstattung von Reisekosten bis zur Hohe des moglichen
Werbungskostenabzugs auszuschopfen. Damit wird zudem der Bedarf fiir
Antragsveranlagungen verringert, denn bei vollstdndiger Arbeitgebererstattung
ergibt sich kein zusitzlicher Werbungskostenabzug fiir den Arbeitnehmer; dies
entlastet auch die Finanzémter.

20. Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)

Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstabe b zu
ersetzen:

,b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Die Angabe ,.elektronisch® wird durch die Angabe ,,nach Maligabe des
§ 93c der Abgabenordnung* ersetzt.

b) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

2. der Arbeitgeber <...weiter wie Vorlage...>*

Begriindung:

Haben Arbeitgeber zu wenig Lohnsteuer einbehalten, haben sie die Félle, in
denen sie die Lohnsteuer nicht nachtridglich einbehalten oder einbehalten
konnen, dem Betriebsstittenfinanzamt unverziiglich elektronisch anzuzeigen.
Da die Anzeigen gegenwirtig mittels E-Mail, als ,,Sonstige Nachricht* in
ELSTER oder auf anderen elektronischen Wegen erfolgen, stellt die
Bearbeitung weiterhin einen personalintensiven und vollmanuellen Prozess dar.

Durch den Verweis auf § 93¢ AO wird gewihrleistet, dass die Ubermittlung
nach amtlich bestimmten Datensatz {iber eine amtlich bestimmte Schnittstelle
zu erfolgen hat. Dies ermdglicht der Finanzverwaltung eine medienbruchfreie,
digitale und automationsgestiitzte Weiterverarbeitung der Anzeigen.

21. Zu Artikel 5 Nummer 2a —neu — (8§ 48b Absatz 1 Satz3 —neu—, 4 —neu—, 5 —
neu — EStG), Nummer2b —neu— (8§ 51 Absatz4 Nummer 1 Buchstabe ¢

EStG)
Nach Artikel 5 sind die folgenden Nummern 2a und 2b einzufiigen:

,2a.Nach § 48b Absatz 1 Satz 2 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

,Der Antrag ist elektronisch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz {liber
die amtlich vorgeschriebene Schnittstelle zu {ibermitteln. Auf Antrag kann
das Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Hérten auf eine elektronische
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2b.

Ubermittlung des Antrags verzichten. In diesem Fall ist der Antrag auf
Erteilung einer Freistellungsbescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem
Muster zu stellen.*

§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g wird durch folgenden Buchstaben g
ersetzt:

[13K3

,»g) den Antrag und die Erteilung der Freistellungsbescheinigung (§ 48b),

Begriindung:
Zu Nummer 2a — neu — (§ 48b Absatz 1 Satz 3 — neu — bis 5 — neu — EStG)

Nach geltendem Recht kann die Leistende und der Leistende bei dem fiir sie
oder ihn zustidndigen Finanzamt eine Freistellungsbescheinigung beantragen.
Mit der Anderung wird zukiinftig (ab 1.Januar 2029) die verbindliche
elektronische Antragstellung auf Erteilung einer Freistellungsbescheinigung
eingefiihrt. Dies gilt nicht, wenn es sich um einen Hirtefall handelt und die
elektronische Antragstellung fiir die Steuerpflichtige und den Steuerpflichtigen
eine unbillige Héarte darstellen wiirde. In diesem Fall ist kiinftig ein
entsprechender Antrag nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu stellen.

Die elektronische Antragstellung sowie die im Hértefall vorgesehene
Antragstellung nach amtlich vorgeschriebenem Muster dienen der Effizienz
des Verwaltungsverfahrens und erleichtern eine einheitliche sowie ziigige
Bearbeitung der Antrége.

Die Gesetzesdnderung steht im Einklang mit den Zielen des
Onlinezugangsgesetzes. Im Ubrigen reiht sie sich in die bereits erfolgten
Umstellungen der Anmeldung der Bauabzugsteuer (§ 48a EStG) sowie des
Antrags auf Erstattung des Bauabzugsteuerbetrages (§ 48c EStG) hin zu einer
verpflichtenden elektronischen Abgabe ein.

Zu Nummer 2b — neu — (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g EStG)

Das Bundesministerium der Finanzen wird erméchtigt, im Einvernehmen mit
den obersten Finanzbehdrden der Lander auch die Vordrucke fiir den Antrag
auf Erteilung der Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG zu bestimmen.
Die Anderung soll die Durchfihrung wund Einheitlichkeit des
Einkommensteuerverfahrens sicherstellen.
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22. Zu Artikel 5a —neu — (§ 37 Absatz 3 Satz 5, § 52 Absatz 35d Satz2 — neu —

EStG)

Nach Artikel 5 ist der folgende Artikel Sa einzufiigen:

JLArtikel Sa

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes

gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 37 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 5 wird gestrichen.

bb) In den Sdtzen 10 und 11 wird jeweils die Angabe ,,Satz 8 durch
die Angabe ,,Satz 7% ersetzt.

In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,,Absatzes 3 Satz 2 bis 5“ durch
die Angabe ,,Absatzes 3 Satz 2 bis 4 ersetzt.

Nach § 52 Absatz 35d Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,»§ 37 Absatz 3 und 5 in der Fassung des Artikels 5a des Gesetzes vom ...
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist

erstmals fiir nach dem 31. Dezember 2027 festgesetzte Vorauszahlungen

fiir den Vorauszahlungszeitraum 2028 anzuwenden.

[Y3K3

Begriindung:
Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 37 Absatz 3 Satz 5 EStG)

Durch die Streichung des § 37 Absatz 3 Satz 5 EStG kann die Begiinstigung
fiir nicht entnommene Gewinne nach § 34a EStG bereits bei der Festsetzung
der Vorauszahlungen beriicksichtigt werden. Dadurch wird die Liquiditit der
Unternehmen verbessert und die Eigenkapitalbildung in thesaurierenden
Unternehmen weiter erleichtert. Zusdtzlich werden durch diese Mallnahme die
Finanzémter entlastet.

Durch die allmdhliche Riickfiihrung der Steuererkldarungsfristen nach
§ 149 Absatz2 AO und die damit einhergehenden Verkiirzung der
Karenzzeiten fiir die Verzinsung nach § 233a Absatz2 AO (Artikel 97 § 36
Absatz 3 Nummer 3, 4, 7 und 8 EGAO) entsteht bei den Finanzdmtern ein
Veranlagungsdruck. Dieser Veranlagungsdruck erhoht sich noch dadurch, dass
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die Begiinstigung fiir nicht entnommene Gewinne nach § 34a EStG im
Vorauszahlungsverfahren nicht beriicksichtigt wird. Eine Veranlagung, die
iiber den Karenzzeitraum nach § 233a Absatz2 AO hinausginge, wiirde zu
einer Verzinsung fithren, die ausschlieBlich auf der Steuersatzdifferenz nach
§ 34a Absatz 1 Satz 1 EStG beruht.

Ungeachtet der Anwendbarkeit des § 34a EStG im Vorauszahlungswege ist
eine Anpassung der Steuerbetrige weiterhin moglich (§ 164 Absatz 1
Satz 2 AOi. V. m. § 37 Absatz 3 Satz 3 EStG).

Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 37 Absatz 3 Satz 10 und
11 EStG)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanpassungen an die Aufhebung des
Satzes 5.

Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 37 Absatz 5 Satz 2 EStG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung an die Authebung des
Absatzes 3 Satz 5.

Zu Nummer 2 (§ 52 Absatz 35d Satz 2 — neu — EStG)

Die Anderung von § 37 Absatz3 und 5 EStG ist erstmals fiir nach dem
31. Dezember 2027 festgesetzte Vorauszahlungen fiir den
Veranlagungszeitraum 2028 anzuwenden.

23. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen,
Betriebsausgaben und Werbungskosten — gegebenenfalls mit Ausnahmen fiir
Kleinbetrage — kiinftig nur noch dann steuermindernd zu beriicksichtigen, wenn
die Zahlung auf das Konto des Leistungserbringers erfolgt ist.

Begriindung:

Betriebsausgaben und Werbungskosten konnen derzeit unabhédngig von der Art
ihrer Bezahlung steuermindernd beriicksichtigt werden. Auch bei Barzahlung
sieht das Gesetz keine Einschrinkungen vor, weder im Hinblick auf die Hohe
der Zahlung noch hinsichtlich der Empféngerin oder des Empfangers (In- oder
Ausland).

AuBerhalb des einkiinfterelevanten Bereichs enthalt das
Einkommensteuergesetz dagegen bereits jetzt an mehreren Stellen
Barzahlungsverbote. So diirfen Kinderbetreuungskosten (§ 10 Absatz 1 Satz 1
Nummer 5 EStG), Unterhaltsleistungen an unterhaltsberechtigte Personen
(§ 33a Absatz1 EStG), die SteuerermiBigung bei Aufwendungen fiir
haushaltsnahe Beschéftigungsverhéltnisse und fiir die Inanspruchnahme
haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG) sowie die Steuerermdfigung fiir
energetische Mallnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebiduden
(§ 35¢ EStG) nur in Anspruch genommen werden, wenn die Zahlung auf das
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Konto des Leistungserbringers bzw. der unterhaltenen Person erfolgt ist.

Diese Barzahlungsverbote dienen der Missbrauchsvermeidung und der
Bekdampfung der Schwarzarbeit (bei den Kinderbetreuungskosten und den
SteuerermdfBigungen) oder der Verbesserung des Steuervollzugs durch
Steuervereinfachung (bei den Unterhaltsleistungen).

In anderen EU-Mitgliedstaaten bestehen ebenfalls Barzahlungs- und
Abzugsbeschrinkungen. In Osterreich diirfen beispielsweise seit dem
Jahr 2016 bar bezahlte Bauleistungen von mehr als 500 Euro steuerlich nicht
geltend gemacht werden; in den Niederlanden sind zur Bekdmpfung von
Geldwiésche und Steuerbetrug Barzahlungen iiber 3 000 Euro seit dem
Jahr 2026 verboten und in Griechenland miissen Mietzahlungen fiir Wohnraum
seit dem Jahr 2026 auf das Konto des Vermieters {iberwiesen werden.

Ein allgemeines Betriebsausgaben-/Werbungskostenabzugsverbot dient der
Missbrauchsbekampfung, der Eindimmung der Schwarzarbeit und erleichtert
den Steuervollzug.

24. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, die
Pflicht zur elektronischen Ubermittlung des Anlagenverzeichnisses, die fiir
bilanzierende Steuerpflichtige ab dem Wirtschaftsjahr 2028 gilt (§ 5b Absatz 1
Satz 1 EStG), in vergleichbarer Weise auch fiir Steuerpflichtige einzufiihren,
die ithren Gewinn durch Einnahmeniiberschussrechnung (§ 4 Absatz 3 EStG)
oder nach Durchschnittssdtzen (§ 13a EStG) ermitteln.

Begriindung:

Mit dem Jahressteuergesetz 2024 vom 2. Dezember 2024
(BGBI. 12024 Nr. 387) ist der Umfang der per E-Bilanz elektronisch an die
Finanzverwaltung zu iibermittelnden Informationen deutlich erweitert worden.
Ubermittelt werden miissen seither nicht mehr nur der Inhalt der Bilanz sowie
der Gewinn- und Verlustrechnung, zusétzlich miissen auch die — bis dahin nur
auf freiwilliger Basis an die Finanzverwaltung zu {ibermittelnden —
unverdichteten =~ Kontennachweise = mit  Kontensalden = sowie  das
Anlagenverzeichnis iibermittelt werden. Die Ubermittlung erfolgt nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenferniibertragung (§ 5b Absatz 1
Satz 1 EStG). Die zeitliche Anwendung ist gestaffelt: Die Kontennachweise
sind erstmals fiir Wirtschaftsjahre zu {bermitteln, die nach dem
31. Dezember 2024 beginnen; fiir das Anlagenverzeichnis gilt die Pflicht
erstmals fiir Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2027 beginnen (§ 52
Absatz 11 Satz 2 und 3 EStG).

Diese Ubermittlungspflicht kniipft ausschlieBlich an die Gewinnermittlung
durch Betriebsvermogensvergleich bzw. nach der Tonnage an, betrifft also nur
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Steuerpflichtige, die ihren Gewinn nach § 4 Absatz 1, § 5 oder § 5a EStG
ermitteln. Fiir Steuerpflichtige, die ithren Gewinn durch
Einnahmeniiberschussrechnung  (§ 4  Absatz3  EStG) oder nach
Durchschnittssdtzen (§ 13a EStG) ermitteln, besteht eine vergleichbare
Verpflichtung bislang nicht.

Zwar sind auch diese Steuerpflichtigen bereits heute zur elektronischen
Ubermittlung ihrer Gewinnermittlung verpflichtet, und die dafiir vorgesehenen
amtlichen Vordrucke enthalten jeweils eine Anlage, mit der Angaben zum
Anlagevermdgen abgefragt werden (Anlage AVEUR und Anlage AV13a bzw.
entsprechende Anlagen bei Mitunternehmerschaften), diese Anlagen bleiben
jedoch hinter dem zuriick, was kiinftig von bilanzierenden Unternechmen
verlangt wird.

Steuerpflichtige mit Gewinnermittlung nach Einnahmeniiberschussrechnung
oder nach Durchschnittsitzen sind bislang im Rahmen der Anlagen AVEUR
oder AVI13a nicht verpflichtet, das vollstindige Anlagenverzeichnis zu
tibermitteln. Stattdessen werden {iber die genannten Vordrucke Informationen
zu Zugéngen, Abgingen sowie Wertverdnderungen von Wirtschaftsgiitern
bestimmter Gattungen (z. B. ,,Grund und Boden®, ,,Gebdude*) abgefragt. Die
Eintragungen sind hierbei lediglich kumuliert je Wirtschaftsgutgattung
vorzunehmen (z. B. Summe der Anschaffungskosten aller Wirtschaftsgiiter
einer Wirtschaftsgutsgattung, Summe der Buchwerte aller Wirtschaftsgiiter
einer Wirtschaftsgutsgattung, kumulierte Zuginge und Abginge aller
Wirtschaftsgiiter einer Wirtschaftsgutsgattung). Zwar ist schon bislang eine
Ubermittlung der jeweiligen Angaben zu einzelnen Wirtschaftsgiitern moglich,
dies ist aber freiwillig.

Fiir die Gewinnermittlung nach Durchschnittssidtzen enthilt § 13a Absatz 7
Satz 3 EStG eine eigenstindige, engere Verzeichnispflicht. Sie erfasst nur die
Wirtschaftsgiiter nach § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG,
also Grund und Boden nebst dazugehorigem Aufwuchs, Gebdude, immaterielle
Wirtschaftsgiiter und Beteiligungen. Im Hinblick auf diese Wirtschaftsgiiter
sind Angaben zum Anschaffungs-/Herstellungstag sowie den Anschaffungs-
/Herstellungskosten oder des an deren Stelle getretenen Werts aufzuzeichnen.
Hintergrund ist, dass die Sondergewinne (Gewinne aus auflergewohnlichen
Geschiéftsvorfillen, die nicht durch den pauschalen Grundbetrag nach
§ 13a EStG abgegolten sind) nach § 4 Absatz 3 EStG zu ermitteln sind; das
Verzeichnis sichert die spitere zutreffende Ermittlung des VerduBerungs- oder
Entnahmegewinns.

Auch hier wird bislang nicht das vollstindige Verzeichnis der Wirtschaftsgiiter
nach § 13a Absatz7 Satz1 Nummer 1 Buchstabea EStG an die
Finanzverwaltung {ibermittelt, sondern nur ein kumulierter Wert je nach
Gattung des Wirtschaftsguts. Die im amtlichen Datensatz mdogliche
Ubermittlung der Angaben zu den einzelnen Wirtschaftsgiitern ist freiwillig.

Ein vollstindiges, maschinell auswertbares Anlagenverzeichnis erhélt die
Finanzverwaltung in beiden Féllen also nicht in digitaler Form. Das jeweils zu
fiihrende Verzeichnis verbleibt im Betrieb und ist erst auf Anforderung des
Finanzamts vorzulegen.
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Nach geltendem Recht miissen jedoch auch Steuerpflichtige mit
Gewinnermittlung  durch  Einnahmeniiberschussrechnung  oder  nach
Durchschnittssdtzen die maBgeblichen Angaben zum Anlagevermodgen
aufzeichnen:

-Bei der Einnahmeniiberschussrechnung sind die Wirtschaftsgiiter des
Anlagevermogens und bestimmte Wirtschaftsgiiter des Umlaufvermogens
unter Angabe des Tages der Anschaffung oder Herstellung sowie der
Anschaffungs- oder Herstellungskosten in besondere, laufend zu fiihrende
Verzeichnisse aufzunehmen (§ 4 Absatz 3 Satz 5 EStG). Fiir das abnutzbare
Anlagevermogen sind zudem zwingend die allgemeinen Vorschriften iiber die
Absetzung fiir Abnutzung (AfA) anzuwenden (§ 4 Absatz 3 Satz 3 EStG).
Werden Sonderabschreibungen oder erhohte Absetzungen in Anspruch
genommen, tritt eine weitere Aufzeichnungspflicht hinzu (§ 7a
Absatz 8 EStG). Wer laufend Verzeichnisse fithren und zugleich die AfA-
Vorschriften anwenden muss, fiihrt fiir die Wirtschaftsgiiter des abnutzbaren
Anlagevermogens damit praktisch bereits jetzt ein Anlagenverzeichnis.

- Nichts anderes gilt fir Land- und Forstwirte, die ihren Gewinn nach
Durchschnittssdtzen ermitteln. Auch sie miissen die maligeblichen
Wirtschaftsgiiter unter Angabe des Anschaffungs- oder Herstellungstages und
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten —oder des an deren Stelle
getretenen Werts — in besondere, laufend zu fiihrende Verzeichnisse
aufnehmen (§ 13a Absatz7 Satz5 EStG); die Anschaffungs- oder
Herstellungskosten des abnutzbaren Anlagevermdgens mindern sich iiberdies
fiir die Dauer der Durchschnittssatzgewinnermittlung um die Absetzung fiir
Abnutzung in gleichen Jahresbetrdgen (§ 13a Absatz 7 Satz 2 EStG). Hinzu
kommt, dass die Durchschnittssatzgewinnermittlung selbst bereits nach
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenferniibertragung zu
iibermitteln ist (§ 13a Absatz 3 Satz 4 EStG).

Die technische Infrastruktur und die Ubermittlungsroutine fiir die
Datentibertragung sind bei Steuerpflichtigen mit Gewinnermittlung nach
Einnahmeniiberschussrechnung oder nach Durchschnittsdtzen damit bereits
vorhanden.

Die angeregte Erweiterung der Ubermittlungspflicht dient dem
Biirokratieabbau. Das gilt in zweifacher Hinsicht:

-Zum  einen  entstechen  keine  neuen  Aufzeichnungs- oder
Dokumentationspflichten. Wie dargestellt, miissen die betroffenen
Steuerpflichtigen die maBgeblichen Daten ohnehin erheben und aufzeichnen.
Ubermittelt wiirden also ausschlieBlich Angaben, die im Betrieb bereits in
strukturierter Form vorliegen und die heute lediglich auf anderem Weg — und
regelmiBig erst auf Nachfrage der Finanzbehérde— in  das
Besteuerungsverfahren gelangen. Der Zusatzaufwand beschrinkt sich auf die
Ubermittlung selbst. Dabei ist zu beachten, dass auch Steuerpflichtige mit
Gewinnermittlung  durch  Einnahmeniiberschussrechnung oder nach
Durchschnittssédtzen zur elektronischen Ubermittlung ihrer
Einkommensteuererkldrungen und Gewinnermittlungen verpflichtet sind.
Erweitert wiirde damit nur der Umfang der zu iibermittelnden Daten auf
ohnehin bei den Steuerpflichtigen vorliegende Daten.
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-Zum anderen —und vor allem — vermeidet die friihzeitige Ubermittlung
Riickfragen. Liegt der Finanzverwaltung ein detailliertes Anlagenverzeichnis
von vornherein vor, kann sie den Fall unmittelbar veranlagen, statt
Unterlagen anzufordern, Fristen zu setzen, Antworten auszuwerten und den
Vorgang mehrfach in die Hand zu nehmen. Der damit verbundene Effekt ist
erheblich: Nach einer Erhebung des Landesrechnungshofs Baden-
Wiirttemberg hétten rund 83 Prozent der {berpriiften Fille mit
Einnahmeniiberschussrechnung, die kein detailliertes Anlagenverzeichnis
enthielten, ohne Riickfragen nicht veranlagt werden konnen. Enthielt der Fall
ein Anlagenverzeichnis, betrug dieser Anteil lediglich 13 Prozent. Die
Nutzung eines detaillierten Anlagenverzeichnisses kann damit sowohl auf
Seiten der Unternehmen als auch auf Seiten der Finanzbehorden zu einer
erheblichen Biirokratieentlastung fiihren. Denn jede vermiedene Riickfrage
entlastet beide Seiten zugleich: den Steuerpflichtigen und seinen steuerlichen
Berater, die auf Anforderungen reagieren, Unterlagen zusammenstellen und
nachreichen miissen, ebenso wie die Finanzverwaltung, die den Vorgang
andernfalls ~ wiederholt  bearbeitet.  Zugleich  verkiirzt sich  die
Bearbeitungsdauer, und die Steuerpflichtigen erhalten ihren Bescheid friiher.

SchlieBlich wiirde die Einfiihrung einer solchen Ubermittlungspflicht die
derzeit bestehende Ungleichbehandlung beseitigen: Steuerpflichtige, die ihren
Gewinn nach § 4 Absatz 1, § 5 oder § 5a EStG ermitteln, wéren hinsichtlich
der Angaben zum = Anlagevermdgen  nicht lidnger  strengeren
Transparenzanforderungen unterworfen als Steuerpflichtige, die ihren Gewinn
nach §4 Absatz3 oder § 13a EStG ermitteln. Zugleich wiirde die
Finanzverwaltung fiir alle Gewinnermittlungsarten auf einer einheitlichen,
maschinell auswertbaren Datengrundlage aufsetzen konnen, was einer
gleichméBigen Festsetzung und Erhebung der Steuern dient.

25. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, eine dem
Regelungsgehalt von § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG entsprechende Regelung zur
Verhinderung von Gestaltungsmodellen im Betriebsvermdgen zu schaffen.

Begriindung:

Durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Forderung der Elektromobilitdt und
zur Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019
(BGBI. 2019 I Nr. 48, S.2451) wurde die Vorschrift des § 17 Absatz 2a
Satz 5 EStG eingefiihrt. Nach dieser Vorschrift sind zur Vermeidung von
Gestaltungsmodellen geleistete Einzahlungen des Anteilseigners iiber den
Nennbetrag seiner Anteile hinaus gleichméfig auf seine gesamten Anteile an
der Kapitalgesellschaft (inklusive etwaiger im Rahmen der Kapitaleinzahlung
geschaffener neuer Anteile) zu verteilen und zwar auch dann, wenn diese
zivilrechtlich nur auf einen Teil der Anteile des Anteilseigners geleistet
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werden. Nach § 17 Absatz 1 Satz 3, Absatz 7 EStG gilt selbiges fiir Anteile an
einer optierenden Gesellschaft nach §la KStG und Anteile einer
(Européischen) Genossenschaft.

Die Vorschrift des § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG betrifft allerdings lediglich
Anschaffungskosten bei wesentlichen Beteiligungen an Kapitalgesellschaften,
optierenden  Gesellschaften nach §1la KStG und (Europdischen)
Genossenschaften im Privatvermodgen. Die Erwégungen, die zu einer
Einfligung der Regelung fiir im Privatvermdgen gehaltene Beteiligungen
gefilhrt haben, konnen allerdings auf im Betriebsvermdgen gehaltene
Beteiligungen iibertragen werden. Daher sollte fiir im Betriebsvermogen
gehaltene Beteiligungen ebenfalls eine dem § 17 Absatz2a Satz5 EStG
entsprechende Regelung geschaffen werden.

Hierbei miissen auch Konstellationen beriicksichtigt werden, in denen der an
der  Kapitalerhdhung  teilnehmende Steuerpflichtige @~ —wie  im
Revisionsverfahren IV R 12/23 — bislang nicht selbst unmittelbar an der
Kapitalgesellschaft beteiligt war.

Eine solche Regelung wiirde —wie § 17 Absatz2a Satz5 EStG-— der
Missbrauchsbekdmpfung dienen. Anlass hierfiir bilden Fille, in denen die
Zahlung eines Aufgeldes im Rahmen einer Kapitalerhohung bzw. die Zahlung
eines Nachschusses auf einen konkret bezeichneten Geschéftsanteil zur
gezielten Generierung eines VerduBerungsverlustes genutzt wurden.

Mit einer gesetzlichen Ergdnzung wiirde zudem einer Priifbitte des Bundesrates
entsprochen (vgl. BR-Drucksache 356/19 (Beschluss), S. 29). Zugleich wiirde
einer Forderung des Bundesrates im Rahmen des Wachstumschancengesetzes
(vgl.  BR-Drucksache 433/23 (Beschluss), S.10), im Rahmen des
Jahressteuergesetzes 2024 (vgl. BR-Drucksachse 369/24 (Beschluss), S. 7) und
im Rahmen des Standortfordergesetzes (vgl.
BR-Drucksache 550/25 (Beschluss), S. 12) erfiillt.

26. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, fiir die
Anzeigepflicht nach § 41c Absatz4 Satz 1 EStG eine Bagatellgrenze bei zu
hoher Steuerfreistellung fiir das Kurzarbeitergeld nach §3 Nummer 2
Buchstabe a EStG einzufiihren.

Begriindung:

Der Arbeitgeber hat im Rahmen des laufenden Lohnsteuerabzugsverfahrens
mogliche Steuerbefreiungen zu beriicksichtigen. Wurde der Besteuerung eine
zu hohe Steuerfreistellung fiir geleistete Zahlungen zugrunde gelegt, ist die
deshalb zu wenig einbehaltene Lohnsteuer in einem  spédteren
Lohnzahlungszeitraum nachtraglich einzubehalten. Ein solcher Ausgleich ist
allerdings nur bis zur Ubermittlung der Lohnsteuerbescheinigung fiir das
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jeweilige Kalenderjahr zuldssig. Fillt eine zu hohe Steuerfreistellung — egal in
welcher Hohe — erst spéter auf, hat der Arbeitgeber dies dem Finanzamt
anzuzeigen. Das Finanzamt hat die zu wenig einbehaltene Lohnsteuer dann bei
der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer nachzufordern, soweit sie einen
Betrag von 10 Euro iibersteigt.

Ein solcher Sachverhalt tritt insbesondere beim Kurzarbeitergeld auf, das der
Arbeitgeber zunichst vorstreckt und das auf Antrag nachtridglich von der
Bundesanstalt flir Arbeit erstattet wird. Die Berechnung der Steuerfreistellung
ist schwierig und fehleranfillig, sodass es vermehrt zu einer falschen
Berechnung der Steuerfreiheit und damit oftmals zu Anzeigen beim Finanzamt
und Nachforderungen bei der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer kommt.

Um die Arbeitgeber und auch die Finanzverwaltung von Biirokratie zu
entlasten, sollte hinsichtlich der Anzeigepflicht des Arbeitgebers eine
Bagatellgrenze geschaffen werden. Bis zu einer Bagatellgrenze wire dann bei
fehlerhaft beriicksichtigter Steuerfreistellung beim Kurzarbeitergeld eine
Anzeige des Arbeitgebers beim Finanzamt entbehrlich.

Die Bagatellgrenze muss so ausgestaltet sein, dass es zu einer splirbaren
Entlastung der Arbeitgeber und der Finanzidmter kommt. Die Hohe dieser
Bagatellgrenze sollte daher ausgehend von den Steuernachforderungen aus der
Vergangenheit festgelegt werden. In der Vergangenheit konnte der Arbeitgeber
beispielsweise bei der lohnsteuerlichen  Abrechnung behdrdlicher
Erstattungsbetrdge fiir Verdienstausfallentschddigungen nach § 56 des
Infektionsschutzgesetzes bei einer Abweichung von 200 Euro von einer
Anzeige nach § 41c Absatz 4 Satz 1 EStG absehen (vgl. BMF-Schreiben vom
25. Januar 2023, BStB112023. S. 207, Rn. 14).

27. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob fiir die
Einkiinfte aus Kapitalvermogen eine gesetzliche Regelung fiir die elektronische
Ubermittlung einer Verlustbescheinigung nach § 43a Absatz 3 Sitze 4 und
5 EStG an die Finanzverwaltung geschaffen werden kann.

Begriindung:

Verluste aus Kapitalvermdgen diirfen in der Regel nicht mit Einkiinften aus
anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden. Sie sind somit nur innerhalb der
Einkiinfte aus Kapitalvermdgen ausgleichsfihig. Fiir diesen Ausgleich ist
auBerdem zwischen Verlusten aus der VerduBBerung von Aktien und sonstigen
Verlusten (z. B. aus der VerduBerung von sonstigen Kapitalanlagen aufler
Aktien) zu unterscheiden. Soweit Verluste bei inléndischen Banken entstanden
sind, wird der Verlustausgleich grundsétzlich bereits auf der Ebene der
jeweiligen Banken vorgenommen. Die am Ende des Kalenderjahres noch
vorhandenen Verluste werden von der Bank auf das Folgejahr tibertragen und
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stehen dort fiir einen zukiinftigen Verlustausgleich zur Verfiigung.

Steuerpflichtige Personen konnen allerdings bis zum 15. Dezember des
laufenden Jahres bei der inldndischen Bank einen unwiderruflichen Antrag auf
Ausstellung einer sogenannten Verlustbescheinigung (§ 43a Absatz 3 Sétze 4
und 5 EStG) stellen. Mit dieser Bescheinigung konnen die Verluste auf Antrag
bei der Einkommensteuerveranlagung beriicksichtigt werden, wenn sie dem
Finanzamt vorgelegt wird. Damit wird erreicht, dass bei den Einkiinften aus
Kapitalvermdgen Verluste bei einer inldndischen Bank auch im Rahmen der
Einkommensteuerveranlagung mit in- und ausldndischen Ertrdgen bei anderen
Banken verrechnet werden konnen.

Dieses analoge Papierverfahren ist fiir alle Beteiligten aufwendig und aufgrund
des fehlenden elektronischen Datenabgleichs fehleranfillig. So kann es etwa
dazu kommen, dass falsche Betrige iibernommen werden oder es zu einer
doppelten Beriicksichtigung kommt und im Folgenden die Verlustverrechnung
fehlerhaft ist.

Es ist daher angezeigt, fiir die Verlustbescheinigungen (§ 43a Absatz 3 Sétze 4
und 5 EStG) eine elektronische Ubermittlung an die Finanzverwaltung
einzufithren. Dadurch konnte die Anzahl der Bearbeitungsfehler im
Zusammenhang mit den Verlustbescheinigungen deutlich vermindert und die
Bearbeitungsqualitét deutlich erhoht werden.

Hierfir miisste das bisherige Verfahren nur um eine automatisierte
elektronische Ubermittlung an die Finanzverwaltung bei Erstellung der
Papierbescheinigung ergénzt werden. Eine vergleichbare elektronische
Ubermittlung findet bereits in Fillen einer berichtigten Steuerbescheinigung
statt (sogenannte BSB-Mitteilungen). Durch eine elektronische Ubermittlung
der Verlustbescheinigung kommt es zu einer deutlichen Entlastung auf Seiten
der steuerpflichtigen Personen sowie der Finanzverwaltung. Zudem wire die
elektronische Ubermittlung der Verlustbescheinigung ein weiterer Schritt zur
notwendigen Digitalisierung von Verwaltungsabldufen.

28. Zu Artikel 6 Nummer 01 —neu — (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 KStG)

Vor Artikel 6 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufiigen:

,01.In § 5 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,die Bayerische Landesanstalt
fir Aufbaufinanzierung® durch die Angabe ,LfA Forderbank Bayern*
ersetzt. ¢

Begriindung:
Die Bayerische Landesanstalt fiir Aufbaufinanzierung ist im Jahr 1997 in LfA
Forderbank Bayern umbenannt worden. Die Anderung dient der redaktionellen
Klarstellung.
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29. Zu Artikel 6 Nummer la —neu— (§ 8¢ Absatz1l Satz9 —neu— KStQ),

Nummer 2 (§ 34 Absatz 1 KStG), Artikel 23a —neu— (§ 10 Absatz 3 Satz 5,

§ 21 Absatz 10 — neu — AStQ)

a) Artikel 6 ist wie folgt zu dndern:

aa) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer la einzufiigen:

,la. Nach § 8c Absatz 1 Satz 8 wird der folgende Satz eingefiigt:

»Zu den nicht genutzten Verlusten im Sinne des Satzes 1
gehoren auch solche nach § 2a, § 15 Absatz 4, § 15a und § 15b
des Einkommensteuergesetzes sowie vergleichbare Verluste;
dies gilt auch, soweit die Verluste der Korperschaft oder
Vermogensmasse im Rahmen ihres Gewinnanteils aus einer
Gesellschaft oder Gemeinschaft im Sinne des § 180 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a der Abgabenordnung, an der sie
unmittelbar oder mittelbar {iber eine oder mehrere Gesellschaften
oder Gemeinschaften beteiligt ist, steuerlich zuzurechnen sind.* ¢

bb) Nummer 2 ist durch die folgende Nummer 2 zu ersetzen:

2. § 34 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,2025% durch die Angabe
,,2027“ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 6 und 7 wird <...weiter wie Vorlage...>.

b) Nach Artikel 23 ist der folgende Artikel 23a einzufiigen:

,Artikel 23a

Anderung des AuBlensteuergesetzes

Das AuBensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBIL. IS. 1713), das
zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In § 10 Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe ,,abgezogen werden.* durch
die  Angabe ,abgezogen werden; §§8c und 8d des
Korperschaftsteuergesetzes gelten sinngemal3.* ersetzt.

Nach § 21 Absatz 9 wird der folgende Absatz 10 eingefiigt:
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»(10) § 10 Absatz 3 Satz 5 in der am ... [einsetzen: Tag nach der
Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung
ist erstmals anzuwenden fiir die Einkommen- und Ko&rperschaftsteuer
fiir den Veranlagungszeitraum und fiir die Gewerbesteuer fiir den
Erhebungszeitraum, fiir den Zwischeneinkiinfte hinzuzurechnen sind,
die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der
Betriebsstitte entstanden sind, das nach dem 31.Dezember 2026

[13K3

beginnt.

Begriindung:
Zu Artikel 6 Nummer la —neu — (§ 8c Absatz 1 Satz 9 — neu — KStG)

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 24. April 2024 —IV R 27/21 —
entschieden, dass § 8¢ Absatz 1 Satz 1 KStG nicht auf verrechenbare Verluste
gemiB § 15a EStG anwendbar ist, die einer Kapitalgesellschaft als
Mitunternehmerin einer Kommanditgesellschaft zugerechnet werden. Dies ist
nicht sachgerecht und erdffnet eine Gestaltungsmoglichkeit zur Vermeidung
des § 8c KStG, indem die verlustverursachende Tétigkeit in eine der
Korperschaft nachgeschaltete Kommanditgesellschaft ausgegliedert wird.
Dadurch blieben - vorbehaltlich einer Anwendbarkeit des §42 AO
(Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmoglichkeiten) — auch im Falle eines
schidlichen Beteiligungserwerbs die der Korperschaft als Mitunternehmerin
steuerlich zuzurechnenden verrechenbaren Verluste erhalten und konnten fiir
eine Verrechnung mit Gewinnen in zukiinftigen Wirtschaftsjahren genutzt
werden. Ein derartiges Ergebnis steht im Widerspruch zu dem
gesetzgeberischen Ziel des § 8¢ KStG, wonach die vor dem schidlichen
Beteiligungserwerb erwirtschafteten Verluste fiir eine Nutzung nach dem
schiadlichen Beteiligungserwerb nicht zur Verfiigung stehen sollen (vgl.
BT-Drucksache 16/4841, S.76). Dabei ist unerheblich, ob die vor einem
schiadlichen  Beteiligungserwerb  erwirtschafteten ~ Verluste = mangels
ausreichender Gewinne nicht im Wege eines Verlustausgleichs oder -abzugs
genutzt werden konnten oder aufgrund einer Verlustverrechnungsbeschrankung
nicht zur Saldierung mit Gewinnen aus anderen Einkunftsquellen genutzt
werden durften. Mit der Anderung wird die beschriebene Méglichkeit zur
Vermeidung des §8c KStG  verhindert und die  bisherige
Verwaltungsauffassung beziiglich der verrechenbaren Verluste geméal
§ 15a EStG (BMF-Schreiben vom 28. November 2017, BStBI I S. 1645, Tz. 2)
ausdriicklich gesetzlich festgeschrieben.

Zudem wird durch den neu eingefiigten § 8¢ Absatz 1 Satz 9 KStG klargestellt,
dass neben laufenden Verlusten und Verlustvortrigen, insbesondere nach
§ 10d EStG, auch Verluste nach § 2a, § 15 Absatz4 und § 15b EStG zu den
Verlusten nach § 8c Absatz 1 Satz1 KStG gehdren. Eine Anderung der
bisherigen Rechtslage ist damit insoweit nicht verbunden.

Zu Artikel 6 Nummer 2 (§ 34 Absatz 1 KStG)
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Der vorgeschlagene § 8¢ Absatz 1 Satz9 KStG findet nach der allgemeinen
Anwendungsregelung  erstmals fir den  Veranlagungszeitraum 2027
Anwendung. Abzustellen ist auf den schddlichen Beteiligungserwerb.

Zu Artikel 23a — neu — Nummer 1 (§ 10 Absatz 3 Satz 5 AStG)

Die bei einem inldndischen Steuerpflichtigen nach den §§ 7 ff. AStG der
Hinzurechnungsbesteuerung unterliegenden Einkiinfte einer auslédndischen
Zwischengesellschaft sind nach § 10 Absatz3 Satz 1 AStG (auf Ebene der
Gesellschaft) in entsprechender Anwendung des deutschen Steuerrechts zu
ermitteln. Sie sind als Einkiinfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. Bei dieser
Ermittlung konnen nach § 10 Absatz 3 Satz 5 AStG Verluste in entsprechender
Anwendung des § 10d EStG abgezogen werden. Insoweit wird fiir Zwecke der
Ermittlung des Hinzurechnungsbetrags ein moglicher Verlustabzug bereits
wihrend der Einkiinfteermittlung vorgenommen. Dies schlieBt nach der
bisherigen Rechtslage auch die Anwendung des § 8¢ KStG ein und entspricht
dem gesetzgeberischen Ziel des § 8c KStG, wonach die vor dem schidlichen
Beteiligungserwerb erwirtschafteten Verluste fiir eine Nutzung nach dem
schidlichen Beteiligungserwerb nicht zur Verfiigung stehen sollen (vgl.
BT-Drucksache 16/4841, S. 76).

Vor dem Hintergrund der klarstellenden Ergénzung des § 8c Absatz 1 KStG
um einen neuen Satz 9, durch den die Anwendung der Vorschrift auf Verluste
nach §2a, § 15 Absatz4, § 15a und § 15b EStG nunmehr ausdriicklich
gesetzlich geregelt wird, erfolgt eine klarstellende Aufnahme der
entsprechenden Vorschriften (§§ 8c, 8d KStG) auch in § 10 Absatz 3 AStG.
Vor einem schidlichen Beteiligungserwerb erwirtschaftete Verluste einer
Zwischengesellschaft sind auch innerhalb der Hinzurechnungsbesteuerung
nicht mehr nutzbar. Diese bereits fiir Zeitrdume vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-
Umsetzungsgesetz) vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2035) geltende Rechtslage
hat der Gesetzgeber mit dem ATAD-Umsetzungsgesetz iibernommen. Sie wird
nunmehr nochmals ausdriicklich klarstellend festgeschrieben.

Zu Artikel 23a — neu — Nummer 2 (§ 21 Absatz 10 — neu — AStG)

Die Neuregelung ist erstmals fiir den Veranlagungszeitraum und fiir den
Erhebungszeitraum anzuwenden, fiir den Zwischeneinkiinfte hinzuzurechnen
sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der
Betriebsstitte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 2026 beginnt.
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30. Zu Artikel 7 Nummer 1 — neu — (§ 3 Nummer 2 GewStQG)

Artikel 7 ist durch den folgenden Artikel 7 zu ersetzen:
,Artikel 7
Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Oktober 2002 (BGBI. I S. 4167), das zuletzt durch ... geédndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

I. In §3 Nummer2 wird die Angabe ,,die Bayerische Landesanstalt fiir
Aufbaufinanzierung* durch die Angabe ,,LfA Forderbank Bayern* ersetzt.

2. In § 29 Absatz 1 Nummer 3 wird <... weiter wie Vorlage ...>. ¢

Begriindung:

Die Bayerische Landesanstalt fiir Aufbaufinanzierung ist im Jahr 1997 in LfA
Férderbank Bayern umbenannt worden. Die Anderung dient der redaktionellen
Klarstellung.

31. Zu Artikel 7 Nummer 1 —neu— (§ 16 Absatz4 Satz 2 GewStG), Artikel 32
Absatz 5 (Inkrafttreten)

a) Artikel 7 ist durch den folgenden Artikel 7 zu ersetzen:
,LArtikel 7
Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Oktober 2002 (BGBI. I S. 4167), das zuletzt durch ... gedndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. In § 16 Absatz4 Satz2 wird die Angabe ,,280“ durch die Angabe
,,300° ersetzt.

2. In § 29 Absatz 1 Nummer 3 <...weiter wie Vorlage...>* ¢

b) In Artikel 32 Absatz 5 ist nach der Angabe ,,Artikel 4, die Angabe ,,7
Nummer 1, Artikel* einzufiigen.
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Begriindung:
Zu Artikel 7 Nummer 1 —neu — (§ 16 Absatz 4 Satz 2 GewStG)

Die mit dem Neunten Gesetz zur Anderung von Vorschriften im
Steuerberatungsrecht sowie im  Steuerrecht (BGBI. 12026, Nr. 197)
vorgenommene Anhebung des Mindesthebesatzes bei der Gewerbesteuer von
200 Prozent auf 280 Prozent ist ein wichtiger erster Schritt, um rein
hebesatzmotivierten Unternehmensverlagerungen bzw. Scheinsitzverlegungen
entgegenzuwirken.

Ein Mindesthebesatz von 280 Prozent entfaltet aber weiterhin einen starken
Anreiz, Unternehmen in extreme Niedrigsteuergemeinden zu verlagern.
AulBlerdem betrifft die Neuregelung nur eine {iberschaubare Anzahl von
Gemeinden. Laut einer Recherche von FragDenStaat haben lediglich
23 sogenannte ,,Gewerbesteueroasen* einem Hebesatz von unter 280 Prozent.
Durch die Anhebung auf 300 Prozent wiirden (mindestens) 14 weitere
Gemeinden von der Regelung erfasst. Der Kreis der betroffenen Gemeinden
wiirde erweitert und ihnen ein klares Signal gesendet.

Der Hauptausschuss des Deutschen Stddtetags hat bereits im Jahr 2022 mit
Blick auf das Gewerbesteuerautkommen und die Funktionsfihigkeit des
gemeindlichen Hebesatzrechts einen Mindesthebesatz von 320 Prozent
gefordert.

Zu Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten)
Die Neuregelung tritt zum 1. Januar 2027 in Kraft.

32. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, =zeitnah erforderliche
Rechtsidnderungen fiir den digitalen Gewerbesteuerbescheid auf den Weg zu
bringen, um den im Rahmen des Herbstrelease 2027 des Vorhabens KONSENS
(Koordinierte neue Software-Entwicklung der Steuerverwaltung) vorgesehenen
Produktgang, fristgerecht zu ermoglichen.





- 49 - Drucksache 447/26 (Beschluss)

33. Zu Artikel 88 —neu— (§ 4 Absatz5 —neu — LStDV), Artikel 9 (Uberschrift,

Eingangsformel), Artikel 32 Absatz 5a — neu — (Inkrafttreten)

a)

b)

Nach Artikel 8 ist der folgende Artikel 8a einzufiligen:
,LArtikel 8a
Anderung der Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung

Die  Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBI. I S. 1848), die zuletzt ...
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Nach § 4 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefiigt:

»(5)  Fiir die Aufbewahrung der zum Lohnkonto zu nehmenden
Unterlagen und Belege gilt § 147 Absatz2 der Abgabenordnung
entsprechend. ¢

Artikel 9 ist wie folgt zu dndern:

a) In der Uberschrift ist die Angabe ,, Anderung” durch die Angabe
,,Weitere Anderung® zu ersetzen.

b) In der Eingangsformel ist die Angabe ,in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBI. I S. 1848), die zuletzt
durch  Artikel3 der Verordnung vom  19. Dezember 2025

(BGBI. 2025 I Nr. 372)* durch die Angabe ,,die zuletzt durch
Artikel 8a dieses Gesetzes™ zu ersetzen.

Nach Artikel 32 Absatz 5 ist der folgende Absatz 5a einzufiigen:
»(5a) Der Artikel 8a tritt ab dem 1. Januar 2028 in Kraft.*

Begriindung:

Durch die zunehmende Digitalisierung unter anderem der (Lohn-) Buchhaltung
werden die fiir die Durchfiihrung des Lohnsteuerabzugsverfahrens relevanten
Unterlagen und Belege von den Arbeitgebern zunehmend in elektronischer
Form vorgehalten. Dem praktischen Bediirfnis folgend, schafft die
vorgeschlagene Neuregelung die gesetzliche Grundlage fiir die digitale

Aufbewahrung der zum Lohnkonto zu nehmenden Unterlagen und Belege nach
Mallgabe des § 147 Absatz 2 AO.
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Die Digitalisierung der fiir das Lohnsteuerabzugsverfahren bedeutsamen
Unterlagen und Belege wird als ein wesentlicher Beitrag zum Biirokratieabbau
— verbunden mit einer Kostenersparnis fiir die Arbeitgeber und Unternehmen —
allgemein zugelassen. Eine Aufbewahrung von Originalbelegen ist in diesem
Fall nicht mehr erforderlich. Hiervon abweichende Regelungen in den
Lohnsteuer-Richtlinien (vgl. z. B. R 3.33 — zu § 3 Nummer 33 EStG — Absatz 4
Satz 3) oder Verwaltungsanweisungen (siche z. B. Rn. 62 letzter Satz des
BMF-Schreibens vom 3. Mirz 2022, BStB120221S.232) sind ab dem
Jahr 2028 im Falle der Digitalisierung der Unterlagen und Belege nicht mehr
anzuwenden.

Die Bundesregierung hatte bereits im Jahr 2024 einem entsprechenden
Anderungsvorschlag des Bundesrates zugestimmt (vgl.
BT-Drucksache 20/13157, S.33f. und S.87). Ungeachtet dessen ist der
Vorschlag bisher jedoch weder umgesetzt noch erneut aufgegriffen worden.

34. Zu Artikel 82 —neu— (§ 50 Absatz4 Satz 1 Nummer 2 EStDV)., Artikel 32

Absatz 5 (Inkrafttreten)

a) Nach Artikel 8 ist der folgende Artikel 8a einzufiigen:

b)

,Artikel 8a
Anderung der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung

Die Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBI. I S. 717), die zuletzt durch ...
gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In § 50 Absatz4 Satz1 Nummer2 wird die Angabe ,,300° durch die
Angabe ,,400° ersetzt.*

In Artikel 32 Absatz 5 ist nach der Angabe ,,Artikel 4, die Angabe ,,8a,*
einzufiigen.

Begriindung:
Zu Artikel 8a — neu — (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV)

Spenden und Mitgliedsbeitrdge zur Forderung steuerbegiinstigter Zwecke
konnen als Sonderausgaben im Rahmen der Ermittlung des zu versteuernden
Einkommens in Abzug gebracht werden und hierdurch die Steuerlast mindern.
Der Zuwendungsempfinger hat die Zuwendung nach amtlich
vorgeschriebenem Muster zu bestétigen. Dies ist mittlerweile auch elektronisch
moglich. Der Zuwendende hat die Zuwendungsbestéitigung vorzuhalten und bei
Anforderung des Finanzamtes vorzulegen.
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Fiir kleinere Spenden gibt es bereits die Moglichkeit eines sogenannten
vereinfachten Nachweises (§ 50 Absatz4 Satz 1 Nummer 2 EStDV). Statt
einer Zuwendungsbestétigung geniigt in diesen Fallen der Bareinzahlungsbeleg
oder die Buchungsbestitigung eines Kreditinstitutes mit dem Empfingerbeleg.
Zuletzt wurde der Grenzwert fiir den vereinfachten Spendennachweis mit dem
Jahressteuergesetz 2020 vom 21. Dezember 2020 (BGBI. I S. 3096, Nr. 65) mit
Wirkung vom 1. Januar 2020 von 200 Euro auf 300 Euro angehoben.

Seit der letzten Erhohung des Betrages sind nunmehr fast sieben Jahre
vergangen. Eine angemessene FErhohung des Grenzwertes fiir den
vereinfachten Spendennachweis auf 400 Euro wiirde Spender, gemeinniitzige
Organisationen und die Steuerverwaltung gleichermalen von vermeidbarem
Biirokratieaufwand entlasten.

Zu Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten)
Die Neuregelung tritt zum 1. Januar 2027 in Kraft.

35. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 65 Absatz 3a EStDV)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, wie das
bestehende elektronische Mitteilungsverfahren zum  Nachweis einer
Behinderung (§ 65 Absatz 3a EStDV) ausgeweitet und sichergestellt werden
kann, dass kiinftig auch in Féllen des § 152 Absatz 2 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch gewéhrleistet werden kann, dass die Feststellungen zu einer
Behinderung von den zustindigen Stellen an die fiir die Besteuerung der
betroffenen Personen zustindigen Finanzbehdrden iibermittelt werden. Zudem
bittet der Bundesrat um Priifung, ob das elektronische Mitteilungsverfahren auf
die Ubermittlung des Pflegegrades —zumindest der Stufen4 und 5-—
ausgeweitet werden kann.

Begriindung:

Der Nachweis einer Behinderung erfolgt nach den Vorgaben des § 33b
Absatz 7 EStG i. V. m. § 65 EStDV. Dabei ist der Nachweis vorrangig durch
elektronische Mitteilungsverfahren zu fiihren.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom
18. Juli 2016 (BGBIL. 12016 S. 1679) wurde die Erméchtigungsgrundlage fiir
ein elektronisches Verfahren zur Ubermittlung der Feststellungen zu einer
Behinderung an  die  Finanzdmter  geschaffen. Im  Zuge des
Jahressteuergesetzes 2024 (BGBI. 12024 Nr. 387) wurden die Regelungen
modifiziert und als Anwendungszeitpunkt der 1. Januar 2026 vorgesehen (§ 65
Absatz3a 1. V.m. § 84 Absatz3h EStDV). Seither setzt die steuerliche
Beriicksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 3 EStG) bei
neuen und gednderten Feststellungen zu einer Behinderung zwingend eine





Drucksache 447/26 (Beschluss) -52-

elektronische Ubermittlung der Daten von den fiir die Feststellung einer
Behinderung zusténdigen Stellen an die zustéindigen Finanzbehorden voraus.
Lediglich in Bestandsfallen (Feststellungen vor dem 1. Januar 2026) erfolgt der
Nachweis weiterhin in Papierform durch Vorlage des Ausweises nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) sowie der Bescheide nach § 152
Absatz 1 SGB IX.

Auf Antrag eines Menschen mit Behinderung stellen die fiir die Durchfiihrung
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch zustédndigen Behorden das Vorliegen
einer Behinderung und den Grad der Behinderung sowie die gesundheitlichen
Merkmale fest (§ 152 Absatz1 SGBIX). Dies sind meist die
Versorgungsamter oder die Landesidmter sowie die Kreise und kreisfreien
Stadte. In Fillen des § 152 Absatz 2 SGB IX treffen die zustindigen Behorden
keine eigenen Feststellungen, da Feststellungen iiber eine Behinderung und den
Grad einer auf ihr beruhenden Erwerbsminderung schon in einem
Rentenbescheid, einer entsprechenden Verwaltungs- oder
Gerichtsentscheidung oder einer vorldufigen Bescheinigung der fiir diese
Entscheidungen zustindigen Dienststellen getroffen worden sind. Mangels
eigener Feststellungen der zustindigen Behorden unterbleibt in diesen Fillen
eine elektronische Ubermittlung der Daten zu einer Behinderung an die
zustindigen Finanzbehorden. § 65 Absatz3a EStDV ist insoweit nicht
anwendbar. Die zustdndigen Behdrden treffen nur dann eigene Feststellungen,
wenn der Antragsteller ein besonderes Interesse darlegt (§ 152 Absatz 2 Satz 1
2. Halbsatz SGBIX). Ein solches besonderes Interesse besteht nur in
Ausnahmefillen und wird von den zustindigen Behorden regelméfBig nicht
unterstellt. Die Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer geniigt
insoweit nicht. Derzeit erfolgt in diesen Fillen der Nachweis der
Voraussetzungen fiir die Beriicksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags
durch die Vorlage des jeweiligen Bescheides in Papierform.

Die  angestrebte  Digitalisierung und  die  Vereinfachung  des
Besteuerungsverfahrens setzen voraus, dass steuerlich relevante Daten an die
Finanzbehdrden nach Maligabe des § 93¢ AO elektronisch iibermittelt werden.
Das elektronische Mitteilungsverfahren zum Grad der Behinderung (§ 65
Absatz 3a  EStDV) sollte daher kiinftig um die Félle des § 152
Absatz 2 SGB IX erweitert werden.

Ebenso sollte eine Erweiterung des Mitteilungsverfahrens um den Grad der
Pflegebediirftigkeit — zumindest der Pflegegrade 4 und 5 — gepriift werden.
Denn die Einstufung in die Pflegegrade 4 und 5 steht dem Merkzeichen ,,H*
gleich (§ 65 Absatz2 Satz2 EStDV) und berechtigt zur Inanspruchnahme
eines Behinderten-Pauschbetrags von 7 400 Euro aufgrund Hilflosigkeit nach
§ 33b Absatz 3 Satz 3 EStG. Bei einer Erweiterung des Mitteilungsverfahrens
wire auch in diesen Fillen eine Gewédhrung des Behinderten-Pauschbetrags
von Amts wegen mdoglich. Bei einer zusitzlichen Ubermittlung der
Pflegegrade 2 und 3 konnte die Gewidhrung des Pflege-Pauschbetrags nach
§ 33b Absatz 6 EStG in Zukunft ebenfalls an eine elektronische Ubermittlung
der Pflegegrade gekniipft werden und der Pflege-Pauschbetrag von Amts
wegen gewéihrt werden.
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36. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob das
bestehende elektronische Mitteilungsverfahren zum Nachweis einer
Behinderung (§ 65 Absatz3a EStDV) auch auf den Nachweis einer
behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale (§ 33 Absatz2a EStG i. V. m.
§ 64 Absatz 3 EStDV) ausgeweitet werden kann.

Begriindung:

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom
18. Juli 2016 (BGBL. 12016 S. 1679) wurde die Ermichtigungsgrundlage fiir
ein elektronisches Verfahren zur Ubermittlung der Feststellungen zu einer
Behinderung an  die  Finanzdmter  geschaffen. Im  Zuge des
Jahressteuergesetzes 2024 (BGBI. 12024 Nr. 387) wurden die Regelungen
modifiziert und als Anwendungszeitpunkt der 1. Januar 2026 vorgesehen (§ 65
Absatz3a 1. V.m. § 84 Absatz3h EStDV). Seither setzt die steuerliche
Bertiicksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 3 EStG) bei
neuen und gednderten Feststellungen zu einer Behinderung zwingend eine
elektronische Ubermittlung der Daten von den fiir die Feststellung einer
Behinderung zustdndigen Stellen an die zustindigen Finanzbehdrden voraus.
Lediglich in Bestandsfillen (Feststellungen vor dem 1. Januar 2026) erfolgt der
Nachweis weiterhin in Papierform durch Vorlage des Ausweises nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) sowie der Bescheide nach § 152
Absatz 1 SGB IX. Nach § 84 Absatz 3h Satz4 EStDV gilt das elektronische
Verfahren zur Ubermittlung der Feststellungen zu einer Behinderung
ausdriicklich nicht fiir den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen zur
behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale (§ 64 Absatz 3 EStDV), obwohl
diese ebenfalls in Abhdngigkeit vom Vorliegen eines bestimmten Grads der
Behinderung und/oder Merkzeichen gewihrt wird. Ein Nachweis in Papierform
ist fiir die Gewadhrung der behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale daher
ausdriicklich  weiterhin moglich. Ein fachliches Erfordernis fiir das
Auseinanderfallen der Nachweismoglichkeiten ist nicht ersichtlich.

Dariiber hinaus setzt die angestrebte Digitalisierung und Vereinfachung des
Besteuerungsverfahrens voraus, dass steuerlich relevante Daten an die
Finanzbehdrden nach Maligabe des § 93¢ AO elektronisch tibermittelt werden.
Das elektronische Mitteilungsverfahren zum Grad der Behinderung sollte daher
kiinftig auch auf den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen der
behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale erweitert werden.
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37. Zu Artikel 12 Nummer 3a —neu— (§ 19 Absatz3 Satz 1. 4, Absatz 5 Satz 5

UStG)

Nach Artikel 12 Nummer 3 ist die folgende Nummer 3a einzufiigen:

,3a. § 19 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa)

bb)

In Satz 1 wird die Angabe ,,unwiderruflich* gestrichen.
Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,Der Unternehmer kann einen nach Satz 1 erklarten
Verzicht widerrufen; ein solcher Widerruf wird von Beginn
des auf den Widerruf folgenden Besteuerungszeitraums an
wirksam, friihestens jedoch ab Beginn des ersten
Besteuerungszeitraums nach Ablauf der Bindung des
Satzes 3.

b) Absatz 5 Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,Der Unternehmer kann einen nach Satz 1 erkldarten Verzicht

widerrufen; ein Widerruf wird von Beginn des auf den Widerruf

folgenden Besteuerungszeitraums an wirksam, frithestens jedoch

ab Beginn des ersten Besteuerungszeitraums nach Ablauf der

Bindung des Satzes 4.* ¢

Begriindung:

Die Umsitze eines Kleinunternehmers sind nach § 19 Absatz 1 Satz 1 UStG
von der Umsatzsteuer befreit. Nach § 19 Absatz3 Satz 1 UStG kann ein
Kleinunternehmer auf die Anwendung der Steuerbefreiung verzichten, was
insbesondere zur Folge hat, dass der Vorsteuerabzug aus Investitionen nicht
mehr nach § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 UStG ausgeschlossen ist.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass der Wortlaut zum Widerruf des Verzichts
insbesondere in § 19 Absatz 3 Satz 4 UStG unterschiedlich gelesen werden
kann. Zur Klarstellung des gesetzgeberischen Willens sollte daher in § 19
Absatz 3 Satz4 und in § 19 Absatz 5 Satz 5 UStG konkretisiert werden, zu
welchem Zeitpunkt ein Widerruf Wirkung entfalten kann.
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38. Zu Artikel 14 Nummer 4 (§ 2c Absatz 2 Satz 3 UStQG)

Artikel 14 Nummer 4 § 2c Absatz 2 Satz 3 ist durch den folgenden Satz zu
ersetzen:

,Die Festsetzungsfrist endet insoweit nicht vor Ablauf eines Jahres, nachdem
der Steuerbescheid nach Satz 1 erster Halbsatz erlassen, aufgehoben oder
gedandert worden ist.*

Begriindung
Die Rechtsfolgen der umsatzsteuerlichen Organschaft treten zukiinftig nur bei
Abgabe einer ausdriicklichen Erklarung durch den Organtréger ein.

Die bislang geltenden materiell-rechtlichen Voraussetzungen miissen weiterhin
erflillt sein. Liegen diese nicht oder nicht mehr vor, ermoglicht es die in dem
neuen § 2c Absatz 2 UStG vorgesehene Korrekturvorschrift, eine fehlerhaft
angenommene Organschaft riickabzuwickeln. Die Korrekturvorschrift soll
sicherstellen, dass bei einer Anderung der Steuerfestsetzung des Organtriigers
oder der erstmaligen Steuerfestsetzung gegeniiber einer Organgesellschaft fiir
alle anderen Beteiligten - Organgesellschaften oder Organtrager und
gegebenenfalls andere Organgesellschaften — die zutreffenden steuerlichen
Folgerungen gezogen werden konnen. Ziel der Regelung ist es, Steueraustfille
zu verhindern.

Dies setzt jedoch voraus, dass fiir die anderen Beteiligten der fehlerhaft
angenommenen Organschaft die Festsetzungsfrist fiir eine Anderung der
Steuerfestsetzungen noch nicht abgelaufen ist.

Der neu gefasste §2c Absatz2 Satz3 UStG sieht insoweit eine
Ablauthemmung vor. Nach der bisherigen Formulierung greift diese erst,
nachdem der Steuerbescheid eines Beteiligten des Organkreises aufgrund der
fehlerhaft angenommenen Organschaft innerhalb der Festsetzungsfrist
aufgehoben, gedndert oder erstmalig erlassen worden ist. Die Ablauthemmung
ist mithin von einer bestimmten Reihenfolge der Bescheide abhéngig.

Das sich aus dieser Reihenfolge der Bescheide ergebende Problem soll unter
Berticksichtigung der Neuregelung an folgendem Beispiel verdeutlicht werden:
Beispiel

Der Organtrager A reichte eine Organschaftserkldrung fiir sich und die
Organgesellschaften B und C beim zustidndigen Finanzamt ein. Das Finanzamt
setzte aufgrund dieser Organschaftserkldrung die Umsatzsteuer lediglich beim
Organtrager A fest. Fiir die Organgesellschaften B und C erlieB das Finanzamt
aufgrund der Wirkung der Organschaft keine Umsatzsteuerfestsetzungen, denn
die umsatzsteuerliche Organschaft sieht eine Steuerfestsetzung und
Steuerschuldnerschaft nur beim Organtrdger fiir alle Umsétze der an der
Organschaft Beteiligten (Organtrager und Organgesellschaften) vor.
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Im Zuge einer Betriebspriifung beim Organtriger A stellt das Finanzamt fest,
dass die materiell-rechtlichen Voraussetzungen einer Organschaft zwischen A,
B und C nicht vorliegen, und korrigiert die noch nicht festsetzungsverjdhrten
Umsatzsteuerbescheide des Organtrdgers A entsprechend. Zeitgleich setzt das
Finanzamt die Umsatzsteuer gegeniiber den Organgesellschaften B und C auf
Grundlage des neuen §2c Absatz2 Satz1 UStG fest. Da die
Festsetzungsfristen der Organgesellschaften B und C bereits abgelaufen waren,
stiitzt sich das Finanzamt insoweit auf die Ablauthemmung in dem neuen § 2¢
Absatz 2 Satz 3 UStG.

Aufgrund eines technischen Fehlers ergeht nur der Umsatzsteuerbescheid der
Organgesellschaft B noch am selben Tag. Am folgenden Tag ergeht zunéchst
der Anderungsbescheid an den Organtriger A und im Anschluss der
Anderungsbescheid an die Organgesellschaft C.

Da die Umsatzsteuerfestsetzung der OrgangesellschaftB  vor den
Anderungsbescheiden des Organtriigers A ergeht, ist die in dem neuen § 2c
Absatz 2 Satz 3 UStG bislang erforderliche Reihenfolge der Bescheide nicht
eingehalten, sodass keine Ablauthemmung eintritt. Die
Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft B ist damit rechtswidrig.

Die Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft C ergeht hingegen erst
nach dem Anderungsbescheid des Organtrigers A. Das Finanzamt hat die
vorgeschriebene Reihenfolge der Bescheide eingehalten. Daher tritt die in dem
neugefassten § 2c Absatz 2 Satz 3 UStG vorgesehene Ablaufhemmung ein. Die
Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft C ist somit rechtméBig
ergangen.

Dieses Ergebnis entspricht nicht dem Grundsatz der GleichméBigkeit der
Besteuerung. Auflerdem bestiinde die Gefahr von Steuerausfillen, wenn die
Umsatzsteuer fiir die Organgesellschaft B nicht rechtswirksam festgesetzt
werden kann.

Zwar kennt die Rechtsprechung bei einer Nichteinhaltung der Reihenfolge der
Bescheide Fille, in denen der vorzeitig ergangene rechtswidrige
Steuerbescheid in die RechtmaBigkeit hineinwachsen kann
(vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 12. Mai 2022 — VIR 20/19 —, BFHE 276,
521, BStBI1I 2023, 6). Allerdings erging das Urteil zur Ablauthemmung des
§ 174 Absatz4 Sitze 1 und 3 AO und umfasst nur die darin entschiedene
Fallkonstellation. Die Urteilsgrundsétze sind demnach nicht zwangslaufig auf
den neugefassten § 2c¢ Absatz 2 Satz 3 UStG tibertragbar.

Mit dem vorliegenden Anderungsantrag soll deshalb die vorgesehene
Ablauthemmung klar und rechtssicher ausgestaltet werden.

Dies erfolgt, indem die Festsetzungsfrist fiir die Steuerbescheide der anderen
Beteiligten der fehlerhaft angenommenen Organschaft unabhéngig von der
Reihenfolge der Bescheide verlangert wird.

Endet die Festsetzungsfrist insoweit nicht vor Ablauf eines Jahres, nachdem
der Steuerbescheid nach Satz 1 erster Halbsatz erlassen, aufgehoben oder
gedndert worden ist, kann auch bei einer atypischen bzw. umgekehrten
Reihenfolge der Bescheide die Geltung der Ablaufhemmung sichergestellt
werden.
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39. Zu Artikel 14 (§ 2¢, § 27a UStG)

Im Rahmen der Neuregelung der umsatzsteuerrechtlichen Organschaft
(§ 2c UStG) wird klargestellt, dass neben den bisher im Gesetzestext genannten
juristischen Personen auch Personengesellschaften Organgesellschaften
innerhalb einer Organschaft sein konnen, sofern die
Eingliederungsvoraussetzungen vorliegen. Hierdurch wird die entsprechende
Rechtsprechung des Europidischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs
gesetzlich nachvollzogen und somit mehr Rechtssicherheit fiir alle Beteiligten
geschaffen.

Auch vor dem Hintergrund unionsrechtlicher Entwicklungen bittet der
Bundesrat die Bundesregierung, eine Anderung hinsichtlich des Antragsrechts
auf Erteilung von Umsatzsteuer-Identifikationsnummern (§ 27a UStG) im
Rahmen von umsatzsteuerlichen Organschaften bis zur Anwendung der
Neuregelung der umsatzsteuerlichen Organschaft auch fiir
Personengesellschaften zu priifen.

Begriindung:

Die Regelungen zur Erteilung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer finden
sich in § 27a UStG, der auf Artikel 214 der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie
beruht. Grundsitzlich erhidlt jeder Unternehmer nur eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. Obwohl Organgesellschaften umsatzsteuerrechtlich im
Inland nicht selbstindige Unternehmer sind, wird ihnen auf Antrag des
Organtriagers, als selbstindiger Unternehmer, dennoch eine eigene
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt. Grundlage dafiir ist § 27a
Absatz 1 Satz3 UStG, der dieses Antragsrecht bisher nur fiir
Organgesellschaften in Form von juristischen Personen vorsieht.

40. Zum Gesetzentwurf allgemein

a) Zur Erfiillung offentlicher Aufgaben haben sich vielfdltige Formen der
Verwaltungszusammenarbeit etabliert. Das betrifft die Zusammenarbeit
sowohl zwischen Bund, Liandern und Kommunen als auch innerhalb einer
Verwaltungsebene. So konnen Synergieeffekte erzielt und oOffentliche
Ressourcen effizient und kostensparend eingesetzt werden.
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b)

d)

Angesichts der angespannten Lage der Offentlichen Haushalte und
wachsender Aufgaben ist die Verwaltungszusammenarbeit ein wichtiges
Instrument, damit die oOffentliche Hand auch zukiinftig handlungsfihig
bleibt. Dies gilt insbesondere flir Stidte, Gemeinden und Landkreise, die
aufgrund der angespannten Finanzlage vor erheblichen Herausforderungen
stehen.

Die ab dem 1. Januar 2027 zwingend anzuwendende Neuregelung zur
Umsatzbesteuerung der Offentlichen Hand (§2b UStG) wird auch
Auswirkungen auf die Besteuerung der Verwaltungszusammenarbeit haben.
Leistungen der  oOffentlichen Hand  unterliegen  danach  der
Umsatzbesteuerung, sofern eine Nichtbesteuerung dieser Leistungen zu
groBeren Wettbewerbsverzerrungen fiihren wiirde. Leistungen, die im
Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit ausgetauscht werden, unterliegen
damit starker als bislang der Umsatzsteuer.

Damit Bund, Lander und Kommunen etablierte Kooperationen fortsetzen
und ihre Zusammenarbeit zukiinftig noch intensivieren kénnen, wird die
Bundesregierung gebeten, sich auf europdischer Ebene fiir eine
Umsatzsteuerbegiinstigung der interbehordlichen und interkommunalen
Zusammenarbeit einzusetzen.

Weiterhin bittet der Bundesrat die Bundesregierung, gemeinsam mit den
Lindern im Rahmen des nationalen Umsatzsteuerrechts nach
praxisgerechten Losungen fiir die vielfiltig ausgestalteten Kooperationen
der 6ffentlichen Hand zu suchen und dabei Gestaltungsspielraume im Sinne
der offentlichen Hand zu nutzen. Ziel sollte es dabei sein, einen effizienten
Einsatz der vorhandenen 6ffentlichen Ressourcen nicht zu beeintridchtigen
und die oOffentliche Hand bei der Erfiillung der ihr im Rahmen der
Daseinsvorsorge obliegenden Aufgaben zu unterstiitzen.
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41. Zu Artikel 16a —neu — (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1. § 37 Absatz 23 — neu —

ErbStG)
Nach Artikel 16 ist der folgende Artikel 16a einzufiigen:

Das

,LArtikel 16a
Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der

Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBI. 19971 S. 378), das zuletzt
durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In § 30 Absatz 1 und Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,,schriftlich® jeweils
durch die Angabe ,schriftlich oder elektronisch nach amtlichen
vorgeschriebenen Datensatz* ersetzt.

Nach § 37 Absatz 22 wird der folgende Absatz 23 eingefligt:

»(23) § 30 Absatz 1 und Absatz 5 in der Fassung des Artikels 16a des
Gesetzes vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] sind anzuwenden, wenn die technischen und
organisatorischen Voraussetzungen fiir die elektronische Ubermittlung
vorliegen. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag des

(Y33

Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.

Begriindung:

Erwerbe, die der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer unterliegen, sind nach
§ 30 ErbStG nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut ,,schriftlich® anzuzeigen.
Die Schriftform kann zwar unter den Voraussetzungen des § 87a Absatz 3 AO
durch die elektronische Form ersetzt werden. Perspektivisch soll jedoch
zusdtzlich auch die Moglichkeit einer elektronischen Anzeige nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz geschaffen werden.

Zu Nummer 1 (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1 ErbStG)

Fir die erforderlichen technischen Vorarbeiten zur Ermdglichung einer
elektronischen Anzeige ist frithzeitig eine gesetzliche Grundlage zu schaffen.
Auch bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen fiir die elektronische
Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz wird eine schriftliche
Anzeige weiterhin mdglich bleiben.
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Zu Nummer 2 (§ 37 Absatz 23 — neu — ErbStG)

Durch die Einfligung des neuen Absatzes 23 in § 37 ErbStG wird das
Inkrafttreten der Anderungen des § 30 ErbStG geregelt. Die elektronische
Ubermittlung der Anzeige ist erst moglich, wenn die hierfiir erforderlichen
technischen und organisatorischen Voraussetzungen vorliegen. Die Anderung
tritt daher erst zu diesem Zeitpunkt in Kraft. Das Bundesministerium der
Finanzen gibt den Tag des Inkrafttretens in einem BMF-Schreiben bekannt.

42. Zu Artikel 17 (§ 203 Absatz 2 BewQG)

Der Bundesrat fordert dazu auf, von der Erméchtigungsnorm des § 203
Absatz 2 BewG Gebrauch zu machen und den Kapitalisierungsfaktor durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates an die Entwicklung der
Zinsstrukturdaten anzupassen.

Begriindung:

Das Bundesministerium der Finanzen sollte von der Ermichtigungsgrundlage
in § 203 Absatz 2 BewG Gebrauch machen und den Kapitalisierungsfaktor von
derzeit 13,75 hinsichtlich der Entwicklung der Zinsstrukturdaten iiberpriifen
und ggf. anpassen. Da auch der Zinssatz fiir die Vollverzinsung nach § 238
Absatz la AO mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wegen des seit 2022
deutlich gestiegenen Basiszinssatzes geméll der Evaluierungsklausel in § 238
Absatz Ic AO angepasst werden soll, muss das verdnderte Zinsniveau bei
beiden Regelungen Beachtung finden.

Nach von KPMG verbffentlichen Daten (https://atlas.kpmg.com/de/de/deal-
advisory-services/kapitalkosten-und-multiplikatoren/marktrisikopraemie-und-

basiszins) betragen zum 31. Mérz 2026 die empfohlene Marktrisikoprdmie fiir
Deutschland 5,25 Prozent und der Basiszinssatz 3,5 Prozent. Nach der
fritheren, bis 2016 geltenden Berechnungsformel des § 203 BewG ergébe sich
anhand dieser Sitze ein Kapitalisierungsfaktor von 11,43 und somit deutlich
weniger als der derzeit gesetzlich geregelte Kapitalisierungsfaktor von 13,75.
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Eine Nichtanpassung des Kapitalisierungsfaktors in § 203 Absatz 1 BewG
kann im Hinblick auf die Marktdaten dazu fiihren, dass kiinftig deutlich mehr
Unternehmenswerte  fiir  steuerliche Zwecke auf Basis alternativer
Bewertungsverfahren ermittelt werden  und das vereinfachte
Bewertungsverfahren nach § 199 ff. BewG an Bedeutung verliert, wenn nicht
sogar weit iiberwiegend zu offensichtlich unzutreffenden Ergebnissen fiihrt.

43. Zu Artikel 18 Nummer 4a —neu — (§ 29¢ Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 1
Satz 2 AO)

Nach Artikel 18 Nummer 4 ist die folgende Nummer 4a einzufiigen:

J4a. § 29¢ Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

4. sie fiir die Entwicklung, die Uberpriifung, die Anderung oder
den fortlaufenden Betriecb automatisierter Verfahren der
Finanzbehorden erforderlich ist, weil

a) unverdanderte Daten benotigt werden oder

b) eine Anonymisierung oder Pseudonymisierung der Daten
nicht oder nur mit unverhédltnismaBigem Aufwand
moglich ist.

Bei KI-Systemen der Finanzbehorden im Sinne des
Artikels 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2024/1689
umfasst die Entwicklung insbesondere das Trainieren,
Validieren und Testen. Die Weiterverarbeitung kann auch
unstrukturierte Inhalte sowie die Erzeugung und
Verarbeitung technisch abgeleiteter Darstellungen und
Zwischenprodukte umfassen, soweit es sich hierbei um
personenbezogene Daten handelt. Sie ist fiir den
fortlaufenden Betrieb insbesondere erforderlich, wenn ein
KI-System ohne die Nutzung solcher Daten in seiner
Funktionsfdhigkeit erheblich beeintridchtigt wiirde. Die
Befugnis zum Einsatz eines solchen Verfahrens bei der
Vorbereitung oder dem Erlass einer Entscheidung im
Einzelfall richtet sich nach den hierfir geltenden
Vorschriften.*
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b) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,In den Fillen von Satz 1 Nummer 4 diirfen die personenbezogenen
Daten ausschlieBlich fiir die dort genannten Zwecke verarbeitet werden
und missen innerhalb eines Jahres nach Wegfall des jeweiligen

[Y3K3

Verarbeitungszwecks geldscht werden.

Begriindung:

§29c Absatz 1 Satz1 Nummer4 AQO erlaubt bereits die zweckidndernde
Verarbeitung personenbezogener Daten fiir automatisierte Verfahren und
erfasst technologieneutral auch KI-Systeme. Die Anderung stellt klar, dass die
Entwicklung insbesondere Trainieren, Validieren und Testen umfasst und der
fortlaufende Betrieb einbezogen ist. Dabei konnen unstrukturierte Inhalte
sowie Tokens, Vektoreinbettungen und andere technisch abgeleitete
Darstellungen personenbezogene Daten bleiben, ohne dass ihre Verarbeitung
das Modell veréndert.

Die Klarstellung stellt fiir die Finanzverwaltung denselben eindeutigen
Rahmen her, den der Entwurf eines KI-Migrationsverwaltungsgesetzes fiir die
Asyl- und Migrationsverwaltung vorsieht. Sie schafft keine neuen Aufgaben
oder Befugnisse zu automatisierten Einzelfallentscheidungen. Erforderlichkeit,
Aufgabenbindung, Anonymisierungs- und Pseudonymisierungsvorrang,
Steuergeheimnis, Datenschutz-Grundverordnung, § 29¢ Absatz 2 AO und die
Verordnung (EU) 2024/1689 gelten wunverdndert fort. Satz2 passt die
Zweckbindung und Ldschung lediglich an die ausdriicklich bezeichneten
Verarbeitungsphasen an.

44. Zu Artikel 18 Nummer 6a —neu— (§ 64 Absatz3 Satzla —neu— AQ),
Artikel 20 Nummer 01 — neu — (Artikel 97 § 1b Absatz 3 — neu — EGAQ)

a) Nach Artikel 18 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufiigen:
,6a. Nach § 64 Absatz 3 Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Einnahmen, die nach § 3 Nummer 72 des Einkommensteuergesetzes

66 ¢

steuerfrei sind, bleiben aul3er Ansatz.
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b) Vor Artikel 20 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufiigen:
,01. Nach § 1b Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefiigt:
»(3) § 64 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 18 des Gesetzes

vom ... (einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes) ist erstmals fiir den Veranlagungszeitraum 2026
anzuwenden. ¢

Begriindung:

Zu Artikel 18 Nummer 6a — neu — (§ 64 Absatz 3 Satz 1a — neu — AO)

Durch  das  Steuerdnderungsgesetz 2025  vom  22. Dezember 2025
(BGBI. 2025 I Nr. 363) wurde in § 58 AO eine neue Nummer 11 eingefligt, die
die Anschaffung und den Betrieb von Photovoltaikanlagen und anderen
Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz durch gemeinniitzige
Organisationen rechtssicher ermoglicht.

Konkret diirfen gemeinniitzige Organisationen fiir ihre wirtschaftliche
Tétigkeit im Bereich der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nunmehr
gemeinnlitzig gebundene Mittel fiir die Anschaffung und fiir den Betrieb der
Anlagen bzw. zur Deckung der mdglicherweise unvermeidlichen dauerhaften
Verluste einsetzen, ohne ihren Gemeinniitzigkeitsstatus zu gefdhrden.

Die Einspeisung von nicht selbst verbrauchtem Strom aus erneuerbaren
Energien begriindet — wie bisher — unter den allgemeinen Voraussetzungen
einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschéftsbetrieb und unterliegt damit
der Korperschaft- und Gewerbesteuer, wenn die Einnahmen aus allen
steuerpflichtigen  Tétigkeiten die Besteuerungsfreigrenze nach § 64
Absatz 3 AO in Hohe von 50 000 Euro iibersteigen.

Fiir Einnahmen aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen findet zwar auch fiir
gemeinniitzige Organisationen die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 72 EStG
Anwendung. Die steuerbefreiten Einnahmen sind nach geltender Rechtslage
jedoch weiterhin bei der Berechnung der malBgeblichen Einnahmen fiir die
Anwendung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz3 Satz1 AO zu
beriicksichtigen. In der Folge kann fiir eine gemeinniitzige Organisation die
Besteuerungsfreigrenze iiberschritten werden, obwohl deren steuerpflichtige
Einnahmen einschlielich der Umsatzsteuer weniger als 50 000 Euro im Jahr
betragen. Allein daraus kann die Pflicht zur Abgabe einer Steuererkldrung
resultieren.

Um den Beitrag gemeinniitziger Organisationen zum Ausbau der erneuerbaren
Energien und zum Klimaschutz moglichst biirokratiearm zu gestalten, eine
einfache ~ Administrierbarkeit zu  gewdhrleisten und auch um
Verwaltungsaufwand auf Seiten der Finanzverwaltung zu reduzieren, soll
durch die vorgesehene Einfligung eines neuen Satzes la in § 64 Absatz3 AO
erreicht werden, dass Einnahmen, die nach § 3 Nummer 72 EStG steuerfrei
sind, bei der Ermittlung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3
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Satz 1 AO auller Ansatz bleiben. In der Folge entfillt die Verpflichtung zur
Abgabe einer Steuererkldrung in Féllen, in denen eine gemeinniitzige
Organisation die Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 Satz 1 AO allein
aufgrund der Beriicksichtigung von steuerbefreiten Einnahmen nach § 3
Nummer 72 EStG iiberschreiten wiirde.

Zu Artikel 20 Nummer 01 — neu — (Artikel 97 § 1b Absatz 3 — neu — EGAO)

Die Neufassung des Artikel 97 § 1b Absatz 3 EGAO bewirkt eine Anwendung
der vorgesehenen Einfligung des neuen Satzes la in § 64 Absatz3 AO und
damit eine Nichtberiicksichtigung von steuerfreien Einnahmen aus
Photovoltaikanlagen bei der Berechnung der maf3geblichen Einnahmen fiir die
Anwendung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 Satz 1 AO ab dem
Veranlagungszeitraum 2026.

45. Zu Artikel 18 Nummer 6a —neu — (§ 89a Absatz 1 Satz 1. Absatz 3 Satz 1 AO)

Nach Artikel 18 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufiigen:

,6a. § 89a wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz1 Satz1 wird nach der Angabe ,,§ 5 Absatz1 Satz1
Nummer 5 die Angabe ,,Buchstabe c* eingefiigt.
In Absatz 3 Satz 1 wird nach der Angabe ,,Im Einvernehmen mit der
zustidndigen obersten Landesfinanzbehdrde* die Angabe ,,oder mit der
von dieser beauftragten Behorde* eingefligt.

Begriindung:

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgedinderung aufgrund der Anderung des § 5
Absatz 1 Satz1 Nummer5 des Finanzverwaltungsgesetzes (FVG) durch
Artikel 2 des Gesetzes zur Anwendung des Mehrseitigen Ubereinkommens
vom 24. November 2016 und zu weiteren Mallnahmen vom 19. Juni 2024
(BGBI. 2024 I Nr. 205).

Zu Buchstabe b

Die Angabe ,im Einvernehmen mit der zustindigen obersten
Landesfinanzbehorde oder der von dieser beauftragten Behdrde wird in
§ 89a AO an vier Textstellen verwendet. Mit der Durchfiihrung von
internationalen Verstindigungs- und Schiedsverfahren kann eine oberste
Landesfinanzbehorde eine andere Behorde dergestalt beauftragen, dass diese
das Verfahren in Ginze begleiten darf (vgl. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5
Buchstabe b FVG).
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Bei der Unterzeichnung der Vorabverstindigungsvereinbarung fehlt bei dem
Einvernehmensvorbehalt im Gesetzestext der Zusatz ,,oder der von dieser
beauftragten Behorde®. Es ist kein Grund ersichtlich, warum dieser
Verfahrensschritt nur ,,im Einvernehmen mit der zustindigen obersten
Landesfinanzbehorde®, die gegebenenfalls am gesamten Verfahren sonst nicht
beteiligt ist, erfolgen soll. Dadurch entstiinde eine Doppelbefassung in den
Landern, in denen die oberste Landesfinanzbehorde eine andere Finanzbehorde
mit der Durchfiihrung der Vorabverstdndigungsverfahren beauftragt hat.

46. Zu Artikel 18 Nummer 11a —neu — (§ 142 Absatz 3 Satz 1. 3 AO), Artikel 32
Absatz 1. 8 — neu — (Inkrafttreten)

a) Nach Artikel 18 Nummer 11 ist die folgende Nummer 11a einzufiigen:
,11a. § 142 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,die zustindige Finanzbehorde von
der Pflicht zur Fiihrung* durch die Angabe ,,auf das Fiihren* und
die Angabe ,befreien” durch die Angabe ,,verzichtet werden*
ersetzt.

b) Satz 3 wird gestrichen. ¢
b) Artikel 32 ist wie folgt zu dndern:

aa) In Absatz 1 ist die Angabe ,,Absitze 2 bis 7° durch die Angabe
,,Absdtze 2 bis 8 zu ersetzen.

bb) Nach Absatz 7 ist der folgende Absatz 8 einzufiigen:

»(8) Artikel 18 Nummer 11a  tritt mit Wirkung zum
1. September 2026 in Kraft.*

Begriindung:
Zu Buchstabe a

Biirokratie ist in den vergangenen Jahren zu einer immer groferen Belastung
fiir die deutsche Wirtschaft und damit zu einem substanziellen Standortnachteil
angewachsen. Denn Biirokratie bindet Ressourcen, die dann nicht mehr fiir die
eigentliche betriebliche Leistungserbringung zur Verfligung stehen. Dies gilt in
gleicher ~ Weise  fiir  Industrie, Handwerk, Handel und die
Dienstleistungsbranche, nicht zuletzt aber auch fiir die Land- und
Forstwirtschaft, zumal gerade kleine Familienbetriebe unter den vielféltigen
Melde- und Dokumentationspflichten &dchzen. Notwendig ist daher ein
umfassend angelegter Biirokratieriickbau, wie ihn auch die Bundesregierung
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im Rahmen ihrer im Oktober 2025 beschlossenen Modernisierungsagenda
verfolgt. Fiir den Bereich der Landwirtschaft hat das Bundeskabinett am
15. Juli 2026 einen Gesetzentwurf fiir Biirokratieriickbau im Bereich des
Bundesministeriums flir Landwirtschaft, Erndhrung, Heimat sowie in weiteren
Bereichen beschlossen.

Zuvor wurden bereits mit dem Neunten Gesetz zur Anderung von Vorschriften
im Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht vom 29. Juni 2026 durch eine
Anderung des §142 AO Land- und Forstwirte unter bestimmten
Voraussetzungen von der Fithrung eines Anbauverzeichnisses entbunden. Fiir
Forstbetriebe ist es nach § 142 Absatz2 AO ausreichend, wenn ein
Forstbetriebswerk oder ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten fiir das
jeweilige Wirtschaftsjahr fiir ihren Betrieb vorliegt. Dagegen miissen
landwirtschaftliche Betriebe einen Antrag bei der zustindigen Finanzbehorde
stellen, sich von der Pflicht zur Fiihrung eines Anbauverzeichnisses zu
befreien. Die Voraussetzung dafiir ist, dass ein geeigneter Fldachen- und
Nutzungsnachweis fiir das jeweilige Wirtschaftsjahr vorliegt, aus dem sich
ergibt, mit welchen Fruchtarten die selbstbewirtschafteten Flichen im
abgelaufenen Wirtschaftsjahr bestellt waren (§ 142 Absatz 3 AO).

Die Antragspflicht nach § 142 Absatz3 AO begriindet einen zusitzlichen
bilirokratischen Aufwand sowohl fiir die Steuerpflichtigen als auch fiir die
Finanzverwaltung, der den eigentlichen Zweck der Vorschrift, die Land- und
Forstwirte zu entlasten, konterkariert. Landwirtschaftliche Betriebe erstellen
regelméBig einen Flichen- und Nutzungsnachweis aufgrund auBersteuerlicher
Vorschriften (meist als Nachweis zum Agrarantrag). In diesen Féllen ist es aus
steuerlicher Sicht nicht notwendig, zusitzlich ein Anbauverzeichnis zu fiihren,
da die angebauten Fruchtarten bereits aus entsprechenden Unterlagen
hervorgehen. Ein Antragsverfahren bringt hier im Hinblick auf die
Nachweisfiihrung keinen Mehrwert.

Daneben ist auch nicht vermittelbar, weshalb forstwirtschaftliche Betriebe
schon allein dann auf die Fiihrung eines Anbauverzeichnisses verzichten
diirfen, wenn die entsprechenden Unterlagen vorhanden sind, ein
landwirtschaftlicher Betrieb hingegen erst einen Antrag hierzu bei der
zustidndigen Finanzbehorde stellen muss. Hier sollte im Hinblick auf den
Biirokratiecaufwand ein Gleichklang zwischen landwirtschaftlichen und
forstwirtschaftlichen Betrieben hergestellt werden.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeinderung aufgrund der Anderung in Artikel 32
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (Anfligung von Absatz 8).
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Zu Doppelbuchstabe bb

Der Artikel 18 Nummer 11a —neu — soll zeitgleich mit der Neuregelung des
§142 AO im Neunten Gesetz zur Anderung von Vorschriften im
Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht vom 29. Juni 2026 in Kraft treten.

47. Zu Artikel 19 Nummer 6 — neu — (§ 172 Absatz 1 Satz 3 AQO)

Nach Artikel 19 Nummer 5 ist die folgende Nummer 6 einzufiigen:
,0. § 172 Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.*

Begriindung:

Nach Erlass einer Einspruchsentscheidung sind Anderungsantrige laut
geltender Rechtslage zulédssig. Der Gesetzgeber hatte bei der Einfiihrung des
§ 172 Absatz 1 Satz 3 AO im Jahr 1999 konkrete Sachverhalte vor Augen, die
erfasst werden sollten (vgl. BT-Drucksache 14/1514, S.47): In
Schitzungsfillen, in denen die Steuererkldrung erst nach Ergehen der
Einspruchsentscheidung eingereicht wird, sollte der Antrag auf schlichte
Anderung nach Erlass der Einspruchsentscheidung dazu fiihren, die
Finanzgerichte zu entlasten. Vor dem Hintergrund sinkender Klagezahlen ist
eine Entlastung der Finanzgerichte nicht mehr erforderlich. Entgegen den
Vorstellungen des Gesetzgebers ermoglicht die aktuelle Gesetzeslage,
Anderungsantrige nach § 172 Absatz1 Satz3 AO beispielsweise zur
faktischen Fristverlingerung und zur Umgehung oder Begrenzung von
Verspatungszuschlidgen einzusetzen, indem Steuererklarungen fristgerecht oder
innerhalb des Einspruchsverfahrens unvollstindig eingereicht werden. Dabei
erfolgt erst nach ergangener Einspruchsentscheidung innerhalb der Klagefrist
die vollstindige Vorlage der Steuererkldrung.

Seit der Anderung der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) durch das
BFH-Urteil vom 27. Oktober 2020 (Az. VIII R 30/17, BStBI II S. 927) ist ein
Antrag auf schlichte Anderung zudem auch dann zuldssig, wenn mit ihm
lediglich die erneute Uberpriifung einer Rechtsfrage begehrt wird, iiber die in
der Einspruchsentscheidung bereits entschieden worden ist. Die Einfiihrung
des § 172 Absatz1 Satz3 AO sollte jedoch nie zu einer wiederholten
Befassung der Finanzbehorden mit denselben Antragsbegehren fiihren, iiber
die bereits im Einspruchsverfahren entschieden wurde. Eine solche
Mehrfachbefassung fiihrt in der Praxis in den allermeisten Fillen zu unnétigem
Verwaltungsaufwand.
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Die vorgeschlagene Gesetzesdnderung soll dies verhindern und den
gesetzlichen Status Quo vor dem Gesetz vom 22. Dezember 1999 (BGBI. I
S.2601) wiederherstellen. Fiir Steuerbiirgerinnen und Steuerbiirger und
Finanzverwaltung fiihrt die vorgeschlagene Gesetzesdnderung zu fritherer
Rechtsklarheit. Sofern keine anderen Korrekturvorschriften eine Anderung
oder Berichtigung aullerhalb eines finanzgerichtlichen  Verfahrens
ermdglichen, konnen Anderungsbegehren wie bisher im Klageverfahren vor
dem Finanzgericht geltend gemacht werden.

48. Zu Artikel 23a —neu — (§ 137 Absatz 2 GBQO)

Nach Artikel 23 ist der folgende Artikel 23a einzufiigen:
,Artikel 23a
Anderung der Grundbuchordnung

Die Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994
(BGBIL. 1S. 1114), die zuletzt durch ... gedndert worden ist, wird wie folgt
gedndert:

§ 137 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2)  Werden Erkldrungen oder Ersuchen einer Behorde, auf Grund deren
eine Eintragung vorgenommen werden soll, als elektronisches Dokument
iibermittelt, muss das Dokument den Namen der ausstellenden Person enthalten
und die Behorde erkennen lassen. Das Dokument muss ferner

1. von der ausstellenden Person mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur versehen sein, wobei das der Signatur zugrunde liegende
qualifizierte Zertifikat oder ein zugehdriges qualifiziertes Attributzertifikat
die Behorde erkennen lassen muss, oder

2. von der ausstellenden Person signiert und auf einem sicheren
Ubermittlungsweg im Sinne des § 130a Absatz4 Satz 1 Nummer 2 der
Zivilprozessordnung eingereicht werden.* ¢

Begriindung:

Durch die Anderung des § 137 Absatz2 GBO wird der elektronische
Rechtsverkehr der Behorden mit den Grundbuchdmtern dem elektronischen
Rechtsverkehr mit den Gerichten nach der Zivilprozessordnung (ZPO)
angeglichen. Die Angleichung beseitigt Wertungswiderspriiche und dient der
Entlastung der Verwaltung sowie dem Biirokratieabbau.
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Nach § 130d Satz 1 ZPO sind vorbereitende Schriftsdtze und deren Anlagen
sowie schriftlich einzureichende Antrdge und Erkldrungen, die unter anderem
durch eine Behorde eingereicht werden, als elektronisches Dokument zu
ibermitteln. Gemall § 130a Absatz3 Satz1 ZPO muss das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf
einem sicheren Ubermittlungsweg eingereicht werden. Die einfache Signatur
ersetzt hierbei die Unterschrift nach § 130 Nummer 6 ZPO.

Die Uberrpittlung durch die Finanzidmter an die Gerichte erfolgt {iber den
sicheren Ubermittlungsweg 1. S.d. § 130a Absatz4 Satz 1 Nummer?2 ZPO
(besonderes Behordenpostfach).

Dies gilt sowohl z. B. fiir Ubermittlungen in Klageverfahren als auch fiir die
Beantragung von Haftbefehlen. Ubersendungen von Behorden, die mit der
einfachen Signatur iiber das Behordenpostfach vorgenommen werden, werden
folglich mit Ubermittlungen mittels qualifizierter elektronischer Signatur
gleichgestellt. Eine Abstufung sieht die Zivilprozessordnung nicht vor.

Bei Antrdgen nach der Grundbuchordnung findet § 130d ZPO hingegen keine
Anwendung. MaBgeblich fiir die Ubermittlung an die Grundbuchidmter ist
§ 137 GBO als lex specialis, der im Vergleich zur Zivilprozessordnung hohere
Anforderungen an die elektronische Ubermittlung stellt. Werden Erklirungen
oder Eintragungsersuchen einer Behorde elektronisch an die Grundbuchiamter
iibermittelt, so miissen diese gemél § 137 Absatz 2 Nummer 2 GBO zwingend
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein, sodass bei der
Ubermittlung von Dokumenten durch Behorden im elektronischen
Rechtsverkehr adressatenabhéngig unterschiedliche Anforderungen bestehen.
Eine Diskrepanz besteht insbesondere im Hinblick auf die Suspendierung des
in § 130 Nummer 6 ZPO normierten Unterschriftserfordernisses durch
§ 130a ZPO.

§ 137 GBO ist an § 130a ZPO anzugleichen und neben der qualifizierten
elektronischen Signatur ist auch eine Ubermittlung mit einfacher Signatur der
ausstellenden Person (die in der Behdrde die Verantwortung fiir das Dokument
{ibernimmt) bei Nutzung des sicheren Ubermittlungsweges im Sinne des
§ 130a  Absatz4 Satzl Nummer2 ZPO zu erlauben. Die
Behordenzugehorigkeit wird hierbei durch die Verwendung des besonderen
Behordenpostfachs gewihrleistet. Den in § 29 Absatz3 GBO normierten
Voraussetzungen fiir Behordenersuchen wird durch die Nummern 1 und 2 der
Neufassung des § 137 Absatz 2 GBO gleichermal3en Rechnung getragen.

Dadurch werden Wertungswiderspriiche beseitigt. An Grundbuchgeschéfte der
Behoérden sind in Bezug auf die Ubermittlungsmodalititen keine héheren
Sicherheitsanforderungen zu stellen als beispielsweise an die Beantragung
eines Haftbefehls nach § 802g ZPO, welche ihrerseits auf den Entzug der
grundgesetzlich geschiitzten Freiheitsrechte gerichtet ist. Zudem sind im
elektronischen = Rechtsverkehr selbst an die Antrdge nach dem
Zwangsversteigerungsgesetz keine liber § 130a Absatz 3 Satz 1 2. Alternative
in Verbindung mit Absatz4 Satz1 Nummer2 ZPO hinausgehenden
Anforderungen zu stellen.
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49. Zu Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a; — neu — (§ 87 Absatz 9 MinStG)

Nach Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a;
einzufligen:

,a1) In Absatz 9 wird nach der Angabe ,,JJahr 2026 die Angabe ,,fortfolgend*
eingefiigt. ¢

Begriindung:

Durch die Verliangerung des CbCR-Safe Harbours im Side-by-Side-Paket vom
5. Januar 2026 um ein weiteres Jahr sind Anpassungen der §§ 84 und
87 MinStG vorzunehmen.

Die Verlidngerung in § 84 Absatz 1 Satz 1 MinStG ist in Artikel 24 Nummer 8
des Gesetzentwurfs enthalten und erfasst damit Geschéftsjahre, die vor dem
31. Dezember 2027 beginnen und vor dem 1. Juli 2029 enden. Allerdings geht
der Verweis auf den fiir die Inanspruchnahme des Safe Harbours maflgebenden
Ubergangssteuersatz in § 84 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 MinStG ins Leere,
weil der dafiir maBBgebende § 87 Absatz9 MinStG keinen Steuersatz fiir
Geschiftsjahre nach dem Jahr 2026 enthdlt. In § 87 Absatz 9 MinStG ist
demnach aufzunehmen, dass der Ubergangssteuersatz in Hohe von 17 Prozent
fiir das Jahr 2026 und spiter gilt.

50. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass es neben den im Gesetzentwurf

vorgeschlagenen Regelungen weiterer struktureller Anderungen im Steuerrecht
bedarf.

Er bittet daher das Bundesministerium der Finanzen in Zusammenarbeit mit den
Landern jeweils ein Maflnahmenpaket

- zu StrukturmaBBnahmen im Unternehmensteuerbereich und

- zur Vereinfachung und zum Biirokratieabbau (Vereinfachung, Typisierung,
Pauschalierung und Digitalisierung)

zu erarbeiten und entsprechende Gesetzentwiirfe zeitnah vorzulegen.





		Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2026

		1. Zu Artikel 1a ( neu ( (§ 15a, § 52 Absatz 24 Satz 6 ( neu ( , 7 ( neu ( EStG)

		2. Zu Artikel 1a – neu – (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 – neu –, § 52 Absatz 31 Satz 8 – neu – EStG)

		3. Zu Artikel 2a ( neu ( (§ 34a Absatz 1 Satz 5, § 52 Absatz 34 Satz 4 ( neu ( EStG)

		4. Zu Artikel 4 Nummer 1a – neu – (§ 6 Absatz 2 Satz 1, Absatz 2a EStG), Nummer 9 Buchstaben a1 – neu – (§ 52 Absatz 12 Satz 11a – neu –, Satz 13a  – neu –, 13b – neu – EStG)

		5. Zu Artikel 3 Nummer 2a ( neu ( (§ 6 Absatz 3 Satz 4 ( neu ( EStG), Nummer 19 Buchstabe a0 ( neu ( (§ 52 Absatz 12 Satz 20 ( neu ( EStG)

		6. Zu Artikel 3 Nummer 3a – neu – (§ 7 Absatz 4 Satz 2 EStG)

		7. Zu Artikel 3 Nummer 5a – neu – (§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG)

		8. Zu Artikel 3 Nummer 5a ( neu ( (§ 22 Nummer 6 ( neu ( EStG), Nummer 19 Buchstabe b1 ( neu ( (§ 52 Absatz 30 Satz 2 ( neu ( EStG)

		9. Zu Artikel 3 Nummer 9 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 EStG)

		10. Zu Artikel 3 Nummer 10 (§ 41 Absatz 1 Satz 4 EStG)

		11. Zu Artikel 3 (§ 50j EStG)

		12. Zu Artikel 4 Nummer 1a ( neu ( (§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 EStG), Nummer 9 Buchstabe a1 ( neu ( (§ 52 Absatz 12 Satz 20 ( neu ( EStG)

		13. Zu Artikel 4 Nummer 2a ( neu ( (§ 16 Absatz 2 Satz 4 ( neu ( EStG), Nummer 2b ( neu ( (§ 17 Absatz 2 Satz 3a ( neu ( EStG), Nummer 9 Buchstabe b1 ( neu ( (§ 52 Absatz 25a0 ( neu ( EStG), Buchstabe b2 ( neu ( (§ 52 Absatz 25a Satz 3 ( neu ( EStG)

		14. Zu Artikel 4 (§ 24b EStG)

		15. Zu Artikel 4 Nummer 2a ( neu ( (§ 33b Absatz 1 EStG)

		16. Zu Artikel 4 Nummer 4 (§ 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c ( neu (, Absatz 4a Satz 1, Satz 5 ( neu ( EStG), Nummer 5 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b, Absatz 4 Satz 1 Nummer 1b EStG), Nummer 6 (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b, c EStG)

		17. Zu Artikel 4 (§ 39e Absatz 4 Satz 5 EStG)

		18. Zu Artikel 4 Nummer 6a – neu – (§ 41a Absatz 2 Satz 2 EStG)

		19. Zu Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe bbb (§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG)

		20. Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)

		21. Zu Artikel 5 Nummer 2a – neu – (§ 48b Absatz 1 Satz 3 – neu –, 4 – neu –, 5 – neu – EStG), Nummer 2b – neu – (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g EStG)

		22. Zu Artikel 5a ( neu ( (§ 37 Absatz 3 Satz 5, § 52 Absatz 35d Satz 2 ( neu ( EStG)

		23. Zum Gesetzentwurf allgemein

		24. Zum Gesetzentwurf allgemein

		25. Zum Gesetzentwurf allgemein

		26. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)

		27. Zum Gesetzentwurf allgemein

		28. Zu Artikel 6 Nummer 01 – neu – (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 KStG)

		29. Zu Artikel 6 Nummer 1a – neu – (§ 8c Absatz 1 Satz 9 – neu – KStG), Nummer 2 (§ 34 Absatz 1 KStG), Artikel 23a – neu – (§ 10 Absatz 3 Satz 5, § 21 Absatz 10 – neu – AStG)

		30. Zu Artikel 7 Nummer 1 – neu – (§ 3 Nummer 2 GewStG)

		31. Zu Artikel 7 Nummer 1 – neu – (§ 16 Absatz 4 Satz 2 GewStG), Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten)

		32. Zum Gesetzentwurf allgemein

		33. Zu Artikel 8a – neu – (§ 4 Absatz 5 – neu – LStDV), Artikel 9 (Überschrift, Eingangsformel), Artikel 32 Absatz 5a – neu – (Inkrafttreten)

		34. Zu Artikel 8a – neu – (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV), Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten)

		35. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 65 Absatz 3a EStDV)

		36. Zum Gesetzentwurf allgemein

		37. Zu Artikel 12 Nummer 3a – neu – (§ 19 Absatz 3 Satz 1, 4, Absatz 5 Satz 5 UStG)

		38. Zu Artikel 14 Nummer 4 (§ 2c Absatz 2 Satz 3 UStG)

		39. Zu Artikel 14 (§ 2c, § 27a UStG)

		40. Zum Gesetzentwurf allgemein

		41. Zu Artikel 16a – neu – (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1, § 37 Absatz 23 – neu – ErbStG)

		42. Zu Artikel 17 (§ 203 Absatz 2 BewG)

		43. Zu Artikel 18 Nummer 4a – neu – (§ 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 1 Satz 2 AO)

		44. Zu Artikel 18 Nummer 6a – neu – (§ 64 Absatz 3 Satz 1a – neu – AO), Artikel 20 Nummer 01 – neu – (Artikel 97 § 1b Absatz 3 – neu – EGAO)

		45. Zu Artikel 18 Nummer 6a – neu – (§ 89a Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 AO)

		46. Zu Artikel 18 Nummer 11a – neu – (§ 142 Absatz 3 Satz 1, 3 AO), Artikel 32 Absatz 1, 8 – neu – (Inkrafttreten)

		47. Zu Artikel 19 Nummer 6 – neu – (§ 172 Absatz 1 Satz 3 AO)

		48. Zu Artikel 23a – neu – (§ 137 Absatz 2 GBO)

		49. Zu Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a1 – neu – (§ 87 Absatz 9 MinStG)

		50. Zum Gesetzentwurf allgemein
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Anlage 4

Gegenidullerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung duf3ert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Zu Ziffer 1 Zu Artikel 1a — neu — (§ 15a, § 52 Absatz 24 Satz 6 — neu —, 7 — neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 2 Zu Artikel 1a —neu — (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 —neu —, § 52 Absatz 31 Satz 8
—neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 3 Zu Artikel 2a — neu — (§ 34a Absatz 1 Satz 5., § 52 Absatz 34 Satz 4 — neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 4 Zu Artikel 4 Nummer la —neu — (§ 6 Absatz 2 Satz 1. Absatz 2a EStG), Nummer 9 Buchsta-
ben a;—neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 11a — neu —, Satz 13a — neu —, 13b — neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 5 Zu Artikel 3 Nummer 2a — neu — (§ 6 Absatz 3 Satz 4 — neu — EStG), Nummer 19 Buch-
stabe ag — neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 6 Zu Artikel 3 Nummer 3a —neu — (§ 7 Absatz 4 Satz 2 EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 7 Zu Artikel 3 Nummer 5a — neu — (§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 8 Zu Artikel 3 Nummer 5a — neu — (§ 22 Nummer 6 — neu — EStG), Nummer 19 Buchstabe b,
—neu — (§ 52 Absatz 30 Satz 2 — neu — EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 9 Zu Artikel 3 Nummer 9 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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Zu Ziffer 10 Zu Artikel 3 Nummer 10 (§ 41 Absatz 1 Satz 4 EStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

§ 41 Absatz 1 Satz 3 EStG umfasste als Allgemeinklausel die Aufzeichnungspflichten auch fiir steuerfreie Be-
ziige. In § 41 Absatz 1 Satz 4 EStG sind zusétzlich die steuerfreien Beziige, die dem Progressionsvorbehalt un-
terliegen, aufgefiihrt. Satz 5 fordert fiir alle anderen als die in Satz 4 genannten Félle die Aufzeichnung des
GroBbuchstaben U. Eine Herausnahme der steuerfreien Beziige nach § 3 Nummer 28 und 28a EStG wiirde in
diesen Féllen somit falschlicherweise die Aufzeichnung des GroBbuchstabens U bedeuten.

Zu Ziffer 11 Zu Artikel 3 (§ 50j EStG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 12 Zu Artikel 4 Nummer la — neu — (§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 EStG), Nummer 9 Buch-
stabe a; — neu — (§ 52 Absatz 12 Satz 20 — neu — EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 13 Zu Artikel 4 Nummer 2a — neu — (§ 16 Absatz 2 Satz 4 — neu — EStG), Nummer 2b — neu —
(§ 17 Absatz 2 Satz 3a — neu — EStG), Nummer 9 Buchstabe b; — neu — (§ 52 Absatz 25a¢
—neu — EStG), Buchstabe by — neu — (§ 52 Absatz 25a Satz 3 — neu — EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 14 Zu Artikel 4 (§ 24b EStG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 15 Zu Artikel 4 Nummer 2a — neu — (§ 33b Absatz 1 EStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Die Umkehr des Regel-/Ausnahmeverhéltnis scheint grundsétzlich moglich, jedoch ist die Evaluierung der Be-
hinderten-Pauschbetrige und eine Erweiterung des elektronischen Mitteilungsverfahrens zum Nachweis einer
Behinderung abzuwarten.

Zu Ziffer 16 Zu Artikel 4 Nummer 4 (§ 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe ¢ — neu —, Absatz 4a Satz 1,
Satz 5 — neu — EStG), Nummer 5 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b, Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1b EStG), Nummer 6 (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b, ¢ EStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten Krankenkassen- und Pflegeversicherungsbeitrige freiwillig ge-
setzlich versicherter Arbeitnehmer nicht in das vorgesehene elektronische Ubermittlungsverfahren integriert
werden, weil die Vorsorgepauschale — wie sie im Massenverfahren des Lohnsteuerabzugs beriicksichtigt wird —
in den meisten Fillen zu zutreffenden Ergebnissen fiihrt.
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Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern kniipft die Vorsorgepauschale an pauschalierte bzw. — ab 2030 — tatsich-
liche Teilbetrdge an. Dies gilt gleichermaBen fiir freiwillig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer. Erhalt der frei-
willig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer einen steuerfreien Arbeitgeberzuschuss, werden als Vorsorgeaufwen-
dungen im Lohnsteuerabzugsverfahren die zutreffenden Beitrdge beriicksichtigt. Pflichtversicherte und freiwil-
lig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer werden hier gleichbehandelt. Von daher ist, auch ausgehend davon, dass
die grofle Mehrzahl der freiwillig gesetzlich versicherten Arbeitnehmer einen steuerfreien Arbeitgeberzuschuss
erhilt, ein umfassender Datenaustausch fiir Zwecke des Lohnsteuerabzugs nicht erforderlich. Zudem entstiinden
zusitzlich Erfiillungsaufwinde bei den Krankenkassen, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern.

Nur im Ausnahmefall wird im Lohnsteuerabzugsverfahren eine zu niedrige Vorsorgepauschale berticksichtigt,
soweit der Dienstherr bzw. eine die Versorgungsbeziige zahlende Stelle keine nach § 3 Nummer 62 EStG steu-
erfreien Zuschiisse zu den Beitrigen gewihrt. Diesbeziiglich wird mit einer gesetzlichen Anderung im Jahress-
teuergesetz 2026 die Option angeboten, fiir die voraussichtlich anfallenden Sonderausgaben fiir eine Kranken-
und Pflegversicherung vom Wohnsitzfinanzamt einen Freibetrag bilden zu lassen. Dies ist eine fiir alle Beteilig-
ten zielfilhrende und auch verhdltnismaBige Losung.

Zu Ziffer 17 Zu Artikel 4 (§ 39¢ Absatz 4 Satz 5 EStG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 18 Zu Artikel 4 Nummer 6a — neu — (§ 41a Absatz 2 Satz 2 EStG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 19 Zu Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe bbb (§ 41b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.
Er fiihrt im Ergebnis nicht zu einer Vereinfachung der Uberpriifbarkeit fiir die Finanzverwaltung.
Ein zukiinftiger digitaler Abgleich wird dadurch zudem erschwert.

Ein Abstellen auf den Erstattungsanspruch dem Grund nach widerspricht dem objektiven Nettoprinzip. Wenn
der Steuerpflichtige Reisekosten tragt und keine Erstattung erhalten hat, steht ihm nach dem Gesetz der entspre-
chende Werbungskostenabzug zu. Nur tatséchlich geleistete Erstattung sind gegen zu rechnen.

Bei Anwendung von GroBbuchstaben wird auf eine betragsméBige Ubermittlung der steuerfrei erstatteten Be-
trage aus dem Lohnkonto verzichtet. Die Umwandlung dieser Betrige in einen zutreffenden GrofSbuchstaben
anstelle der unmittelbaren Ubernahme der vorhandenen Daten in die Lohnsteuerbescheinigung fiihrt zu Mehr-
aufwand fiir die Arbeitgeber. Dies wurde auch bei der Einfithrung des Grofbuchstaben ,,M* bei Mahlzeitenge-
stellung von Arbeitgebern als biirokratieaufwendig kritisiert.

Zu Ziffer 20 Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b (§ 41¢ Absatz 4 Satz 1 EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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Zu Ziffer 21 Zu Artikel 5 Nummer 2a — neu — (§ 48b Absatz 1 Satz 3 — neu —, 4 —neu —, 5 — neu — EStQ),
Nummer 2b — neu — (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g EStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 22 Zu Artikel 5a — neu — (§ 37 Absatz 3 Satz 5, § 52 Absatz 35d Satz 2 — neu — EStG

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 23 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 24 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 25 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 26 Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 27 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.
Eine Priifung wird allerdings nicht im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2026 moglich sein, da zunéchst die

technische und zeitliche Umsetzung mit den betroffenen Beteiligten (Wirtschaft und Finanzverwaltung) geklart
werden miissen.

Zu Ziffer 28 Zu Artikel 6 Nummer 01 —neu — (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 KStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 29 Zu Artikel 6 Nummer la —neu — (§ 8c Absatz 1 Satz 9 — neu — KStG), Nummer 2 (§ 34 Ab-
satz 1 KStG), Artikel 23a —neu — (§ 10 Absatz 3 Satz 5, § 21 Absatz 10 — neu — AStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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Zu Ziffer 30 Zu Artikel 7 Nummer 1 —neu — (§ 3 Nummer 2 GewStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 31 Zu Artikel 7 Nummer 1 —neu — (§ 16 Absatz 4 Satz 2 GewStG), Artikel 32 Absatz 5 (Inkraft-
treten)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Der Mindesthebesatz bei der Gewerbesteuer wurde zuletzt bereits durch Artikel 8 des Neunten Gesetzes zur An-
derung von Vorschriften im Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht vom 29. Juni 2026 (BGBI. 2026 I Nr.
197) mit Wirkung ab dem EZ 2027 von bisher 200 auf 280 Prozent angehoben. Bereits im Vorfeld zu diesem
Gesetzgebungsverfahren wurde ein entsprechender Antrag (Anhebung auf 300 Prozent) iiber den BRat initiiert
(BR Drs. 223/1/26), welcher im genannten Gesetzgebungsverfahren jedoch nicht aufgegriffen wurde.

BMF ist aus fachlicher Sicht nach wie vor der Auffassung, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarte Zielgrof3e
von 280% sowohl der steuerpolitischen Zielsetzung (Vermeidung rein steuermotivierter Nutzungen von Nied-
righebesatzkommunen), als auch den hierbei zu beriicksichtigenden verfassungsrechtlichen Vorgaben (ausrei-
chendes verbleibendes Selbstverwaltungsrecht der Kommunen) hinreichend Rechnung trégt.

Zu Ziffer 32 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.
Die Bundesregierung weist insoweit allerdings bereits auf Folgendes hin:

Ab dem Erhebungszeitraum 2026 ist die Anlage Bekanntgabe im Rahmen der Gewerbesteuererklérung ver-
pflichtend zu tibermitteln. Mit dieser Anlage werden die fiir eine digitale Bekanntgabe des Gewerbesteuerbe-
scheids erforderlichen Informationen iibermittelt, sodass den Gemeinden grundsétzlich bereits ab dem Erhe-
bungszeitraum 2026 die notwendigen Informationen fiir eine digitale Bekanntgabe vorliegen.

Zu Ziffer 33 Zu Artikel 8a — neu — (§ 4 Absatz 5 — neu — LStDV), Artikel 9 (Uberschrift, Eingangsformel),
Artikel 32 Absatz 5a — neu — (Inkrafttreten)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Diesem Anderungsvorschlag wurde bereits in 2024 zugestimmt. Da die Anderung allerdings keinen Bezug zu
einer im JStG 2026 vorgesehenen Anderung des EStG hat, soll dies in einer Mantelverordnung 2027 umgesetzt
werden.

Zu Ziffer 34 Zu Artikel 8a —neu — (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV), Artikel 32 Absatz 5 (Inkraft-
treten

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Anderung der EStDV kann im vorliegenden Gesetzgebungsverfahren aus Griinden der Rechtsformlichkeit nicht
vorgenommen werden.
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Zu Ziffer 35 Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 65 Absatz 3a EStDV)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Anderung der EStDV kann im vorliegenden Gesetzgebungsverfahren aus Griinden der Rechtsformlichkeit nicht
vorgenommen werden.

Zu Ziffer 36 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Anderung der EStDV kann im vorliegenden Gesetzgebungsverfahren aus Griinden der Rechtsformlichkeit nicht
vorgenommen werden.

Zu Ziffer 37 Zu Artikel 12 Nummer 3a —neu — (§ 19 Absatz 3 Satz 1, 4, Absatz 5 Satz 5 UStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Die seit 1. Januar 2025 bestehende Regelung in § 19 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 5 Satz 5 UStG zum Zeitpunkt
der Wirksamkeit des Verzichts des Widerrufs der Anwendung der Kleinunternehmerregelung, entspricht der bis
zum 31. Dezember 2024 geltenden Regelung. Unklarheiten in der Anwendung dieser Regelung waren nicht be-
kannt. Daher wurde diese in die Neufassung des § 19 UStG inhaltsgleich iibernommen. Die Notwendigkeit einer
klarstellenden Anpassung wird nicht gesehen.

Zu Ziffer 38 Zu Artikel 14 Nummer 4 (§ 2¢ Absatz 2 Satz 3 UStG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag einer gesetzlichen Anpassung ab.

Mit der vorgeschlagenen Anpassung wird das Ziel, die Festsetzungsfrist fiir die Steuerbescheide der anderen
Beteiligten der fehlerhaft angenommenen Organschaft unabhingig von der Bescheidreihenfolge zu verlédngern,
nicht erreicht. Denn auch diese Formulierung setzt zunéchst einen ,,Steuerbescheid nach Satz 1 erster Halbsatz*
voraus, damit die Ablauthemmung wirken kann.

§ 2¢ Absatz 2 Satz 3 UStG-E sieht in der aktuellen Fassung eine Ablauthemmung vor. Fiir die Bestimmung der
Jahresfrist bedarf es in jedem Fall eines konkreten auslosenden Zeitpunktes. Das Vorliegen einer Bescheidrei-
henfolge ist daher bereits verfahrensrechtlich erforderlich.

BMF teilt die Auffassung, dass potenziellen Steuerausfillen aufgrund fehlerhafter Bekanntgaben wirksam zu
begegnen ist. Dies kann jedoch nicht durch eine gesetzliche Anpassung in § 2c Absatz 2 UStG-E sichergestellt
werden.

Die Bund-Lander-Arbeitsgruppe ,,Reform der umsatzsteuerlichen Organschaft wird anhand des skizzierten

Sachverhaltes organisatorische Maflnahmen eruieren, um derartigen Fallkonstellationen rechtssicher entgegen-
zutreten.

Zu Ziffer 39  Zu Artikel 14 (§ 2c, § 27a UStG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.
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Zu Ziffer 40 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 41 Zu Artikel 16a —neu — (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1, § 37 Absatz 23 — neu — ErbStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 42 Zu Artikel 17 (§ 203 Absatz 2 BewG)

Die Bundesregierung wird der Bitte um Priifung nachkommen.

Zu Ziffer 43 Artikel 18 Nummer 4a — neu — (§ 29¢ Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 1 Satz 2 AO)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 44 Zu Artikel 18 Nummer 6a —neu — (§ 64 Absatz 3 Satz 1a — neu — AQO), Artikel 20 Nummer 01
—neu — (Artikel 97 § 1b Absatz 3 — neu — EGAQO)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.

Zu Ziffer 45 Zu Artikel 18 Nummer 6a —neu — (§ 89a Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 AO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 46 Zu Artikel 18 Nummer 11a —neu — (§ 142 Absatz 3 Satz 1, 3 AO), Artikel 32 Absatz 1, 8
— neu — (Inkrafttreten)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen. Die Bundesregierung wird die Befreiung von der Antrags-
pflicht unter der Voraussetzung der fortlaufenden Sicherstellung des Fiihrens der nach § 142 Absatz 1 Satz 2
AO geforderten Nachweise priifen.

Zu Ziffer 47 Zu Artikel 19 Nummer 6 —neu — (§ 172 Absatz 1 Satz 3 AO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 48 Zu Artikel 23a —neu — (§ 137 Absatz 2 GBO)

Die Bundesregierung hat den Vorschlag des Bundesrates gepriift, sieht jedoch keinen Anpassungsbedarf an ih-
rem Gesetzentwurf.

Im Hinblick auf das volkswirtschaftlich wichtige Wirtschaftsgut ,,Grund und Boden" sind die Richtigkeit und
Verlasslichkeit des Grundbuchs von groBer Bedeutung. Das Grundbuchamt nimmt Eintragungen in das Grund-
buch auf Grundlage der Eintragungsbewilligung des Berechtigten (sog. formelles Konsensprinzip) oder auf Er-
suchen einer Behorde vor, ohne das Vorliegen der materiell-rechtlichen Voraussetzungen zu priifen. Deshalb
stellt das Gesetz hohe Anforderungen an die Eintragungsgrundlage. Es ist an dem Grundsatz festzuhalten, dass
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nur eine 6ffentliche oder 6ffentlich beglaubigte Urkunde beziehungsweise ein vergleichbares elektronisches Do-
kument Grundlage einer Eintragung sein kann (§§ 29, 137 GBO). Nur diesen Dokumenten kommen die entspre-
chenden Beweiswirkungen zu und nur sie vermitteln einen hinreichenden und dauerhaften Authentizitéts- und
Integritdtsschutz (so bereits BT-Drs. 20/11309, S. 15).

Ein Wertungswiderspruch zu § 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ZPO besteht nicht. Die von § 130a Absatz 4
Satz 1 Nummer 2 ZPO abweichende Regelung des § 137 GBO beruht auf einer bewussten Entscheidung des
Gesetzgebers, die die Besonderheiten des Grundbuchverfahrens abbildet. Anders als in den im Vorschlag des
Bundesrates genannten Beispielen betrifft § 137 GBO keine bloBe Ubermittlungsmodalitit, sondern bewahrt
iiber die Funktionsédquivalenz elektronischer Dokumente den Grundsatz des Urkundenbeweises und die damit
verbundene Beweismittelbeschrankung. § 137 GBO bezweckt dabei, die faktische Papiergebundenheit zu 16sen,
ohne die Stringenz des Verfahrens zu lockern. Dies geschieht durch die in der Regelung des § 137 GBO enthal-
tene Funktionsdquivalenz elektronischer Dokumente (Hiigel/Wilsch, GBO, § 137 Rn. 1).

§ 137 GBO stellt nicht ohne Grund héhere Anforderungen als § 130a ZPO. Bei behordlichen Erklarungen oder
Ersuchen nach § 38 GBO hat das Grundbuchamt seine formelle Priifung auf § 29 Absatz 3 GBO zu beschrin-
ken, hat also grundsitzlich dariiber hinaus nicht zu priifen, ob die erforderliche Zahl von Unterschriften vorhan-
den ist, die Unterzeichner Vertretungsmacht besitzen oder gar die behordliche Entscheidung in der Sache richtig
ist (Schoner/Stober, GrundbuchR, 16. Aufl. 2020, Rn. 161, 201). Das Grundbuchamt vollzieht das Eintragungs-
ersuchen ohne eigene Sachpriifung. In den im Vorschlag des Bundesrats genannten Beispielen (Ubermittlungen
in Klageverfahren, Beantragung von Haftbefehlen) entscheidet das Gericht demgegeniiber grundsétzlich iiber
den eingereichten Schriftsatz in einem Verfahren mit Beteiligung, Anhérung und Rechtsmitteln und fallt nach
Priifung der Voraussetzungen eine eigene Sachentscheidung.

MalBgeblich fiir die Bewertung des Vorschlags des Bundesrates ist vor diesem Hintergrund, ob die mit §§ 137,
29 GBO im Grundbuchverfahren verfolgten Zwecke dquivalent auch durch eine Ubermittlung entsprechend §
130a ZPO erreicht werden konnen.

Dies ist nicht der Fall. Eine Ubermittlung mit einfacher Signatur iiber das besondere elektronische Behorden-
postfach geniigt den Anforderungen an die dem Urkundenbeweis entsprechende Beweiskraft bestimmter elekt-
ronischer Dokumente nicht. Bei einem so iibermittelten Dokument handelt es sich mangels qualifizierter elekt-
ronischer Signatur nicht um ein Dokument i. S. v. § 371a Absatz 3, § 437 ZPO. Eine gesetzliche Gleichstellung
eines so libermittelten Dokuments mit einem qualifiziert elektronisch signierten Dokument ist abzulehnen. Denn
nur die qualifizierte elektronische Signatur nebst Behordenattribut dokumentiert falschungssicher die Identitét
der ausstellenden Person und ihre Zugehorigkeit zur ersuchenden Behorde. Das besondere Behordenpostfach
weist demgegeniiber allein den absendenden Postfachinhaber aus, also die Behdrde. Anhand der einfachen Sig-
natur lasst sich nicht feststellen, ob diese tatséchlich von der Person geleistet bzw. angebracht wurde, deren Na-
men sie wiedergibt. Das vom Bundesrat vorgeschlagene Verfahren wiirde damit keine fiir das Grundbuchver-
fahren hinreichende Gewébhr fiir die Integritdt und Authentizitit der iibermittelten Dokumente bieten. Die nach §
137 Absatz 2 und § 29 Absatz 3 GBO begriindete Vermutung der Zustiandigkeit der handelnden Person und der
formellen OrdnungsgemaBheit des Ersuchens entfiele damit.

Zu Ziffer 49 Zu Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a; — neu — (§ 87 Absatz 9 MinStG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Ziffer 50 Zum Gesetzentwurf allgemein

Die Bundesregierung wird den Vorschlag priifen.
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Referentenentwurf

des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Besteuerung bestimmter Kryp-
towerte im Privatvermoégen

A. Problem und Ziel

Kryptowerte stellen zunehmend eine mdgliche Form der privaten Kapitalanlage dar und
werden Uber einen wachsenden Markt erworben und veraulRert. Aufgrund ihrer spekulati-
ven Nutzung, hohen Liquiditat und fehlenden Abnutzung werden sie in der Praxis zuneh-
mend in einer Art und Weise genutzt, die mit den Wirtschaftsgltern des § 20 Einkommen-
steuergesetz (EStG) vergleichbar ist. Vor diesem Hintergrund tragt die geltende Rechtslage
nicht mehr in ausreichendem Mal} der tatsachlichen Entwicklung Rechnung. Zur Gewahr-
leistung einer auch weiterhin rechtssicheren und praktikablen Besteuerung von Kryptower-
ten ist eine spezialgesetzliche Regelung zur Besteuerung von Kryptowerten erforderlich.

B. Losung
Mit vorliegendem Artikelgesetz werden die erforderlichen gesetzlichen Regelungen ge-
schaffen, nach denen Einklinfte aus der Nutzung und VerauRRerung von Tauschkryptower-

ten des Privatvermdgens nach § 20 EStG als Einklinfte aus Kapitalvermégen der Einkom-
mensteuer unterliegen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

(Steuermehr- und -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro)

volle Jahreswirkung?

Gebietskorper-

schaft 2027 2028 2029 2030 2031
Insgesamt +70 +175 + 350 + 350 + 350
Bund +33 +90 +179 +179 +179
Lander +27 +79 +158 +158 +158
Gemeinden +10 +6 +13 +13 +13

Kassenjahr

2027 2028 2029 2030 2031
Insgesamt +160 + 305 +325 + 350
Bund +83 + 156 + 166 +179
Lander +72 + 141 +149 +158
Gemeinden +5 +8 +10 +13

Wirkung im Veranlagungsjahr






E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

[folgt]

E.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

[folgt]

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

[folgt]

F. Weitere Kosten

[folgt]
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Besteuerung bestimmter Kryp-
towerte im Privatvermogen

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober
2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Juni 2026
(BGBI. 2026 | Nr. 197) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 20 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 11 wird die Angabe ,zu bericksichtigen.“ durch die Angabe ,zu
bertcksichtigen;” ersetzt.

bb) Nach Nummer 11 wird die folgende Nummer 12 eingefiigt:

,12. Einnahmen aus der Uberlassung von Tauschkryptowerten und der Teil-
nahme an Vorgangen zur Transaktionsverarbeitung. Ein Tauschkrypto-
wert ist ein Kryptowert im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 5 der
Verordnung (EU) 2023/1114, der von natlrlichen oder juristischen Per-
sonen als Tauschmittel akzeptiert wird, ohne von einer Zentralbank oder
sonstigen offentlichen Stelle emittiert oder garantiert zu sein. Ausgenom-
men sind nach den Vorgaben des Titels IV der Verordnung (EU)
2023/1114 emittierte E-Geld-Token im Sinne des Artikels 3 Absatz 1
Nummer 7 der Verordnung (EU) 2023/1114. Forderungen auf Ubertra-
gung Uberlassener Tauschkryptowerte gelten als Tauschkryptowerte.*

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 8 wird die Angabe ,Rechtsposition.” durch die Angabe ,Rechtspo-
sition;" ersetzt.

bb) Nach Nummer 8 wird die folgende Nummer 9 eingefugt:

,9. der Gewinn aus der VerauRerung von Tauschkryptowerten im Sinne des
Absatzes 1 Nummer 12.°

c) Nach Absatz 4a wird der folgende Absatz 4b eingefiigt:
»(4b) Gehen Tauschkryptowerte unentgeltlich oder fiir nicht von Absatz 1 Num-

mer 12 erfasste Leistungen zu, sind ihre Anschaffungskosten mit 0 Euro anzuset-
zen. Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
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mung des Bundesrates weitere Vorgaben zur Bewertung und zur VeraulRerungs-
reihenfolge von Tauschkryptowerten festzulegen.*

2. §43 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) Die Angabe ,Bei den folgenden inlandischen und in den Fallen der
Nummern 5 bis 7 Buchstabe a und Nummern 8 bis 12 sowie Satz 2
auch auslandischen Kapitalertragen wird die Einkommensteuer durch
Abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben:* wird durch
folgende Angabe ersetzt:

.Bei den folgenden inlandischen und in den Fallen der Nummern 5 bis
7 Buchstabe a und Nummern 8 bis 13 sowie Satz 2 auch auslandi-
schen Kapitalertragen wird die Einkommensteuer durch Abzug vom
Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben:*.

bbb) Nach Nummer 8a wird die folgende Nummer 8b eingeflgt:
,8b. Kapitalertragen im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 12;".

ccc)  In Nummer 12 wird die Angabe ,Nummer 12.“ durch die Angabe ,Num-
mer 12;“ ersetzt.

ddd) Nach Nummer 12 wird die folgende Nummer 13 eingefiigt:

»13. Kapitalertragen im Sinne des § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9.°
Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,0em Steuerabzug unterliegen auch Kapitalertrage im Sinne des § 20 Ab-

satz 3, die neben den in den Nummern 1 bis 13 bezeichneten Kapitalertragen
oder an deren Stelle gewahrt werden.*

Absatz 2 Satz 2 und 3 werden durch die folgenden Satze ersetzt:

,Der Steuerabzug ist auRerdem nicht vorzunehmen, wenn in den Fallen des Ab-
satzes 1 Satz1 Nummer 5 bis 7 und 8 bis 13 Glaubiger der Kapitalertrage ein
inlandisches Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut nach Absatz 1
Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b oder eine inlandische Kapitalverwaltungsgesell-
schaft ist. Bei Kapitalertragen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 6 und 8
bis 13 ist ebenfalls kein Steuerabzug vorzunehmen, wenn

1.

eine unbeschrankt steuerpflichtige Korperschaft, Personenvereinigung oder
Vermobgensmasse, die nicht unter Satz 2 oder § 44a Absatz 4 Satz 1 fallt,
Glaubigerin der Kapitalertrage ist, oder

die Kapitalertrage Betriebseinnahmen eines inlandischen Betriebs sind und
der Glaubiger der Kapitalertrdge dies gegenulber der auszahlenden Stelle
nach amtlich vorgeschriebenem Muster erklart; dies gilt entsprechend fiir Ka-
pitalertrage aus Options- und Termingeschaften im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 Nummer 8 und 11, wenn sie zu den Einklnften aus Vermietung und
Verpachtung gehoren.”





3. §43a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

» 1.

in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7a und 8 bis 13 sowie
Satz 2:

25 Prozent des Kapitalertrags;*.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»In den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 bis 13 bemisst sich der
Steuerabzug

1. bei Gewinnen aus der VeraulRerung von Anteilen an Investmentfonds im
Sinne des § 16 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 2 Absatz 13 des
Investmentsteuergesetzes nach § 19 des Investmentsteuergesetzes und

2. in allen Gbrigen Fallen nach § 20 Absatz 4 bis 4b,

wenn die Wirtschaftsgiter von der die Kapitalertrdge auszahlenden Stelle er-
worben oder verauert und seitdem verwahrt oder verwaltet worden sind.”

Nach Satz 15 werden die folgenden Satze eingefugt:

.FUr Tauschkryptowerte sind die Satze 8 bis 13 mit der MaRgabe des Ansat-
zes des Marktkurses anzuwenden. Abweichend von den Satzen 2, 6 und 7
sind die Anschaffungskosten und der Anschaffungszeitpunkt von Tauschkryp-
towerten auf Grundlage der Angaben des Steuerpflichtigen anzusetzen, so-
weit die Anschaffungskosten und der Anschaffungszeitpunkt der auszahlen-
den Stelle nicht bekannt sind und ihr keine entgegenstehenden Daten vorlie-
gen. Werden nicht die Angaben des Steuerpflichtigen angesetzt, ist von einer
Anschaffung nach dem 31. Dezember 2026 auszugehen und bemisst sich der
Steuerabzug nach 50 Prozent der Einnahmen aus der Verdul3erung der
Tauschkryptowerte. Die Bundesregierung wird ermachtigt, mit Zustimmung
des Bundesrates mittels Verordnung weitere Voraussetzungen fir den anzu-
setzenden Marktkurs und den Ansatz auf Grundlage der Angaben des Steu-
erpflichtigen festzulegen, insbesondere Anforderungen an den Inhalt und die
Uberpriifung der Angaben.*

4. § 44 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

~Schuldner der Kapitalertragsteuer ist in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bis 7b und 8 bis 13 sowie Satz 2 der Glaubiger der Kapitalertrage.*

Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.In diesem Zeitpunkt haben in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer
1, 2 bis 4 sowie 7a und 7b der Schuldner der Kapitalertrage, jedoch in den
Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 die fir den Verkaufer der
Wertpapiere den Verkaufsauftrag ausfiihrende Stelle im Sinne des Satzes 4





cc)
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Nummer 1, und in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a, 5 bis 7
und 8 bis 13 sowie Satz 2 die die Kapitalertrage auszahlende Stelle den Steu-
erabzug unter Beachtung der im Bundessteuerblatt veroffentlichten Ausle-
gungsvorschriften der Finanzverwaltung fiir Rechnung des Glaubigers der Ka-
pitalertrdge vorzunehmen.”

Satz 4 wird wie folgt geandert:
aaa) Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

,1.  inden Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 bis 7 Buchstabe
a und Nummer 8 bis 12 sowie Satz 2

a) das inlandische Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapier-
institut im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe
b!

aa) das die Teilschuldverschreibungen, die Anteile an einer
Sammelschuldbuchforderung, die Wertrechte, die Zins-
scheine, die Anteile an Investmentfonds im Sinne des In-
vestmentsteuergesetzes, die elektronischen Wertpapiere im
Sinne des § 2 des Gesetzes Uber elektronische Wertpapiere
oder sonstigen Wirtschaftsguter verwahrt oder verwaltet
oder deren VeraulRerung durchfiihrt und die Kapitalertrage
auszahlt oder gutschreibt oder in den Fallen des § 43 Absatz
1 Satz 1 Nummer 8 und 11 die Kapitalertrage auszahlt oder
gutschreibt,

bb) das die Kapitalertrage gegen Aushandigung der Zinsscheine
oder der Teilschuldverschreibungen einem anderen als ei-
nem auslandischen Kredit-, Finanzdienstleistungs- oder
Wertpapierinstitut auszahlt oder gutschreibt;

b) der Schuldner der Kapitalertrage in den Fallen des § 43 Absatz 1
Satz 1 Nummer 7 Buchstabe a und Nummer 10 unter den Vo-
raussetzungen des Buchstabens a, wenn kein inlandisches Kre-
dit-, Finanzdienstleistungs- oder Wertpapierinstitut die die Kapi-
talertrage auszahlende Stelle ist;".

bbb) Nach Nummer 1 wird die folgende Nummer 1a eingeflgt:

»1a. in den Fallen des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8b und 13 der
Krypto-Dienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Num-
mer 18 bis 23 der Verordnung (EU) 2023/1114 erbringende und
die Ertrage auszahlende oder gutschreibende inlandische Kryp-
towerte-Dienstleister oder Kryptowerte-Betreiber im Sinne des §
1 Absatz 9 und 10 des Kryptowerte-Steuertransparenz-Gesetzes
oder die inlandische Zweigstelle oder Betriebsstatte eines auslan-
dischen Kryptowerte-Dienstleisters oder Kryptowerte-Betreibers
in diesem Sinne;“.

dd) Satz 8 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,ZU diesem Zweck kann der zum Steuerabzug Verpflichtete den Fehlbetrag
oder zur Deckung desselben die nicht in Geld bestehenden Kapitalertrage von
einem bei ihm unterhaltenen und auf den Namen des Glaubigers der Kapital-
ertrage lautenden Konto, ohne Einwilligung des Glaubigers, einziehen.”





5.

§ 44a wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

»3. §43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und 8 bis 13 sowie Satz 2."
bb) Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Bei Kapitalertragen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 bis 7 und
8 bis 13 sowie Satz 2, die einem unbeschrankt einkommensteuerpflichtigen
Glaubiger zuflieen, ist der Steuerabzug nicht vorzunehmen, wenn anzuneh-
men ist, dass auch fir Falle der Glnstigerprifung nach § 32d Absatz 6 keine
Steuer entsteht.”

Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
.Ist der Glaubiger

1. eine von der Korperschaftsteuer befreite inlandische Kérperschaft, Personen-
vereinigung oder Vermodgensmasse oder

2. eine inlandische juristische Person des o6ffentlichen Rechts,

so ist der Steuerabzug bei Kapitalertrdgen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 bis 7 und 8 bis 13 sowie Satz 2 nicht vorzunehmen.”

Absatz 5 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Bei Kapitalertragen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 5 bis 7 und
8 bis 13 sowie Satz 2, die einem unbeschrankt oder beschrankt einkommensteu-
erpflichtigen Glaubiger zuflieRen, ist der Steuerabzug nicht vorzunehmen, wenn
die Kapitalertrage Betriebseinnahmen des Glaubigers sind und die Kapitalertrag-
steuer bei ihm auf Grund der Art seiner Geschafte auf Dauer hdher wére als die
gesamte festzusetzende Einkommensteuer oder Kérperschaftsteuer.”

Absatz 6 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»Vvoraussetzung fir die Abstandnahme vom Steuerabzug nach den Absatzen 1, 4
und 5 bei Kapitalertragen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6, 7 und 8
bis 13 sowie Satz 2 ist, dass die Teilschuldverschreibungen, die Anteile an der
Sammelschuldbuchforderung, die Wertrechte, die Einlagen und Guthaben oder
sonstigen Wirtschaftsguter im Zeitpunkt des ZuflieRens der Einnahmen unter dem
Namen des Glaubigers der Kapitalertrage bei der die Kapitalertrdge auszahlenden
Stelle verwahrt oder verwaltet werden.”

§ 45a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

2.

§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a, 5 bis 7 und 8 bis 13 sowie Satz 2 die die Kapi-
talertrage auszahlende Stelle vorbehaltlich des Absatzes 3,

§ 52 wird wie folgt gedndert:

a)

Nach Absatz 28 Satz 27 wird der folgende Satz eingefiigt:





c)

d)
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»8 20 Absatz 1 Nummer 12, Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 und Absatz 4b in der Fas-
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | Nr. ...) [einsetzen: Datum und
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind erstmals ab dem 1. Januar
2027 auf Tauschkryptowerte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 an-
geschafft wurden oder zugegangen sind.*

Nach Absatz 42 Satz 6 wird der folgende Satz eingefligt:

»8 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8b und 13, Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 und 3 in der
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | Nr. ...) [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind erstmals ab dem 1. Ja-
nuar 2028 auf Tauschkryptowerte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026
angeschafft wurden oder zugegangen sind.”

Nach Absatz 42a Satz 1 wird der folgende Satz eingeflgt:

,8 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Absatz 2 Satz 2 und Satz 16 bis 20 in der
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBI. | Nr. ...) [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind erstmals ab dem 1. Ja-
nuar 2028 auf Tauschkryptowerte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026
angeschafft wurden oder zugegangen sind.*

Nach Absatz 44 Satz 5 wird der folgende Satz eingeflgt:

.8 44 Absatz 1 Satz 1, 3, 4 Nummer 1, 1a und Satz 8 in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom ... (BGBI. | Nr. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vor-
liegenden Anderungsgesetzes] sind erstmals ab dem 1. Januar 2028 auf Tausch-
kryptowerte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 angeschafft wurden
oder zugegangen sind.”

Nach Absatz 44a Satz 5 wird der folgende Satz eingefiigt:

,§ 45a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom
... (BGBI. I Nr. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs-
gesetzes] sind erstmals ab dem 1. Januar 2028 auf Tauschkryptowerte anzuwen-

den, die nach dem 31. Dezember 2026 angeschafft wurden oder zugegangen
sind.”

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.





Begrundung

A. Allgemeiner Teil

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Kryptowerte stellen zunehmend eine Form der privaten Kapitalanlage dar und werden tber
einen wachsenden Markt erworben, genutzt und verauf3ert. Vor diesem Hintergrund tragt
die geltende Rechtslage nicht mehr in ausreichendem MalRe der tatsachlichen Entwicklung
Rechnung. Zur Gewabhrleistung einer auch zuklnftig rechtssicheren und praktikablen Be-
steuerung von Kryptowerten ist eine spezialgesetzliche Regelung erforderlich. Mit vorlie-
gendem Artikelgesetz werden die erforderlichen gesetzlichen Regelungen geschaffen,
nach denen Einkiinfte aus der Nutzung und Verauf3erung bestimmter Kryptowerte des Pri-
vatvermogens als Einkiinfte aus Kapitalvermégen der Einkommensteuer unterliegen.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Regelungsgegenstand sind Kryptowerte wie Bitcoin und Ether, d. h. digitale Darstellungen
von Werten, die unter Verwendung vorrangig von Blockchains elektronisch ibertragen und
gespeichert werden kdnnen und deren Wert aus der Akzeptanz und Nutzung als Tausch-
mittel resultiert. Es handelt sich nicht um Wahrungen, da sie weder staatlich ausgegeben
noch garantiert werden und somit ohne hoheitliche Grundlage auskommen. Bisher werden
diese Kryptowerte mangels spezialgesetzlicher Regelung den sonstigen Einkiinften des §
22 EStG zugeordnet. Damit unterfallen sie insbesondere den sonstigen Wirtschaftsgtitern
der privaten Veraulierungsgeschafte des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG. Von diesen
unterscheiden sich die hier adressierten Kryptowerte jedoch grundlegend. Aufgrund ihrer
spekulativen Nutzung, hohen Liquiditat und fehlenden Abnutzung werden sie in der Praxis
vielmehr in einer Art und Weise erworben, genutzt und verauRert, die mit den Wirtschafts-
gutern des § 20 EStG vergleichbar ist.

Ihrer zunehmenden Verbreitung und wirtschaftlichen Bedeutung auf der einen und ihre We-
sensverschiedenheit von den sonstigen Wirtschaftsglitern auf der anderen Seite Iasst eine
Erfassung dieser Krypowerte mit den allgemein-generellen Tatbestadnden der sonstigen
Einklnfte nicht mehr als adaquat erscheinen. Sie werden durch den Gesetzgeber in Ab-
grenzung von anderen Formen von Kryptowerten als Tauschkryptowerte bezeichnet und
den Einklnften aus Kapitalvermégen zugeordnet.

lil. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht we-
sentlich zum Inhalt beigetragen (§ 43 Absatz 1 Nummer 13 GGO).

V. Alternativen

Keine.
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V. Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste

Alternative des Grundgesetzes (GG): Das durch den Gesetzentwurf betroffene Steuerauf-
kommen steht Bund, Ladndern und Kommunen zu.

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Die Gesetzesanderungen sind mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtli-

chen Vertragen vereinbar.

VIl. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

[folgt]

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie, da das Steueraufkommen

des Gesamtstaates gesichert und die Indikatorenbereiche 8.2 (Staatsverschuldung —

Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen) und 8.4 (Wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit — Wirtschaftswachstum) geférdert werden.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. Euro)
Steuerart / Volle Jahreswirkung’ Kassenjahr
I:ld' MaRnahme Gebiets-kor-
r.
perschaft
2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031
1 §20EStG Insg. +70 + 175 + 350 + 350 + 350 + 160 + 305 + 325 + 350
Einklnfte aus der Nutzung ESt + 65 +40 +85 +85 +85 + 35 + 55 + 65 + 85
#2?13\2?1?;&%;2% (;’r?rées KapESt - +125 +245 +245  +245 +115 +235 +245 +245
Privatvermdgens unterlie- Solz *5 +10 +20 +20 +20 +10 +15 +15 +20
gen als Einkunfte aus Ka-
pitalvermdgen ab 2027 Bund + 33 +90 +179 +179 +179 +83 + 156 + 166 +179
der Einkommensteuer mit  gg¢ +28 +17 +36 +36 +36 +15 +923 +928 +36
Shejlensteuerabzug 8 kapEst ; +63  +123  +123  +123 +58  +118  +123  +123
Solz +5 +10 +20 +20 +20 +10 +15 +15 +20
Lander +27 +79 + 158 + 158 + 158 +72 +141 + 149 + 158
ESt + 27 +17 + 36 + 36 + 36 +15 + 24 + 27 + 36
KapESt - + 62 +122 +122 +122 + 57 + 117 +122 +122
Gem. +10 +6 +13 +13 +13 +5 +8 +10 +13
ESt +10 +6 +13 +13 +13 +5 +8 +10 +13
2 Finanzielle Auswirkungen o +70 +175 +350 +350  +350 +160 +305 +325 +350
insgesamt
ESt + 65 +40 + 85 + 85 + 85 +35 + 55 + 65 + 85
KapESt - +125 + 245 + 245 + 245 +115 + 235 + 245 + 245
SolZz +5 +10 +20 +20 +20 +10 +15 +15 +20
Bund +33 +90 +179 +179 +179 + 83 + 156 + 166 +179
ESt + 28 +17 + 36 + 36 + 36 +15 +23 + 28 + 36
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Ifd.

Nr. MaBRnahme

Steuerart / Volle Jahreswirkung’ Kassenjahr

Gebiets-kor-

perschaft

2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031

KapESt - +63 +123 +123 +123 + 58 +118 +123 +123
Solz +5 +10 +20 +20 +20 +10 +15 +15 +20
Lénder +27 +79 + 158 +158 +158 +72 +141 +149 +158
ESt +27 +17 + 36 +36 +36 +15 +24 +27 +36
KapESt - +62 +122 +122 +122 +57 + 117 +122 +122
Gem. +10 +6 +13 +13 +13 +5 +8 +10 +13
ESt +10 +6 +13 +13 +13 +5 +8 +10 +13

Anmerkungen:

) vorsichtige Schatzung fiir einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten
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4. Erfullungsaufwand
[folgt]

5. Weitere Kosten

[folgt]

6. Weitere Gesetzesfolgen

[folgt]

VIIl. Befristung; Evaluierung

Die Regelungen sollen aus steuerstatistischen Griinden sechs Jahre nach Inkrafttreten eva-
luiert werden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 20 Absatz 1)
Zu Buchstabe a (§ 20 Absatz 1 Nummer 11 und 12 — neu -)

Regelungsgegenstand sind Kryptowerte wie Bitcoin und Ether, d. h. digitale Darstellungen
von Werten, die unter Verwendung vorrangig von Blockchains elektronisch tbertragen und
gespeichert werden kénnen und deren Wert aus der Akzeptanz und Nutzung als Tausch-
mittel resultiert. Sie werden durch den Gesetzgeber in Abgrenzung von anderen Formen
von Kryptowerten als Tauschkryptowerte bezeichnet und den Einkiinften aus Kapitalvermé-
gen zugeordnet. Dem gleichgestellt sind Forderungen auf die Riickiibertragung Uberlasse-
ner Tauschkryptowerte. Fiir sogenannte Non-Fungible Token, Security-Token und sonstige
Kryptowerte, die einen realen Wert vermitteln oder vermitteln sollen, gelten weiterhin die fiir
den vermittelten Wert geltenden Besteuerungsregelungen. Ausgenommen sind ferner nach
den Vorgaben des Titels IV der Verordnung (EU) 2023/1114 emittierte E-Geld-Token im
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2023/1114. Dies betrifft je-
doch nur einige wenige der im allgemeinen Sprachgebrauch als Stablecoins bezeichneten
Kryptowerte.

Dem zweigliedrigen Aufbau der Einklnfte aus Kapitalvermdgen folgend erfasst die Neure-
gelung laufende Einkiinfte aus der Uberlassung von Tauschkryptowerten und der Teil-
nahme an Vorgangen zur Transaktionsverarbeitung sowie Verdulerungsgewinne. Die
Uberlassung von Tauschkryptowerten umfasst insbesondere das klassische Lending und
passive Staking, aber auch dezentrale Geschaftsmodelle. Die Subsidiaritat der Einkinfte
aus Kapitalvermoégen gegenuber den Einklnften aus Gewerbebetrieb bleibt unberthrt.

Zu Buchstabe b (§ 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und 9 — neu -)

Mit der Aufnahme in § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 EStG wird die VeraulRerung von
Tauschkryptowerten fristenunabhangig besteuert.
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Zu Buchstabe c (§ 20 Absatz 4b — neu -)

Aufgrund der Vielfaltigkeit und raschen Entwicklung des Kryptomarktes sollen die Vorgaben
zur Bewertung und zur Verauflierungsreihenfolge von Tauschkryptowerten durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden. Die Regelung im EStG
kann sich auf den Ansatz der Anschaffungskosten mit 0 Euro beschranken. Dies betrifft
insbesondere Vorgange wie die sogenannten Airdrops und Bountys, bei denen Tausch-
kryptowerte ohne Zutun des Steuerpflichtigen oder lediglich fiir geringe Tatigkeiten Gbertra-
gen werden. Diese Vorgabe ermoglicht es, die Besteuerung der durch den Erhalt dieser
Tauschkryptowerte erlangten Vorteile auf die spatere Verauferung zu verlagern.

Zu Nummer 2 (§ 43)
Zu Buchstabe a (§ 43 Absatz 1 Satz 1 und 2)

Durch Erweiterung des Katalogs des § 43 EStG wird angeordnet, dass die Einkommens-
teuer bei den in- und auslandischen Einkunften aus Tauschkryptowerten durch Abzug vom
Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben wird.

Zu Buchstabe b (§ 43 Absatz 2 Satz 2 und 3)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung.

Zu Nummer 3 (§ 43a)

Zu Buchstabe a (§ 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung.

Zu Buchstabe b (§ 43a Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 43a Absatz 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 43a Absatz 2 Satz 16 bis 20 — neu -)

Nicht alle der bei einem Abzugsverpflichteten, z. B. einer inlandischen Handelsplattform,
getauschten und veraulRerten Tauschkryptowerte werden auf derselben Handelsplattform
angeschafft worden sein. Dem Abzugsverpflichteten liegen in diesen Fallen keine eigenen
Erkenntnisse zu den der Gewinn- oder Verlustermittiung zugrundezulegenden Anschaf-
fungskosten vor. Der Steuerabzug ist hier unter Rickgriff auf die von den Steuerpflichtigen
Ubermittelten Anschaffungskosten durchzufiihren. Hierfir stellt § 43a Absatz 2 Satz 17 ff.
EStG n. F. Voraussetzungen auf und erméachtigt die Bundesregierung, mit Zustimmung des
Bundesrates weitere Anforderungen an den Inhalt und die Uberpriifung der Angaben des
Steuerpflichtigen aufzustellen. Dabei entfaltet nur ein Steuerabzug in zutreffender Hohe
Abgeltungswirkung nach § 43 Absatz 5 Satz 1 EStG. Kann der Abzugsverpflichtete sich
nicht auf die Angaben des Steuerpflichtigen stiitzen, ist von einer Anschaffung nach dem
31. Dezember 2026 auszugehen und bemisst sich der Steuerabzug nach 50 Prozent der
Einnahmen aus der VeraulRerung der Tauschkryptowerte.
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Zu Nummer 4 (§ 44)

Zu Buchstabe a (§ 44 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 44 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 44 Absatz 1 Satz 3)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 44 Absatz 1 Satz 4)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Verweisanpassung.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1a — neu -)

Zur Bestimmung der Abzugsverpflichteten wird auf die Kryptowerte-Dienstleister und -Be-
treiber des Kryptowerte-Steuertransparenz-Gesetzes und die Krypto-Dienstleistungen der
Verordnung (EU) 2023/1114 zurlckgegriffen.

Zu Doppelbuchstabe dd (§ 44 Absatz 1 Satz 8)

Zur Abflihrung der Kapitalertragsteuer ist es im Falle des Tausches von Kryptowerten er-
forderlich, dass der Abzugsverpflichtete einen Teil der eingesetzten Kryptowerte verwerten
kann, um seiner Abzugsverpflichtung in Euro nachzukommen. Zu diesem Zweck kann er
den Fehlbetrag oder zur Deckung desselben die nicht in Geld bestehenden Kapitalertrage
von einem bei ihm unterhaltenen und auf den Namen des Glaubigers der Kapitalertrage
lautenden Konto einziehen.

Zu Nummer 5 (§ 44a)
Es handelt sich um eine Verweisanpassungen.
Zu Nummer 6 (§ 45a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2)

Zur Durchfihrung des Kapitalertragsteuerabzugsverfahrens wird die Verpflichtung zur Er-
teilung einer Bescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem Muster auf die Abzugsver-
pflichteten erweitert.

Zu Nummer 7 (§ 52)

Die materiellen Rechtsanderungen sind ab dem 1. Januar 2027 anzuwenden und erfassen
Tauschkryptowerte, die nach dem 31. Dezember 2026 angeschafft oder zugeflossen sind.
Letzteres betrifft auch solche Tauschkryptowerte, die nach 31. Dezember 2026 aus dem
Lending oder Staking von noch der alten Rechtslage unterfallenden Kryptowerten zuflieRen.
Fir Altbestande finden im Ubrigen unveréndert die §§ 22 und 23 EStG Anwendung. Es
gelten jeweils die Verlustverrechnungsbeschrankungen der §§ 20 Absatz 6, 20 Nummer 3
Satz 4 und 23 Absatz 3 Satz 7 EStG.

Die Regelungen zum Kapitalertragsteuerabzug sind erstmals ab dem 1. Januar 2028 anzu-
wenden. Den Abzugsverpflichteten wird damit eine Ubergangsfrist zur EinflGhrung des Ab-
zugsverfahren eingeraumt.
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Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.






BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 21. Mai 2026, VR 8/26 (XI R 11/23, XI R 34/20)

Steuersatzermafdigung im Hotel I: Friihstiick und Parkplatze
ECLI:DE:BFH:2026:U.210526.VR8.26.0
BFH V. Senat

81 Abs 1 Nr1S1UStG §3Abs9S1UStG, §4Nr12S1BuchstaUStG, §4 Nr12S 2 UStG, 812 Abs 1 UStG, & 12 Abs
2Nr11S1UStG, 812 Abs 2 Nr 11 S 2 UStG, Art 2 Abs 1 Buchst ¢ EGRL 112/2006, Art 24 Abs 1 EGRL 112/2006, Art 98
Abs 1 EGRL 112/2006, Art 98 Abs 2 EGRL 112/2006, Anh 3 Nr 12 EGRL 112/2006, & 162 Abs 1 S 1 AO, UStG VZ 2018,
UStG VZ 2019

vorgehend Sachsisches Finanzgericht , 23. September 2020, Az: 2 K 352/20
Leitsatze

1. An Hotelgaste erbrachte Frihstiicksleistungen unterliegen nicht § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG, ohne dass hierin ein Verstof’
gegen das Unionsrecht zu sehen ist.

2. Zur Steuerbarkeit und zur Schatzung des Umfangs steuerbarer Leistungen bei der Parkplatziiberlassung an Hotelgaste.

Tenor

Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Sachsischen Finanzgerichts vom 23.09.2020 - 2 K 352/20 aufgehoben.
Die Sache wird an das Sachsische Finanzgericht zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zuriickverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung lber die Kosten des Verfahrens ubertragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) betrieb ein Hotel und Restaurant mit 62 Zimmern und einem
Parkplatz, wobei der liber 33 Stellplatze verfligende Parkplatz von Hotel- und Restaurantgdsten ohne gesonderte
Zahlung genutzt werden konnte. Die Gaste des Hotels erhielten zur Ubernachtung auch ein Friihstiick, das mit
jeweils 4,50 € verrechnet wurde, sofern ein Gast auf Anfrage nur eine Ubernachtung ohne Friihstiick in Anspruch
nehmen wollte.

2 SeitJuni 2018 wies die Kl&gerin in ihren Rechnungen fiir Ubernachtung und Friihstiick den erméRigten Steuersatz
aus und erklarte in ihren Umsatzsteuervoranmeldungen fir die Monate Juni 2018 bis Mai 2019 dementsprechende
Umsatze.

3 Im Rahmen einer Auf3enprifung vertrat die Pruferin die Auffassung, Frihstiick und Parkplatziberlassung seien mit
dem Regelsteuersatz zu besteuern. Die Bemessungsgrundlage fur das Friihstick beruhe auf einer Verrechnung in
Hohe von 4,50 €. Die Bemessungsgrundlage der Parkplatziberlassung sei zu schatzen. Der Schatzung sei ein Preis
von 1,50 € pro Tag und Ubernachtung zugrunde zu legen. Die Auslastung des Hotels wurde in Héhe von 70 %
geschatzt und fir Reisegruppen, Familien und Gaste ohne Fahrzeug ein Abschlag von 20 % vorgenommen.

4 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) folgte dem und setzte die Umsatzsteuer fiir die
Voranmeldungszeitraume Juni 2018 bis Mai 2019 neu fest. Dagegen legte die Klagerin jeweils Einspruch ein. Im
Laufe der Einspruchsverfahren reichte die Kldgerin --unter Aufrechterhaltung ihrer Rechtsauffassung-- die
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Umsatzsteuererklarung fiir das Jahr 2018 ein, in der sie die Umsatze zu 7 % und 19 % entsprechend den
Feststellungen der AuBenprufung erklarte.

Das FA wies die Einspriiche als unbegrindet zuriick. Auch die Klage hatte keinen Erfolg. In seinem in
Entscheidungen der Finanzgerichte 2021, 244 veroffentlichten Urteil ging das Finanzgericht (FG) davon aus, dass
Frihstick und Parkplatziberlassung keine Nebenleistungen zur Beherbergung, sondern selbstandige
Hauptleistungen seien. Selbst wenn diese Leistungen unselbstandige Nebenleistungen zu den ermafigt zu
besteuernden Ubernachtungsleistungen wiren, hitte das FA die Umsétze zu Recht aufgeteilt. Friihstiick und
Parkplatziiberlassung gehorten zu den Leistungen, die im Sinne von § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 des
Umsatzsteuergesetzes (UStG) nicht unmittelbar der Vermietung dienten und deshalb von der Steuersatzermafigung
nach & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ausgenommen seien. § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG sei mit den
unionsrechtlichen Vorgaben vereinbar.

Im Anschluss an die Einlegung der Revision, mit der die Klagerin die Verletzung materiellen Rechts riigt, erlie? das
FA einen Umsatzsteuerbescheid fur das Jahr 2019, wobei es auf die Frihstucksleistungen und die Gestellung von
Parkplatzen weiter den Regelsteuersatz anwandte. Neue Streitpunkte ergaben sich aus diesem Bescheid nicht.

Mit Zustimmung der Beteiligten hatte der Bundesfinanzhof (BFH) zundchst das Ruhen des Revisionsverfahrens bis
zu einer Entscheidung des Gerichtshofs der Europaischen Union (EuGH) in der Rechtssache C-516/21 angeordnet.
Nach Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21 (ECLI:EU:C:2023:372) wurde das
Revisionsverfahren zunachst fortgesetzt und sodann mit Beschluss vom 10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20) (BFHE
283,491, BStBL |1 2024, 601) gemaR § 74 der Finanzgerichtsordnung (FGO) unter Einleitung eines
Vorabentscheidungsersuchens an den EuGH ausgesetzt.

Hierauf hat der EuGH mit Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149)
geantwortet:

"Art. 98 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Anhang Ill Nr. 12 der Richtlinie 2006/112/EG des
Rates vom 28.11.2006 Uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem [MwStSystRL] ist dahin
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung nicht entgegensteht, die es erlaubt, Leistungen
vom Anwendungsbereich des ermafiigten Mehrwertsteuersatzes fiir in Hotels und dhnlichen
Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlieRen, die nicht
unmittelbar einer solchen Beherbergung dienen, wie die Bereitstellung von Parkplatzen oder
Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der Zugang zum WLAN-Netzwerk des Hotels und die
Bereitstellung eines Friihstlicks, auch wenn sie als Nebenleistungen zu dieser Beherbergung
angesehen werden konnten, weil sie durch einen fur alle im Rahmen dieser Beherbergung
erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergltet werden, unter der
Voraussetzung, dass diese Regelung die Anwendung des ermaRigten Steuersatzes auf
konkrete und spezifische Aspekte der in Anhang Il Nr. 12 der Mehrwertsteuerrichtlinie
genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen vorsieht und der Grundsatz der
steuerlichen Neutralitat beachtet wird."

Die Beteiligten hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Klagerin hat in der mundlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat erneut darauf hingewiesen, dass das
Frahstuck mit einem Gegenwert von 4,50 € nur auf ausdriickliche Anfrage verrechnet worden sei, soweit ein Gast es
nicht in Anspruch genommen habe. Sie hat ferner vorgebracht, wer auf dem Parkplatz geparkt habe, sei nicht
kontrolliert worden. Daruber hinaus wendet sich die Klagerin hinsichtlich der Parkplatze nunmehr gegen die
Schatzung der Bemessungsgrundlage, da der Parkplatz weniger Stellplatze habe, als das FA der Schatzung zugrunde
gelegt habe.

Die Klagerin beantragt,

das Urteil des FG aufzuheben und den Umsatzsteuerjahresbescheid fiir 2018 vom 06.02.2020 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 26.02.2020 sowie den Umsatzsteuerjahresbescheid fur 2019 vom 27.12.2024
dahingehend zu andern, dass die Leistungen fiir Fruhstiick und Parkplatzliberlassung mit 7 % besteuert werden.

Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.
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13 Auch das FA halt an seiner Rechtsauffassung im Grundsatz weiter fest. Bei der Bereitstellung des Frihstiicks
handele es sich um eine selbstandige Hauptleistung, auf die der Regelsteuersatz anzuwenden sei, wahrend die
Bereitstellung der Parkpldtze eine unselbstandige Nebenleistung zur Beherbergungshauptleistung sei. Das sich aus
in & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG ergebende Aufteilungsgebot sei entsprechend dem EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom
05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149) unionsrechtskonform, da die nationale Regelung konkrete
und spezifische Aspekte der in Anh. 11l Nr. 12 MwStSystRL genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen
vorsehe und den Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachte, so dass auch insoweit der Regelsteuersatz zur
Anwendung komme.

Entscheidungsgrunde

14 Die Revision der Klagerin ist begrtindet. Sie fuhrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur
Zuruckverweisung der Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das FG (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
FGO). Zwar hat das FG zu Recht entschieden, dass die Klagerin mit den von ihr erbrachten Frihstlcksleistungen an
Hotelgaste eine dem Regelsteuersatz unterliegende Leistung erbracht hat. Demgegeniiber ist die Sache in Bezug
auf die Parkplatziberlassung nicht spruchreif, da die hierzu vorgenommene Schatzung von
Besteuerungsgrundlagen rechtswidrig ist.

15 1.Nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermaRigt sich die Steuer auf 7 % fur die Vermietung von Wohn- und
Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithalt, sowie fur die
kurzfristige Vermietung von Campingflachen. Dies gilt nach & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG nicht fur Leistungen, die
nicht unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt fir die Vermietung
abgegolten sind.

16 Unionsrechtlich beruht dies auf Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. lll Nr. 12 MwStSystRL. Danach konnen die
Mitgliedstaaten einen oder zwei ermafdigte Steuersatze anwenden, wobei diese nur auf die Lieferungen von
Gegenstanden und die Dienstleistungen der in Anh. IIl genannten Kategorien anwendbar sind. Nach Anh. I11 Nr. 12
MwStSystRL gehoren hierzu die Beherbergung in Hotels und dhnlichen Einrichtungen, einschlieflich der
Beherbergung in Ferienunterklnften, und Vermietung von Campingplatzen und Platzen fur das Abstellen von
Wohnwagen.

17 2. Die von der Klagerin steuerbar an Hotelgaste erbrachten Frihstiicksleistungen unterliegen nicht § 12 Abs. 2
Nr. 11 UStG, ohne dass hierin ein Verstof} gegen das Unionsrecht zu sehen ist.

18 a) Mit der Fruhstucksleistung wandte die Kldgerin ihren Hotelgdsten einen eigenstandig verbrauchsfahigen Vorteil
(vgl. hierzu zuletzt BFH-Urteil vom 20.11.2025 - V R 10/23, BStBL Il 2026, 572, Rz 25) im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1
UStG (Art. 2 Abs. 1 Buchst. ¢ MwStSystRL) im Rahmen eines Rechtsverhaltnisses zu, das einen unmittelbaren
Zusammenhang zwischen dieser Leistung und der Gegenleistung der Hotelgaste begriindete.

19 Dieser Zusammenhang ergibt sich vorliegend bereits daraus, dass die Klagerin den Hotelgasten, die das Fruhstuck
nicht in Anspruch nahmen, eine PreisermaRigung in Hohe von 4,50 € gewahrte. Im Hinblick auf den von der
Klagerin damit selbst hergestellten unmittelbaren Zusammenhang ist die Wirdigung des FG, dass die Klagerin
gegenulber den Hotelgasten, die das Fruhstiick tatsachlich in Anspruch nahmen, eine entgeltliche Leistung --mit
einer Gegenleistung in ebendieser Hohe-- erbrachte, revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

20 Im Hinblick auf die im Streitfall in dieser Weise der Besteuerung unterworfenen Leistung, die im vorstehenden
Sinne an eine tatsdchliche Leistungserbringung anknupft, ist es schlieBlich unerheblich, welche Bedeutung der
Auffassung der Generalanwaltin in den Rechtssachen J-GmbH u.a. zukommen konnte, die davon ausgegangen ist,
dass Nebenleistungen zur Vermietung von Unterkiinften, die nach ihrer Auffassung "'kostenlos' angeboten” werden,
mangels Entgelt nicht steuerbar seien (Schlussantrége der Generalanwiltin Capeta vom 25.09.2025 - C-409/24 bis
C-411/24, ECLI:EU:C:2025:731, Rz 59 bis 62), zumal sich der EuGH dies bei seinem Urteil J-GmbH u.a. vom
05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149) nicht zu eigen gemacht hat und die Generalanwaltin im
Ubrigen ihre Auffassung unter den Vorbehalt der vom erkennenden Senat vorzunehmenden Priifung gestellt hat.

21 b) Die hier in Rede stehenden Leistungen unterliegen nicht § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG. Dies gilt sowohl fur den Fall,
dass die Klagerin insoweit eine gegenuber der Vermietung eines Hotelzimmers eigenstandige Leistung erbracht
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hat, bei der bereits die Voraussetzungen des & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG nicht erfiillt sind, als auch fur den Fall,
dass es sich um eine Nebenleistung zur Zimmervermietung handeln sollte, da dann Satz 2 des § 12 Abs. 2 Nr. 11
UStG die Anwendung der Steuersatzermafiigung ausschlieft.

¢) Die Anwendung des Regelsteuersatzes verstofit nicht gegen das Unionsrecht.

aa) Das Unionsrecht sieht keine von den Mitgliedstaaten zwingend umzusetzende Steuersatzermafigung vor,
sondern ermachtigt in Art. 98 und Anh. Il MwStSystRL die Mitgliedstaaten lediglich, fur die dort genannten
Leistungen derartige ErmaRigungstatbestande vorzusehen.

bb) Nach dem im Streitfall ergangenen EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24
(ECLI:EU:C:2026:149) steht Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. Ill Nr. 12 MwStSystRL einer Regelung nicht entgegen, die
es erlaubt, Leistungen vom Anwendungsbereich des ermafdigten Mehrwertsteuersatzes fur in Hotels und ahnlichen
Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschliefen, die nicht unmittelbar einer
solchen Beherbergung dienen, wie die Bereitstellung von Parkplatzen oder Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der
Zugang zum WLAN-Netzwerk des Hotels und die Bereitstellung eines Fruhstucks, auch wenn sie als
Nebenleistungen zu dieser Beherbergung angesehen werden konnten, weil sie durch einen fur alle im Rahmen
dieser Beherbergung erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergutet werden, unter der
Voraussetzung, dass diese Regelung die Anwendung des ermaBigten Steuersatzes auf konkrete und spezifische
Aspekte der in Anh. Il Nr. 12 MwStSystRL genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen vorsieht und der
Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachtet wird.

cc) Ist es danach unionsrechtlich zulassig, Leistungen der hier in Rede stehenden Art, die nicht unmittelbar der
Beherbergung dienen, von den steuersatzbegiinstigten Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlieRen,
wenn sich der verbleibende Ermafiigungstatbestand zum einen auf konkrete und spezifische Aspekte der
Beherbergung in Hotels beschrankt und zum anderen dabei der Neutralitdtsgrundsatz beachtet bleibt, genligt § 12
Abs. 2 Nr. 11 UStG diesen Anforderungen.

(1) Fruhstiicksleistungen an Hotelgaste dienen im vorstehenden Sinne nicht unmittelbar der Beherbergung, die sich
im Kern auf die Verschaffung einer Ubernachtungsméglichkeit bezieht. Zu dieser tritt das Friihstiick nur ergdnzend
hinzu.

(2) Mit der Beschrankung der fiir die Beherbergung in Hotels vorgesehenen Ermachtigung zur
Steuersatzermafigung auf die Vermietung von Wohn- und Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen
Beherbergung von Fremden bereithalt, greift der nationale Gesetzgeber einen konkreten und spezifischen Aspekt
des weitergehenden Beherbergungsbegriffs, der grundsatzlich alles umfassen kann, was ein reisender Gast bei einer
auswartigen Unterbringung bendtigt oder erhalt, insoweit heraus, als sich der nationale Ermachtigungstatbestand
mit der Raumvermietung auf das Kernelement einer Beherbergung bezieht. Der zudem angeordnete Ausschluss der
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, sichert diese Beschrankung nur erganzend ab (im
Ergebnis ebenso EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24, ECLI:EU:C:2026:149, Rz 55 ff.).

(3) Aus dieser gesetzlichen Einschrankung folgt schliefilich bezogen auf die hier streitige Leistung kein
Neutralitatsverstofd. Der EuGH stellt insoweit auf eine Austauschbarkeit von Leistungen dergestalt ab, dass die von
einem Hotel im Zusammenhang mit einer Beherbergungsleistung angebotene Leistung aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers fir sich genommen mit derjenigen vergleichbar ist, die von einem anderen
Wirtschaftsteilnehmer eigenstandig erbracht wird, so dass die Anwendung des Regelsteuersatzes auf beide
Leistungen keinen Neutralitatsverstof} begriindet (EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-
411/24, EU:C:2026:149, Rz 71 ff.). Diese Austauschbarkeit ist nach dem Inhalt der hier streitigen Leistung zu
bejahen, da die Mdglichkeit zum Frihstiick nicht nur in Hotels, sondern auch in Backereien oder Cafés angeboten
wird. Zudem unterlag die Fruhstiicksleistung bei eigenstandiger Betrachtung mangels Anwendbarkeit von § 12
Abs. 2 Nr. 15 UStG im Streitzeitraum dem Regelsteuersatz.

3. Das Urteil des FG hat gleichwohl keinen Bestand.
a) Soweit es um das Streitjahr 2019 geht, ist es schon aus verfahrensrechtlichen Grinden aufzuheben.

Gegenstand des Urteils waren insoweit noch die Bescheide tiber Umsatzsteuervorauszahlungen fir Januar 2019 bis
Mai 2019 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 26.02.2020. Der im Revisionsverfahren ergangene
Umsatzsteuerjahresbescheid fiir 2019 vom 27.12.2024 hat diese Umsatzsteuervorauszahlungsbescheide im Sinne
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des & 68 Satz 1und & 121 Satz 1 FGO ersetzt (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 03.07.2014 - VR 32/13, BFHE 246, 264,
BStBL 11 2017, 666, Rz 11; vom 01.02.2022 - V R 33/18, BFHE 275, 455, BStBL 11 2022, 785, Rz 16). Damit liegen dem
FG-Urteil in Bezug auf das Streitjahr 2019 nicht mehr existierende Bescheide zugrunde. Das angefochtene Urteil ist
daher insoweit gegenstandslos geworden und aufzuheben (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 26.10.2022 - VI R 25/20, BFHE
278,459, BStBL 11 2023, 372, Rz 11; vom 09.09.2025 - VI R 23/23, BFHE 291, 153, BStBL Il 2026, 145, Rz 15).

b) Auch wegen der Umsatzsteuer 2018 bleibt das Urteil des FG nicht bestehen. Das FG hat --was gleichermafien
auch die nunmehr verfahrensgegenstandliche Umsatzsteuerfestsetzung fir 2019 betrifft-- rechtsfehlerhaft die
Schatzung des FA hinsichtlich der fur die Parkplatze anzusetzenden Bemessungsgrundlage als in sich schlissig und
deshalb rechtmafiig beurteilt.

aa) Nach § 162 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) hat die Finanzbehorde die Besteuerungsgrundlagen zu
schatzen, soweit sie diese nicht ermitteln oder berechnen kann. § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 FGO i.V.m. § 162 AO
gibt dem FG eine eigene Schatzungsbefugnis.

Die Uberpriifung einer Schitzung durch den BFH ist auf Rechtsfehler beschrankt (vgl. z.B. BFH-Urteile vom
16.12.2021 - IVR 2/18, BFH/NV 2022, 313, Rz 36; vom 23.11.2023 - VIR 15/21, BFHE 283, 42, BStBL I| 2024, 361,
Rz 28). Gleichwohl ist eine Schatzung revisionsrechtlich daraufhin zu Gberprufen, ob sie gegen anerkannte
Schatzungsgrundsatze, Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssatze versto3t (standige Rechtsprechung, vgl. z.B.
BFH-Urteile vom 21.04.2021 - XI R 42/20, BFHE 273, 149, BStBL Il 2022, 20, Rz 21; vom 16.12.2021 - IV R 2/18,
BFH/NV 2022, 313, Rz 36).

bb) Ausgehend davon verstofit die vom FG gebilligte Schatzung des FA hinsichtlich der fir die Parkplatze
anzusetzenden Bemessungsgrundlage gegen die Denkgesetze sowie gegen Erfahrungssatze und bindet daher den
erkennenden Senat nicht.

Der Schatzung wurde zugrunde gelegt, dass bei einer angenommenen Auslastung des Hotels von 70 % fir
Reisegruppen, Familien und Gaste ohne Fahrzeug ein Abschlag von 20 % vorzunehmen ist. Da das Hotel der
Klagerin lber 62 Zimmer verfligte, ergab sich hieraus, dass durchschnittlich 34,72 Fahrzeuge von Hotelgasten auf
dem von der Klagerin unterhaltenen Parkplatz abgestellt worden seien. Dieses Schatzungsergebnis verstofst bei
einem Parkplatz mit einer Stellflache fur nur 33 Fahrzeuge gegen die Denkgesetze und ist daher rechtswidrig.
Zudem verstofRt dieses Schatzungsergebnis im Hinblick auf die Moglichkeit zur Nutzung der Parkplatze durch die
Gaste des von der Klagerin am selben Ort betriebenen Restaurants gegen allgemeine Erfahrungssatze, da davon
auszugehen ist, dass auch die Restaurantgaste denselben Parkplatz nutzten. Sollten zudem Gaste mehrerer Zimmer
(zum Beispiel Monteure) gemeinsam in einem Firmenfahrzeug angereist sein, wie im Verfahren vor dem
erkennenden Senat mehrfach vorgetragen wurde, ist jedenfalls schlieBlich nicht ersichtlich, weshalb der Vorteil bei
jedem Ubernachtungsgast in jedem Zimmer in gleicher Héhe angesetzt werden sollte.

cc) Die Rechtswidrigkeit der Schatzung ist auch nicht im Hinblick auf die Annahme einer gegenuber allen
Hotelgasten erbrachten Leistung, die sich bereits aus der bloRen Méglichkeit zur Parkraumnutzung ergibt, von der
allerdings noch nicht einmal das FA ausgegangen ist, unbeachtlich. Denn die Annahme einer derartigen Leistung
scheitert bereits daran, dass das Hotel iber mehr Hotelzimmer als Parkplitze verfiigte, woraus das FG im Ubrigen
zutreffend abgeleitet hat, dass die Klagerin ihren Hotelgasten keinen Anspruch auf Parkplatznutzung einraumte.

Eroffnete die Klagerin somit eine blofse Nutzungsmaglichkeit im Rahmen der Kapazitat des Parkplatzes,
unterscheidet dies den Streitfall zudem von anderen Fallgestaltungen, bei denen ein zielgerichtetes
Leistungsversprechen auch dann zu einer Leistungserbringung fuhrt, wenn der Kunde die Leistung nicht in
Anspruch nimmt und wie es beispielsweise auf eine Fluggesellschaft zutrifft, die ihren Fluggasten bestatigt, dass
ein bestimmter Sitzplatz fur sie reserviert ist, wobei die Fluggaste aber die ausgegebenen Flugscheine nicht
benutzen (EuGH-Urteil Air France-KLM und Hop!-Brit Air vom 23.12.2015 - C-250/14 und C-289/14,
ECLI:EU:C:2015:841, Rz 33 und 35 - allerdings ohne AuRerung, ob dies auch fiir den Fall einer "Uberbuchung” gelten
soll) oder bei denen sich wie bei einem Fitnessstudio die Leistungserbringung bereits daraus ergibt, dass der
Betreiber --aufgrund ausdricklich hierauf gerichteter Vereinbarungen-- den Mitgliedern die gemeinschaftliche
Mitbenutzung samtlicher Einrichtungen ermoglicht (BFH-Urteil vom 13.11.2024 - XI R 5/23, BFHE 287, 524, BStBL 1|
2025, 469, Rz 34), wobei sich hieraus im Allgemeinen kein Anspruch auf die Nutzung bestimmter Einrichtungen zu
einem bestimmten Zeitpunkt ableitet, so dass der Betreiber hier die versprochene Leistung auch erbringen kann.
Fehlt es demgegenuber an einer derart konkreten --und auch einhaltbaren-- Leistungszusage, die auch ohne
Inanspruchnahme der Nutzungsmaglichkeit zu einer Leistungserbringung flhrt, kann der Klagerin eine
Leistungserbringung an alle Hotelgaste nicht unterstellt werden.
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39 4. Erweist sich die Sache damit im Hinblick auf eine dem Regelsteuersatz unterliegende Parkraumuberlassung als
nicht spruchreif, wird das FG in einem zweiten Rechtsgang die --der Schatzung vorgreifliche-- Frage zu klaren
haben, ob in Bezug auf die Parkplatziiberlassung Uberhaupt eine steuerbar gegen Entgelt erbrachte Leistung
vorliegt, wenn die Parkplitze nicht nur den Ubernachtungs- und Restaurantgésten zur Verfligung standen, sondern
daruber hinaus auch fur die Allgemeinheit frei und unentgeltlich zuganglich waren. Das FG wird dabei auch zu
prufen haben, ob in Bezug auf die Annahme eines eigenstandig verbrauchsfahigen Vorteils zwischen der
Parkplatznutzung durch Hotel- und Restaurantgéste zu unterscheiden ist. Im Ubrigen verweist der erkennende
Senat fur das weitere Verfahren zur Vermeidung von Wiederholungen auf sein Urteil vom 21.05.2026 - VR 11/26
(X1 R 14/23; XI R 22/21) (zur amtlichen Veroffentlichung bestimmt, unter I1.1.).

40 5. Die Ubertragung der Kostenentscheidung auf das FG beruht auf & 143 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 21. Mai 2026, V R 10/26 (XI R 13/23; XI R 7/21)

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 21.05.2026 V R 8/26 - Steuersatzermaf3igung im Hotel:
Parallelentscheidung

ECLI:DE:BFH:2026:U.210526.VR10.26.0
BFH V. Senat

§12 Abs 1 UStG, 812 Abs 2 Nr 11 S 1 UStG, § 12 Abs 2 Nr 11 S 2 UStG, Art 24 Abs 1 EGRL 112/2006, Art 98 Abs 1 EGRL
112/2006, Art 98 Abs 2 EGRL 112/2006, Anh 3 Nr 12 EGRL 112/2006, UStG VZ 2013

vorgehend Hessisches Finanzgericht , 16. September 2020, Az: 1 K 772/19
Leitsatze

NV: An Hotelgaste erbrachte Frihsticksleistungen unterliegen nicht & 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG, ohne dass hierin ein
Verstof’ gegen das Unionsrecht zu sehen ist (im Wesentlichen inhaltsgleich mit Urteil des Bundesfinanzhofs vom
21.05.2026 - V R 8/26, zur amtlichen Veroffentlichung bestimmt).

Tenor

Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 16.09.2020 - 1 K 772/19 wird als
unbegrundet zuriickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) betrieb im Jahr 2013 (Streitjahr) eine Fremdenpension in einem
Ferienort. Sie bot ihren Gasten ausschlieRlich Ubernachtungen inklusive Friihstiick zu einem pauschalen
Gesamtpreis an. Fir Ubernachtungsgaste bestand keine Maglichkeit, auf das Friihstiick zu verzichten. Fir die
erbrachten Leistungen stellte die Klagerin Rechnungen aus, welche Bruttobetrége fiir die Ubernachtung mit
Frihstlick enthielten. Steuersatze oder Steuerbetrage wurden nicht ausgewiesen.

2 Inder bei dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) eingereichten Umsatzsteuererklarung fur das
Streitjahr erklarte die Klagerin neben Umsatzen zu einem Steuersatz von 7 % auch Umsatze zum Regelsteuersatz
von 19 %. Die Anmeldung stand einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprifung gleich (§ 168 Satz 1
der Abgabenordnung --AO--).

3 Mit Schreiben vom 19.12.2018 beantragte die Klagerin die Anderung der Umsatzsteuerfestsetzung gemaR & 164
Abs. 2 AO. Zur Begriindung fihrte sie aus, dass nach dem Urteil des Gerichtshofs der Europaischen Union (EuGH)
Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16 (ECLI:EU:C:2018:22) zur einheitlichen Besteuerung von Haupt- und
Nebenleistungen samtliche im Zusammenhang mit der Pension erzielten Umsatze dem ermaRigten Steuersatz von
7 % zu unterwerfen seien. Sie Ubermittelte am 20.12.2018 eine berichtigte Umsatzsteuer-Jahreserklarung. Das FA
lehnte den Anderungsantrag ab. Der Einspruch hatte keinen Erfolg.

4 Das Finanzgericht (FG) wies die Klage ab. Die von der Klagerin erbrachten Fruhstucksleistungen unterlagen nicht
dem ermaRigten Steuersatz. Die Steuerermafigung des & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG)
sei auf reine Vermietungs- beziehungsweise Beherbergungsleistungen beschrankt. § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG
normiere ein Aufteilungsgebot fir Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienten. Der Grundsatz, dass
eine (unselbstandige) Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung teile, werde von diesem Aufteilungsgebot
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verdrangt. Dies sei unionsrechtskonform, da nach Art. 98 Abs. 1 und Abs. 2 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates
vom 28.11.2006 Uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) die Mitgliedstaaten der Europaischen
Union unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachtet werde, der dem
gemeinsamen Mehrwertsteuersystem zugrunde liege, die Moglichkeit hatten, (nur) konkrete und spezifische Aspekte
einer Kategorie von Dienstleistungen im Sinne des Anh. Il MwStSystRL mit einem ermafdigten Mehrwertsteuersatz
zu belegen. Es rechtfertige keine andere Beurteilung, dass im Streitfall ein Pauschalpreis vereinbart worden sei. Die
Klagerin berufe sich ohne Erfolg auf das EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16
(ECLI:EU:C:2018:22).

Mit ihrer Revision rugt die Klagerin zuletzt nur noch die Verletzung materiellen Rechts. Sie macht geltend, dass das
Friihstiick eine unselbstindige Nebenleistung zur Beherbergung sei. Ubernachtungen ohne Friihstiick seien bei ihr
nicht moglich gewesen. Auch Gaste, die das Fruhstuick nicht in Anspruch genommen hatten, hatten --mit einer
einmaligen Ausnahme-- den vollen Preis gezahlt. Das gesetzliche Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2
UStG sei nach dem EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16 (ECLI:EU:C:2018:22) unzulassig, da
eine einheitliche Leistung einem einheitlichen Steuersatz unterliegen musse, der sich nach der Hauptleistung richte.
Aus Art. 98 MwStSystRL, der ein Wahlrecht zur Anwendung ermafdigter Steuersatze enthalte, ergebe sich nichts
anderes.

Mit Zustimmung der Beteiligten hatte der Bundesfinanzhof (BFH) zundchst das Ruhen des Revisionsverfahrens bis
zur Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-516/21 angeordnet. Nach Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X
vom 04.05.2023 - C-516/21 (ECLI:EU:C:2023:372) wurde das Revisionsverfahren zunachst fortgesetzt und dann mit
Beschluss vom 10.01.2024 - XI R 13/23 (XI R 7/21) (BFHE 283, 507, BStBL Il 2024, 608) gemaf’ & 74 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) unter Einleitung eines Vorabentscheidungsersuchens an den EuGH ausgesetzt.

Hierauf hat der EuGH mit Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149) wie folgt
geantwortet:

"Art. 98 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Anhang Il Nr. 12 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom
28.11.2006 uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen
Regelung nicht entgegensteht, die es erlaubt, Leistungen vom Anwendungsbereich des ermafiigten
Mehrwertsteuersatzes fur in Hotels und ahnlichen Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen
Beherbergung auszuschlief3en, die nicht unmittelbar einer solchen Beherbergung dienen, wie die
Bereitstellung von Parkplatzen oder Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der Zugang zum WLAN-Netzwerk
des Hotels und die Bereitstellung eines Friihstlicks, auch wenn sie als Nebenleistungen zu dieser
Beherbergung angesehen werden kénnten, weil sie durch einen fir alle im Rahmen dieser Beherbergung
erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergutet werden, unter der Voraussetzung,
dass diese Regelung die Anwendung des ermafdigten Steuersatzes auf konkrete und spezifische Aspekte der
in Anhang Il Nr. 12 der Mehrwertsteuerrichtlinie genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen
vorsieht und der Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachtet wird."

Die Beteiligten hatten Gelegenheit, hierzu Stellung zu nehmen.

Die Klagerin hat in der mundlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat erklart, an der zunachst erhobenen
Rige, das FG habe den Sachverhalt unzureichend aufgeklart, nicht weiter festzuhalten.

Die Klagerin beantragt,

das Urteil des FG, die Einspruchsentscheidung vom 17.04.2019 sowie den Ablehnungsbescheid vom 08.02.2019
aufzuheben und das FA zu verpflichten, die Umsatzsteuerfestsetzung fiir 2013 dahingehend zu andern, dass
Umsdtze in Hohe von ... € mit dem ermafdigten Steuersatz von 7 % besteuert werden.

Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

Es ist der Ansicht, dass nach dem EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24
(ECLI:EU:C:2026:149) das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG, wonach Verpflegungsleistungen nicht
unmittelbar der Vermietung dienten und daher auch bei pauschaler Abrechnung dem Regelsteuersatz zu
unterwerfen seien, unionsrechtlich zulassig sei und die Voraussetzungen fur dessen Anwendung im Streitfall
vorldgen.
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Die Revision der Klagerin ist unbegrindet und daher zuriickzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Zu Recht hat das FG
entschieden, dass die Klagerin mit den von ihr erbrachten Frihstiicksleistungen an Hotelgaste eine dem
Regelsteuersatz unterliegende Leistung erbracht hat.

1. Nach & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermaRigt sich die Steuer auf 7 % fur die Vermietung von Wohn- und
Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithalt, sowie fur die
kurzfristige Vermietung von Campingflachen. Dies gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG nicht fir Leistungen, die
nicht unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt fur die Vermietung
abgegolten sind.

Unionsrechtlich beruht dies auf Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. Il Nr. 12 MwStSystRL. Danach kénnen die
Mitgliedstaaten einen oder zwei ermafiigte Steuersatze anwenden, wobei diese nur auf die Lieferungen von
Gegenstanden und die Dienstleistungen der in Anh. IIl genannten Kategorien anwendbar sind. Nach Anh. Il Nr. 12
MwStSystRL gehadren hierzu die Beherbergung in Hotels und dhnlichen Einrichtungen, einschlieflich der
Beherbergung in Ferienunterklnften, und Vermietung von Campingplatzen und Platzen fur das Abstellen von
Wohnwagen.

2. Die von der Klagerin steuerbar an Hotelgaste erbrachten Fruhstiicksleistungen unterliegen nicht § 12 Abs. 2
Nr. 11 UStG, ohne dass hierin ein Verstof} gegen das Unionsrecht zu sehen ist.

a) Mit der Fruhstucksleistung wandte die Klagerin ihren Hotelgasten einen eigenstandig verbrauchsfahigen Vorteil
(vgl. hierzu zuletzt BFH-Urteil vom 20.11.2025 - V R 10/23, BStBL Il 2026, 572, Rz 25) im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1
UStG (Art. 2 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL) im Rahmen eines Rechtsverhaltnisses zu, das einen unmittelbaren
Zusammenhang zwischen dieser Leistung und der Gegenleistung der Hotelgaste begriindete.

Dieser Zusammenhang ergibt sich vorliegend bereits daraus, dass die Hotelgaste nach den vom FG getroffenen
Feststellungen (8 118 Abs. 2 FGO) keine Moglichkeit hatten, auf das Fruhstuick zu verzichten, und das
Frihstiicksangebot wie in der miindlichen Verhandlung vor dem Senat erortert, ein wesentlicher Teil ihres
Leistungsangebots in einem Urlaubsort war, fur den die Klagerin zunachst auch einen ungewohnlich hohen
Preisanteil angesetzt hatte.

Im Ubrigen geht auch die Generalanwiltin (Schlussantrige der Generalanwiltin Capeta vom 25.09.2025 - C-409/24
bis C-411/24, ECLI:EU:C:2025:731, Rz 59 bis 62) fiir den hier vorliegenden Streitfall von einer steuerbaren Leistung
aus.

b) Die hier in Rede stehenden Leistungen unterliegen nicht § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG. Dies gilt sowohl fir den Fall,
dass die Klagerin insoweit eine gegenuber der Vermietung eines Hotelzimmers eigenstandige Leistung erbracht
hat, bei der bereits die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG nicht erfillt sind, als auch fur den Fall,
dass es sich um eine Nebenleistung zur Zimmervermietung handeln sollte, da dann Satz 2 des § 12 Abs. 2 Nr. 11
UStG die Anwendung der Steuersatzermafigung ausschlief3t.

c) Die Anwendung des Regelsteuersatzes verstoRt nicht gegen das Unionsrecht.

aa) Das Unionsrecht sieht keine von den Mitgliedstaaten zwingend umzusetzende Steuersatzermafigung vor,
sondern ermachtigt in Art. 98 und Anh. 11l MwStSystRL die Mitgliedstaaten lediglich, fiir die dort genannten
Leistungen derartige Ermafiigungstatbestande vorzusehen.

bb) Nach dem im Streitfall ergangenen EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24
(ECLI:EU:C:2026:149) steht Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. Ill Nr. 12 MwStSystRL einer Regelung nicht entgegen, die
es erlaubt, Leistungen vom Anwendungsbereich des ermafdigten Mehrwertsteuersatzes fur in Hotels und ahnlichen
Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlieien, die nicht unmittelbar einer
solchen Beherbergung dienen, wie die Bereitstellung von Parkplatzen oder Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der
Zugang zum WLAN-Netzwerk des Hotels und die Bereitstellung eines Fruhstucks, auch wenn sie als
Nebenleistungen zu dieser Beherbergung angesehen werden konnten, weil sie durch einen fir alle im Rahmen
dieser Beherbergung erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergutet werden, unter der
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Voraussetzung, dass diese Regelung die Anwendung des ermaBigten Steuersatzes auf konkrete und spezifische
Aspekte der in Anh. Il Nr. 12 MwStSystRL genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen vorsieht und der
Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachtet wird.

24 cq) Ist es danach unionsrechtlich zuldssig, Leistungen der hier in Rede stehenden Art, die nicht unmittelbar der
Beherbergung dienen, von den steuersatzbegunstigten Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlief3en,
wenn sich der verbleibende Ermafiigungstatbestand zum einen auf konkrete und spezifische Aspekte der
Beherbergung in Hotels beschrankt und zum anderen dabei der Neutralitdtsgrundsatz beachtet bleibt, genligt § 12
Abs. 2 Nr. 11 UStG diesen Anforderungen.

25 (1) Frahstucksleistungen an Hotelgaste dienen im vorstehenden Sinne nicht unmittelbar der Beherbergung, die sich
im Kern auf die Verschaffung einer Ubernachtungsmdglichkeit bezieht. Zu dieser tritt das Friihstiick nur erganzend
hinzu.

26 (2) Mit der Beschrankung der fur die Beherbergung in Hotels vorgesehenen Ermachtigung zur
Steuersatzermafiigung auf die Vermietung von Wohn- und Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen
Beherbergung von Fremden bereithalt, greift der nationale Gesetzgeber einen konkreten und spezifischen Aspekt
des weitergehenden Beherbergungsbegriffs, der grundsatzlich alles umfassen kann, was ein reisender Gast bei einer
auswartigen Unterbringung bendtigt oder erhalt, insoweit heraus, als sich der nationale Ermachtigungstatbestand
mit der Raumvermietung auf das Kernelement einer Beherbergung bezieht. Der zudem angeordnete Ausschluss der
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, sichert diese Beschrankung nur erganzend ab (im
Ergebnis ebenso EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24, ECLI:EU:C:2026:149, Rz 55 ff.).

27 (3) Aus dieser gesetzlichen Einschrankung folgt schlie3lich bezogen auf die hier streitige Leistung kein
Neutralitatsverstofs. Der EuGH stellt insoweit auf eine Austauschbarkeit von Leistungen dergestalt ab, dass die von
einem Hotel im Zusammenhang mit einer Beherbergungsleistung angebotene Leistung aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers fur sich genommen mit derjenigen vergleichbar ist, die von einem anderen
Wirtschaftsteilnehmer eigenstandig erbracht wird, so dass die Anwendung des Regelsteuersatzes auf beide
Leistungen keinen Neutralitatsverstof’ begriindet (EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-
411/24, ECLI:EEU:C:2026:149, Rz 71 ff.). Diese Austauschbarkeit ist nach dem Inhalt der hier streitigen Leistung zu
bejahen, da die Moglichkeit zum Frihstlick nicht nur in Hotels, sondern auch in Backereien oder Cafés angeboten
wird. Zudem unterlag die Fruhstiicksleistung bei eigenstandiger Betrachtung mangels Anwendbarkeit von § 12
Abs. 2 Nr. 15 UStG im Streitzeitraum dem Regelsteuersatz.

28 3. Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 21. Mai 2026, VR 11/26 (XI R 14/23, XI R 22/21)

Steuerermafdigung im Hotel II: Parkplatze, Fitness/Wellness und WLAN
ECLI:DE:BFH:2026:U.210526.VR11.26.0
BFH V. Senat

81 Abs 1 Nr1S1UStG, §12 Abs 2 Nr 11 S 1 UStG, 8 12 Abs 2 Nr 11 S 2 UStG, Art 2 Abs 1 Buchst c EGRL 112/2006, Art
98 Abs 1 EGRL 112/2006, Art 98 Abs 2 EGRL 112/2006, Anh 3 Nr 12 EGRL 112/2006, & 3 Abs 9a Nr 1 UStG, & 3 Abs 9a Nr
2 UStG, & 15 UStG, UStG VZ 2011

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 19. August 2021, Az: 5 K 174/19
Leitsatze

1. Die Bereitstellung von Parkplétzen, die nicht nur den Ubernachtungsgésten eines Hotels, sondern dariiber hinaus
allen anderen Besuchern des Hotels sowie der Allgemeinheit frei und unentgeltlich zur Verfuigung stehen, fihrt nicht zu
einer gegen Entgelt erbrachten sonstigen Leistung.

2. Die Zugangsgewahrung zu Fitness- und Wellnesseinrichtungen an Hotelgaste unterliegt nicht § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG,
ohne dass hierin ein Verstof? gegen das Unionsrecht zu sehen ist.

Tenor

Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts vom 19.08.2021 - 5 K 174/19
aufgehoben.

Die Sache wird an das Niedersachsische Finanzgericht zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung
zurlckverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung Uber die Kosten des Verfahrens ubertragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) betrieb im Jahr 2011 (Streitjahr) zwei Hotels im Inland, die jeweils
Uber Parkplitze fiir Fahrzeuge verfiigten. Die Parkpldtze konnten von den Ubernachtungsgésten ebenso ohne
gesondert berechnetes Entgelt genutzt werden wie von weiteren Besuchern der Hotels und der Allgemeinheit.
Daneben hielt die Klagerin in beiden Hotels ohne gesondert berechnetes Entgelt ein drahtloses lokales Netzwerk
(WLAN) vor. In einem Hotel standen den Gasten aufierdem Fitness- und Wellnesseinrichtungen zur Verfigung.
Gesonderte Entgelte erhob die Klagerin auch hierfur nicht.

2 Inihrer Umsatzsteuererklarung fur das Streitjahr erklarte die Klagerin Lieferungen und sonstige Leistungen zum
Regelsteuersatz von 19 % und Lieferungen und sonstige Leistungen zum ermaRigten Steuersatz von 7 %. Die
Uberlassung von Parkplatzen sah die Kldgerin als ermaigt zu besteuernde Nebenleistung zur
Beherbergungsleistung an.

3  Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) folgte dem nicht, wich insoweit von der
Umsatzsteuerjahreserklarung der Kldgerin ab und erlief? dementsprechend einen Bescheid uber Umsatzsteuer fir
das Streitjahr unter dem Vorbehalt der Nachpriifung (&8 164 der Abgabenordnung).

4  Die Klgerin legte Einspruch ein und begehrte die erkldrungsgeméiRe Besteuerung. Die kostenlose Uberlassung von
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Parkplatzen sei eine Nebenleistung zur Beherbergungsleistung, die wie diese dem ermafdigten Steuersatz
unterliege.

In einem zwischen den Beteiligten gefuihrten Klageverfahren wegen Umsatzsteuer fir das Jahr 2010 (Vorjahr), in
dem der XI. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) unter Zurickverweisung der Sache an das Finanzgericht (FG) mit
Urteil vom 01.03.2016 - XI R 11/14 (BFHE 253, 438, BStBL Il 2016, 753) entschieden hat, dass die Einraumung von
Parkmoglichkeiten an Hotelgaste mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu besteuern sei, auch wenn hierflr kein
gesondertes Entgelt berechnet werde, erzielten die Beteiligten im zweiten Rechtsgang Einvernehmen Gber die
Besteuerung der Parkplatziiberlassung fur dieses Jahr. Das FA erlief? daraufhin auch einen
Umsatzsteueranderungsbescheid fiir das Streitjahr. Der Vorbehalt der Nachprifung blieb bestehen.

Nach einer Aufdenpriifung bei der Klagerin fir das Streitjahr nahm der Prifer an, dass auch auf die Bereitstellung
von WLAN, Fitness- und Wellnesseinrichtungen der Regelsteuersatz anwendbar sei. Das FA folgte der Auffassung
des Prufers und anderte unter Aufhebung des Vorbehalts der Nachpriifung die Umsatzsteuerfestsetzung fur das
Streitjahr entsprechend.

Die nach Erlass der Einspruchsentscheidung erhobene Klage wies das FG mit seinem in Entscheidungen der
Finanzgerichte 2022, 140 veroffentlichten Urteil ab. Es nahm an, die Klagerin habe durch die Bereitstellung von
WLAN, Parkplatzen und Fitness- und Wellnesseinrichtungen entgeltliche Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) an die Beherbergungsgaste (und an die weiteren Besucher ihrer Hotels) erbracht.
Dem stehe nicht entgegen, dass die Klagerin in ihren Rechnungen keine gesonderten Entgeltbestandteile fir diese
Leistungen ausgewiesen und keine gesonderten Vereinbarungen Uber die Inanspruchnahme der streitigen
Leistungen mit ihren Gasten getroffen habe. Diese steuerpflichtigen Leistungen seien gemaf: § 12 Abs. 2 Nr. 11
Satz 2 UStG nicht mit dem ermafiigten Steuersatz zu besteuern. Der nationale Gesetzgeber habe mit § 12 Abs. 2

Nr. 11 UStG von der Ermachtigung in Art. 98 Abs. 1 und Abs. 2 i.V.m. Anh. IIl Nr. 12 der Richtlinie 2006/112/EG des
Rates vom 28.11.2006 uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuersystemrichtlinie
--MwStSystRL--) selektiv Gebrauch gemacht. Nicht samtliche "Beherbergungen in Hotels und ahnlichen
Einrichtungen” einschlieBlich der dabei erbrachten Nebenleistungen wirden dem ermafiigten Steuersatz
unterworfen, sondern nur die Leistungen, die unmittelbar der Vermietung dienten. Dies sei unionsrechtlich nicht zu
beanstanden. Die Mitgliedstaaten seien nicht gezwungen, samtliche in einer Kategorie des Anh. Il MwStSystRL
genannten Umsatze ermafiigt zu besteuern. Vielmehr sei eine "selektive Auswahl" zuldssig. Der Grundsatz, dass eine
unselbstandige Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung teile, werde von diesem Aufteilungsgebot verdrangt.

Mit ihrer Revision rugt die Klagerin die Verletzung materiellen Rechts und hat geltend gemacht, das FG habe die
Bereitstellung von WLAN, Parkplatzen sowie Fitness- und Wellnesseinrichtungen rechtsfehlerhaft als entgeltliche
Leistung im Sinne des & 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG behandelt. Die Leistungsbereitschaft des Unternehmers, der nicht wisse,
welches seiner zusatzlichen Serviceangebote die Gaste zu nutzen beabsichtigten, reiche fir eine
umsatzsteuerrechtlich beachtliche Leistung nicht aus. Ferner habe das FG verkannt, dass die zusatzlichen
Leistungsbestandteile im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG unmittelbar der Beherbergung dienen. Aufierdem
habe das FG das unionsrechtlich anerkannte Prinzip der Einheitlichkeit der Leistung aufier Betracht gelassen. Zwar
ergebe sich aus dem Urteil des Gerichtshofs der Europdischen Union (EuGH) Kommission/Frankreich vom
06.05.2010 - C-94/09 (ECLI:EU:C:2010:253), dass die Mitgliedstaaten dazu berechtigt seien, nach Art. 98
MwStSystRL nur punktuell bestimmte Teile einer Ziffer des Anh. 11l MwStSystRL ermaBigt zu besteuern. Diese
Rechtsprechung stelle jedoch keine Einschrankung des Prinzips der Einheitlichkeit der Leistung dar, das sich aus
Art. 2 MwStSystRL ableite. Dies ergebe sich auch aus dem EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-
463/16 (ECLI:EEU:C:2018:22). Samtliche zusatzlichen Leistungen seien aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers
auf die Vermietung des Hotelzimmers als der eindeutig dominierenden Hauptleistung zurlickzufuhren. Dies
erfordere nach der Rechtsprechung des EuGH die Anwendung des fur die Vermietung der Hotelzimmer geltenden
ermaRigten Steuersatzes auch auf diese zusatzlichen Leistungen. Im Ubrigen miisse jede zusatzliche Leistung als
der Vermietungstatigkeit unmittelbar dienend angesehen werden, da mit diesen Zusatzleistungen die Zahl der
Ubernachtungen gesteigert und damit das Vermietungsgeschaft gefordert werde.

Das FA macht dagegen geltend, die Klagerin habe durch die Bereitstellung von WLAN, Parkplatzen und Fitness- und
Wellnesseinrichtungen ihre dauerhafte Bereitschaft erklart, den Hotelgasten die angebotenen zusatzlichen
Leistungen zu erbringen, und dadurch den umsatzsteuerrechtlichen Leistungsbegriff erfillt. Es beeintrachtige den
unmittelbaren Zusammenhang zwischen erbrachter Leistung und empfangener Gegenleistung nicht, dass die
zusatzlichen Leistungen weder im Voraus bestimmt noch individualisiert gewesen seien und das Entgelt in Form
einer Pauschale zusammen mit dem Ubernachtungsentgelt entrichtet worden sei. Die Bereitstellung von WLAN,
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Parkplatzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen sei auch nicht als unmittelbar der Beherbergung dienende
Leistung anzusehen. Es handele sich hierbei um Leistungen, die nach dem gesetzgeberischen Willen nicht der
Steuersatzermafigung unterliegen sollen. Das sich aus & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG ergebende Aufteilungsgebot
sei unionsrechtlich nicht zu beanstanden. Es fihre dazu, dass die unselbstandigen Nebenleistungen nicht das
Schicksal der Hauptleistung teilen und nicht dem ermaBigten Steuersatz im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1
UStG unterliegen.

Mit Zustimmung der Beteiligten hatte der BFH zundchst das Ruhen des Revisionsverfahrens bis zur Entscheidung
des EuGH in der Rechtssache C-516/21 angeordnet. Nach Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X vom 04.05.2023 -
C-516/21 (ECLI:EU:C:2023:372) wurde das Revisionsverfahren zundchst fortgesetzt und sodann mit Beschluss vom
10.01.2024 - XI R 14/23 (XI R 22/21) (BFHE 283, 512, BStBL Il 2024, 610) gemaf’ § 74 der Finanzgerichtsordnung
(FGO) unter Einleitung eines Vorabentscheidungsersuchens an den EuGH ausgesetzt.

Hierauf hat der EuGH mit Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149) wie folgt
geantwortet:

"Art. 98 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Anhang Ill Nr. 12 der Richtlinie 2006/112/EG des
Rates vom 28.11.2006 uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen,
dass er einer nationalen Regelung nicht entgegensteht, die es erlaubt, Leistungen vom
Anwendungsbereich des ermafRigten Mehrwertsteuersatzes fur in Hotels und dhnlichen
Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschliefen, die nicht
unmittelbar einer solchen Beherbergung dienen, wie die Bereitstellung von Parkplatzen oder
Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der Zugang zum WLAN-Netzwerk des Hotels und die
Bereitstellung eines Fruhstlcks, auch wenn sie als Nebenleistungen zu dieser Beherbergung
angesehen werden konnten, weil sie durch einen fur alle im Rahmen dieser Beherbergung
erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergutet werden, unter der
Voraussetzung, dass diese Regelung die Anwendung des ermafiigten Steuersatzes auf
konkrete und spezifische Aspekte der in Anhang IIl Nr. 12 der Mehrwertsteuerrichtlinie
genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen vorsieht und der Grundsatz der
steuerlichen Neutralitat beachtet wird."

Die Kligerin bringt hierzu unter Bezugnahme auf die Schlussantrige der Generalanwiltin Capeta vom 25.09.2025 -
C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2025:731, Rz 59) vor, dass die streitgegenstandlichen Leistungen "kostenlos”
gewesen seien. Insoweit handele es sich unabhangig davon, ob Nebenleistungen gegeben seien, nicht um
Dienstleistungen im Sinne der Mehrwertsteuersystemrichtlinie, da sie nicht gegen ein Entgelt erbracht worden
seien. Bei nicht steuerbaren Leistungen stelle sich die Frage nach dem korrekten Steuersatz nicht. Es sei seit vielen
Jahren absolut ublich, dass die Nutzung von einem WLAN ebenso wie die des Sauna- und Wellnessbereichs in einem
Hotel "kostenlos” sei. Die Finanzverwaltung sei nicht berechtigt, eine hypothetische Aufteilung der dem Gast fur die
Ubernachtung in Rechnung gestellten Entgelte vorzunehmen; eine Rechtsgrundlage sei hierfiir nicht gegeben.

Die Klagerin, fur die in der mindlichen Verhandlung am 21.05.2026, zu der sie ordnungsgemaf: geladen worden ist,
niemand erschienen ist, hat schriftsatzlich sinngemaf beantragt,

das Urteil des FG, die Einspruchsentscheidung vom 30.07.2019 sowie die Umsatzsteuerbescheide fur 2011 vom
08.10.2014, vom 06.07.2017 und vom 21.11.2018 aufzuheben.

Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

Es sieht seine Rechtsauffassung durch das EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24
(ECLI:EU:C:2026:149) bestatigt.

Entscheidungsgrunde

16

Die Revision der Klagerin ist begriindet. Sie fuhrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur
Zurtickverweisung der Sache an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
FGO). Das FG hat zu Unrecht entschieden, dass in Bezug auf die Uberlassung von Parkplitzen steuerbare Umsétze
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vorliegen. Demgegeniiber ist das FG zutreffend davon ausgegangen, dass die Kldgerin mit der Uberlassung von
Fitness- und Wellnesseinrichtungen an Hotelgaste dem Regelsteuersatz unterliegende Leistungen erbracht hat. In
Bezug auf die Zugangsgewahrung zum WLAN ist die Sache nicht spruchreif.

1. Die Bereitstellung von Parkplétzen, die nicht nur den Ubernachtungsgasten eines Hotels, sondern dariiber hinaus
allen anderen Besuchern des Hotels wie auch der Allgemeinheit frei und unentgeltlich zur Verfligung stehen,
begriindet keine gegen Entgelt erbrachte sonstige Leistung. Soweit sich aus dem BFH-Urteil vom 01.03.2016 -

XI R 11/14 (BFHE 253, 438, BStBL 1l 2016, 753) etwas anderes ergibt, halt der nunmehr allein fur die Umsatzsteuer
zustandige Senat daran nicht mehr fest.

a) Nach & 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG unterliegen der Umsatzsteuer die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein
Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausflhrt. Fur Dienstleistungen beruht dies
unionsrechtlich auf Art. 2 Abs. 1 Buchst. ¢ MwStSystRL.

Sonstige Leistungen werden nach & 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG gegen Entgelt ausgefiihrt und unterliegen als
Dienstleistungen gemaf Art. 2 Abs. 1 Buchst. ¢ MwStSystRL der Mehrwertsteuer, wenn zwischen einer Leistung und
einem erhaltenen Gegenwert ein unmittelbarer Zusammenhang besteht und sich dieser Zusammenhang aus einem
Rechtsverhaltnis zwischen Leistendem und Leistungsempfanger ergibt, in dessen Rahmen gegenseitige Leistungen
ausgetauscht werden, wobei die Vergutung den Gegenwert fiir die dem Leistungsempfanger erbrachte bestimmbare
Leistung bildet. Der Leistungsempfanger muss identifizierbar sein. Er muss einen Vorteil erhalten, der zu einem
Verbrauch im Sinne des gemeinsamen Mehrwertsteuerrechts fihrt (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Urteile
vom 06.12.2023 - XI R 33/21, BFHE 283, 159, Rz 33, und vom 20.11.2025 - V R 10/23, BStBL Il 2026, 572, Rz 24 f.).

Demgegentiber fehlt es an einer Leistung gegen Entgelt, wenn eine Zahlung, die beispielsweise als Kurtaxe zu
leisten ist, an andere Umstande wie etwa den Aufenthalt in einem Gemeindegebiet anknupft und eine Einrichtung,
wie zum Beispiel ein Kurpark, zu dem fir jedermann frei und unentgeltlich zuganglich ist. Die Zahlung ist dann kein
Entgelt fur die Moglichkeit zur Nutzung dieser Einrichtung (vgl. EuGH-Urteil Gemeinde A vom 13.07.2023 - C-
344/22, ECLI:EU:C:2023:580, Rz 34 f. und 40; ebenso BFH-Urteil vom 18.10.2023 - XI R 21/23 (XI R 30/19), BFHE
283, 110), weil die Kurtaxeschuldner keine anderen Vorteile haben als Personen, die diese Kureinrichtungen
benutzen und nicht kurtaxepflichtig sind (vgl. EuGH-Urteil Gemeinde A vom 13.07.2023 - C-344/22,
ECLI:EU:C:2023:580, Rz 39; BFH-Urteil vom 06.12.2023 - XI R 33/21, BFHE 283, 159, Rz 39).

b) Danach liegt aufgrund des Fehlens eines eigenstandigen verbrauchsfahigen Vorteils keine Leistung gegen
Entgelt vor, wenn eine Einrichtung eines Hotels flir jedermann frei und unentgeltlich zuganglich ist.
Dementsprechend wird im Streitfall mit der Bereitstellung des Parkplatzes den Hotelgasten kein verbrauchsfahiger
Vorteil gegenuber der Allgemeinheit gewahrt. Denn nach den Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) standen die
Parkplatze nicht nur den in den Hotels der Klagerin beherbergten Gasten, sondern auch allen weiteren Besuchern
ihrer Hotels und daruber hinaus sogar der Allgemeinheit unentgeltlich zur Verfugung. Die Moglichkeit zur Nutzung
der Parkpldtze hing somit nicht von der Entrichtung eines Entgelts fir die Vermietung von Wohn- und Schlafraumen
zur kurzfristigen Beherbergung ab, wenn Gaste, die nicht in einem der Hotels der Klagerin beherbergt wurden,
sowie ortsansassige Einwohner die Parkmoglichkeit ebenfalls nutzen konnten. Die in einem der Hotels der Klagerin
beherbergten Gaste, die den Parkplatz nutzten, erhielten danach keine anderen Vorteile als Personen, die die von
der Klagerin bereitgestellten Parkplatze nutzten, ohne hierfur ein Entgelt zu entrichten.

2. Demgegenuber hat das FG zutreffend entschieden, dass die Klagerin mit der Zugangsgewahrung zu Fitness- und
Wellnesseinrichtungen an Hotelgaste Leistungen steuerbar und dabei dem Regelsteuersatz unterliegend erbracht
hat.

a) Nach den vorstehenden Kriterien fur die Steuerbarkeit von Leistungen (s. oben 11.1.3) erfolgte die
Zugangsgewahrung zu den Fitness- und Wellnesseinrichtungen --im nachstehenden Umfang-- gegen Entgelt.

Nach der vom FG bestatigten Schatzung des FA ist dieses nicht von einer Zugangsgewahrung an alle Hotelgaste mit
der Folge ausgegangen, dass in Bezug auf alle Ubernachtungsgéste ein Teil des Hotelpreises als Vergiitung fiir die
Zugangsgewahrung zu Fitness- und Wellnesseinrichtungen anzusehen ware. Stattdessen liegt den Feststellungen
der AuRenprifung folgend eine Schatzung des auf die Fitness- und Wellnesseinrichtungen entfallenden
kalkulatorischen Kostenanteils zuzuglich eines angemessenen Gewinnaufschlags, gegen den im Hinblick auf die
Wettbewerbssituation zu anderen Leistungsanbietern und den insoweit zu beachtenden Neutralitatsgrundsatz keine
Bedenken bestehen, in Hohe von ... € als Bemessungsgrundlage fir eine dem Regelsteuersatz unterliegende
Leistung vor. Eine derart im Ausgangspunkt an den Kosten einer tatsachlich erbrachten Leistung orientierte
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Schatzung ist unter Beriicksichtigung der Anzahl der insgesamt Ubernachtenden Hotelgaste als Schatzung in Bezug
auf die tatsachliche Nutzung der Fitness- und Wellnesseinrichtung durch Ubernachtende Hotelgaste, nicht aber als
Schatzung einer gegeniiber allen Hotelgasten erbrachten Leistung der Nutzungsmaoglichkeit anzusehen.

Die Schatzung des FA berucksichtigt somit, dass nicht davon auszugehen ist, dass alle von der Klagerin
beherbergten Gaste von dem Angebot, die Fitness- und Wellnesseinrichtungen zu nutzen, Gebrauch gemacht haben
und weiter moglicherweise auch nicht alle Gaste --selbst alternierend-- von dem Angebot Gebrauch machen
konnten.

Somit hat der Senat im Ubrigen nicht zu entscheiden, ob die von der Klagerin den Ubernachtungsgasten
eingeraumte Mdglichkeit zur Nutzung dieser Einrichtungen weitergehend im Hinblick darauf zu einer
Leistungserbringung an alle Ubernachtungsgéste fiihrte, dass auch in einer nicht in Anspruch genommenen
Leistungsbereitschaft eine Leistungserbringung zu sehen sein kann (so zur nicht genutzten Flugbeférderung EuGH-
Urteil Air France-KLM und Hop!-Brit Air vom 23.12.2015 - C-250/14 und C-289/14, ECLI:EU:C:2015:841, Rz 33 und
35, und --im Hinblick auf die gemeinschaftliche Mitbenutzung samtlicher Einrichtungen-- zum Fitnessstudio BFH-
Urteil vom 13.11.2024 - XI R 5/23, BFHE 287, 524, BStBL Il 2025, 469, Rz 34) oder ob dies auf den Hotelbereich und
den Streitfall --aufgrund hier bestehender Besonderheiten-- nicht zu ubertragen ist.

Im Hinblick auf die im Streitfall in dieser Weise der Besteuerung unterworfenen Leistung, die im vorstehenden
Sinne an eine tatsachliche Leistungserbringung anknupft, ist es schlieBlich unerheblich, welche Bedeutung der
Auffassung der Generalanwaltin in den Rechtssachen J-GmbH u.a. zukommen konnte, die davon ausgegangen ist,
dass Nebenleistungen zur Vermietung von Unterkiinften, die nach ihrer Auffassung "'kostenlos' angeboten” werden,
mangels Entgelt nicht steuerbar seien (Schlussantrége der Generalanwiltin Capeta vom 25.09.2025 - C-409/24 bis
C-411/24, ECLI:EU:C:2025:731, Rz 59 bis 62), zumal sich der EuGH dies bei seinem Urteil J-GmbH u.a. vom
05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24 (ECLI:EU:C:2026:149) nicht zu eigen gemacht hat und die Generalanwaltin im
Ubrigen ihre Auffassung unter den Vorbehalt der vom erkennenden Senat vorzunehmenden Priifung gestellt hat.

b) Die von der Klagerin im vorstehenden Sinne steuerbar an Hotelgaste erbrachte Zugangsgewahrung zu den
Fitness- und Wellnesseinrichtungen unterliegt im Hinblick auf die Einraumung eines eigenstandig
verbrauchsfahigen Vorteils nicht § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG, ohne dass hierin ein Verstofs gegen das Unionsrecht zu
sehen ist.

aa) Nach & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermaRigt sich die Steuer auf 7 % fur die Vermietung von Wohn- und
Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithalt, sowie fur die
kurzfristige Vermietung von Campingflachen. Dies gilt nach &§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG nicht fiurr Leistungen, die
nicht unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt fur die Vermietung
abgegolten sind.

Unionsrechtlich beruht dies auf Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. Il Nr. 12 MwStSystRL. Danach kénnen die
Mitgliedstaaten einen oder zwei ermafiigte Steuersatze anwenden, wobei diese nur auf die Lieferungen von
Gegenstanden und die Dienstleistungen der in Anh. Ill genannten Kategorien anwendbar sind. Nach Anh. Il Nr. 12
MwsStSystRL gehdren hierzu die Beherbergung in Hotels und dhnlichen Einrichtungen, einschliefdlich der
Beherbergung in Ferienunterkinften, und Vermietung von Campingplatzen und Platzen fir das Abstellen von
Wohnwagen.

bb) Die hier streitigen Leistungen unterliegen nicht & 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG. Dies gilt sowohl fur den Fall, dass die
Klagerin insoweit eine gegeniber der Vermietung eines Hotelzimmers eigenstandige Leistung erbracht hat, bei der
bereits die Voraussetzungen des & 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG nicht erfillt sind, als auch fir den Fall, dass es sich
um eine Nebenleistung zur Zimmervermietung handeln sollte, da dann Satz 2 des & 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG die
Anwendung der Steuersatzermafdigung ausschlief3t.

¢) Die Anwendung des Regelsteuersatzes verstofit nicht gegen das Unionsrecht.

aa) Das Unionsrecht sieht keine von den Mitgliedstaaten zwingend umzusetzende Steuersatzermafdigung vor,
sondern ermachtigt in Art. 98 und Anh. Ill MwStSystRL die Mitgliedstaaten lediglich, fiir die dort genannten
Leistungen derartige Ermafiigungstatbestande vorzusehen.

bb) Nach dem im Streitfall ergangenen EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24
(ECLI:EU:C:2026:149) steht Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anh. lll Nr. 12 MwStSystRL einer Regelung nicht entgegen, die
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es erlaubt, Leistungen vom Anwendungsbereich des ermafiigten Mehrwertsteuersatzes fiir in Hotels und ahnlichen
Einrichtungen erbrachte Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlieien, die nicht unmittelbar einer
solchen Beherbergung dienen, wie die Bereitstellung von Parkplatzen oder Fitness- und Wellnesseinrichtungen, der
Zugang zum WLAN-Netzwerk des Hotels und die Bereitstellung eines Fruhstucks, auch wenn sie als
Nebenleistungen zu dieser Beherbergung angesehen werden kénnten, weil sie durch einen fur alle im Rahmen
dieser Beherbergung erbrachten Dienstleistungen gezahlten pauschalen Gesamtpreis vergutet werden, unter der
Voraussetzung, dass diese Regelung die Anwendung des ermafiigten Steuersatzes auf konkrete und spezifische
Aspekte der in Anh. Il Nr. 12 MwStSystRL genannten Kategorien von Beherbergungsleistungen vorsieht und der
Grundsatz der steuerlichen Neutralitat beachtet wird.

cc) Ist es danach unionsrechtlich zulassig, Leistungen der hier in Rede stehenden Art, die nicht unmittelbar der
Beherbergung dienen, von den steuersatzbeglinstigten Leistungen der kurzfristigen Beherbergung auszuschlieRen,
wenn sich der verbleibende ErmaRigungstatbestand zum einen auf konkrete und spezifische Aspekte der
Beherbergung in Hotels beschrankt und zum anderen dabei der Neutralitdtsgrundsatz beachtet bleibt, geniigt § 12
Abs. 2 Nr. 11 UStG diesen Anforderungen.

(1) Es bedarf keiner naheren Begriuindung, dass die Zugangsgewahrung zu Fitness- und Wellnesseinrichtungen an
Hotelgaste nicht unmittelbar der Beherbergung dient, die sich im Kern auf die Verschaffung einer
Ubernachtungsméglichkeit, nicht aber auch auf zusatzliche Begleitleistungen bezieht, zumal derartige Leistungen
in vielen Hotels nicht angeboten werden.

(2) Mit der Beschrankung der fiir die Beherbergung in Hotels vorgesehenen Ermachtigung zur
SteuersatzermaBigung auf die Vermietung von Wohn- und Schlafraumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen
Beherbergung von Fremden bereithalt, greift der nationale Gesetzgeber einen konkreten und spezifischen Aspekt
des weitergehenden Beherbergungsbegriffs, der grundsatzlich alles umfassen kann, was ein reisender Gast bei einer
auswartigen Unterbringung bendtigt oder erhalt, insoweit heraus, als sich der nationale Ermachtigungstatbestand
mit der Raumvermietung auf das Kernelement einer Beherbergung bezieht. Der zudem angeordnete Ausschluss der
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, sichert diese Beschrankung nur erganzend ab (im
Ergebnis ebenso EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-411/24, ECLI:EU:C:2026:149, Rz 55 ff.).

(3) Aus dieser gesetzlichen Einschrankung folgt schliefilich bezogen auf die hier streitige Leistung kein
Neutralitatsverstofs. Der EuGH stellt insoweit auf eine Austauschbarkeit von Leistungen dergestalt ab, dass die von
einem Hotel im Zusammenhang mit einer Beherbergungsleistung angebotene Leistung aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers fur sich genommen mit derjenigen vergleichbar ist, die von einem anderen
Wirtschaftsteilnehmer eigenstandig erbracht wird, so dass die Anwendung des Regelsteuersatzes auf beide
Leistungen keinen Neutralitatsversto begriindet (EuGH-Urteil J-GmbH u.a. vom 05.03.2026 - C-409/24 bis C-
411/24, ECLIEEU:C:2026:149, Rz 71 ff.).

Diese Austauschbarkeit ist nach dem Inhalt der hier streitigen Zugangsgewahrung zu Fitness- und
Wellnesseinrichtungen zu bejahen, zumal sich die Klagerin auch dadurch in den Wettbewerb zu anderen Anbietern
dieser Leistungen begibt, dass sie auch anderen Personen als Ubernachtungsgésten den Zugang zu diesen
Einrichtungen gegen Entgelt gewahrt. Zudem unterliegt die Zugangsgewahrung zu Fitness- und
Wellnesseinrichtungen bei eigenstandiger Betrachtung (vgl. aber auch & 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG) dem Regelsteuersatz.

3. Die Sache ist nicht spruchreif.

Der Senat kann aufgrund der vom FG getroffenen Feststellung, dass die Klagerin in ihren Hotels fur die Hotelgaste
"unentgeltlich” ein "offenes” WLAN vorhielt, nicht beurteilen, ob hinsichtlich des Zugangs zum WLAN --wie bei der
Parkplatziiberlassung-- von einer nichtsteuerbaren Leistung auszugehen ist oder dieses nur von Hotelgdsten
genutzt werden konnte. Hierzu sind in einem zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen. Dabei ist der
Frage nachzugehen, ob es sich bei der Gewadhrung des Zugangs zum WLAN nach den Verhaltnissen des Streitjahres
um die Einraumung eines verbrauchsfahigen Vorteils handelte.

Lediglich vorsorglich weist der Senat darauf hin, dass sich aus einer aus einem fehlenden Entgelt ergebenden
Nichtsteuerbarkeit in Bezug auf die Parkplatziberlassung --und gegebenenfalls in Bezug auf das WLAN-- weder
eine Entnahmebesteuerung noch eine Einschrankung des Vorsteuerabzugs ergibt. So scheitert die Anwendung von
§ 3 Abs. 9a Nr. 1 oder Nr. 2 UStG an dem Erfordernis einer Leistungserbringung fur auf3erunternehmerische Zwecke,
die bei einer Mafdnahme zur Forderung der entgeltlichen Leistungserbringung grundsatzlich nicht angenommen
werden kann. Ebenso fuhrt eine Leistungserbringung mit einer derartigen Zielsetzung nicht zu einer Einschrankung
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des Vorsteuerabzugs. Ob dem BFH-Urteil vom 11.12.2024 - XI R 4/23 (BFHE 288, 557, BStBL Il 2026, 457, Rz 51 ff.,
54) etwas anderes zu entnehmen sein konnte, lasst der erkennende Senat im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit

der Sachverhalte offen.

43 4. Die Ubertragung der Kostenentscheidung auf das FG beruht auf & 143 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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		II.








. "::\
Finanzgericht Munster, 3 K 682/24 EW J USt |Z* N W
Rechtsprechungsdatenbank

Datum: 16.07.2026

Gericht: Finanzgericht Miunster

Spruchkoérper: 3. Senat

Entscheidungsart: Urtell

Aktenzeichen: 3 K 682/24 EW

ECLI: ECLI:DE:FGMS:2026:0716.3K682.24EW.00
Sachgebiet: Finanz- und Abgaberecht

Tenor:

Der Bescheid Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung
der Summe der gemeinen Werte der jungen Finanzmittel fur
Zwecke der Schenkungsteuer auf den Bewertungsstichtag
31.03.2019 vom 28.02.2023 in der Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 06.03.2024 wird dahingehend
geéndert, dass junge Finanzmittel i. H. v. O € festgestellt werden.

Der Beklagte tragt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der
aul3ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen.

Das Urteil ist wegen der Kosten ohne Sicherheitsleistung vorlaufig
vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung durch
Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Hohe des vollstreckbaren
Betrages abwenden, soweit nicht der Klager zuvor Sicherheit in
Hohe des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand 1

Die Beteiligten streiten tiber die Frage, ob die Ubertragung einer Darlehensforderung eines 2
Kommanditisten gegen die KG aus dem Sonderbetriebsvermdgen des Kommanditisten in das
Gesamthandsvermogen eine Entnahme und Einlage von Finanzmitteln i. S. d. § 13b Abs. 4

Nr. 5 Satz 2 des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) in der am 31.03.2019
gultigen Fassung darstellt.



http://www.nrwe.de



Der Klager war als Kommanditist am Vermdgen der Beigeladenen zu 1. (KG) mit einer
Einlage i. H. v. 62.500 € beteiligt (25 %; Gesellschaftskapital i. H. v. 250.000 €). Weiterer
Kommanditist war der Beigeladene zu 2. (A), mit einer Einlage i. H. v. 187.500 € (75 %).
Komplementarin der KG ohne Vermdgensbeteiligung war die V.-GmbH (GmbH). Inhaber der
Geschaftsanteile der Komplementérin waren der Klager und A, jeweils zu 50 % (jeweils
12.500 € von 25.000 €).

Im November 2018 beschlossen die Gesellschafter der KG, zur Starkung des Eigenkapitals
der KG eine gesamthanderisch gebundene Rucklage i. H. v. 1.130.000 € zu bilden. Der
Klager beteiligte sich zu 230.000 € (rd. 20 %) und A zu 900.000 € (rd. 80 %). Hierzu
ubertrugen die Gesellschafter Forderungen gegentber der KG in das
Gesamthandsvermdgen der KG (Sollbuchungen zulasten des jeweiligen
Gesellschafterfremdkapitals und Habenbuchungen zugunsten der Kapitalriicklage).

Mit einem Vertrag Uber die Erhéhung und Herabsetzung von Kommanditeinlagen zwischen
dem Klager und A vom 31.03.2019 erfolgte - mit Wirkung zum 31.03.2019 - eine schenkweise
Ubertragung von Kommanditanteilen an der KG. Die Kommanditeinlage des Klagers erhohte
sich um 125.000 € auf 187.500 € (75 %) und die Kommanditeinlage von A verminderte sich
um 125.000 € auf 62.500 € (25 %). AulR3erdem ubertrug A 50 % des personenbezogenen
Rucklagenkontos auf den Klager (565.000 €).

Aufgrund eines privatschriftlich abgeschlossenen Vertrags vom 31.03.2019 und notarieller
Urkunde aus dem April 2019 trat A einen Geschéftsanteil an der Komplementarin im
Nennbetrag von 6.250 € (25 %) an den Klager ab.

Zur Durchfiihrung der Schenkungsteuerveranlagung des Klagers fihrte der Beklagte eine
Feststellung fir den Wert des Anteils am Betriebsvermégen und zusatzlich fur die Summe
der gemeinen Werte der Finanzmittel, der jungen Finanzmittel, des Verwaltungsvermégens,
des jungen Verwaltungsvermégens und der Schulden sowie der Anzahl der Beschaftigten
und der Ausgangslohnsumme der KG durch. Auf die klagerische Erklarung zur Feststellung
des Bedarfswerts wird verwiesen.

Mit Bescheid Uber u. a. die gesonderte und einheitliche Feststellung der gemeinen Werte der
jungen Finanzmittel vom 28.02.2023 stellte der Beklagte fur die KG die Summe der gemeinen
Werte der jungen Finanzmittel auf 356.575 € fest. In den Erlauterungen fihrte er aus, dass
Ubertragungen von Wirtschaftsgitern aus einem Sonderbetriebsvermdégen in das
Gesamthandsvermdgen der gleichen Personengesellschaft Einlagen in das
Gesamthandsvermogen darstellten. Die Einzahlungen der Kommanditisten im Wirtschaftsjahr
2017/2018i. H. v. 1.130.000 € in das Gesamthandsvermégen fiihrten zu jungen
Finanzmitteln, auch wenn diese Geldbetrdge aus dem Sonderbetriebsvermégen der
Kommanditisten stammten.

Hiergegen legte der Klager Einspruch ein. Zur Begriindung trug er vor, dass die Ricklage
tber den Verzicht von Forderungen der Kommanditisten gegeniber der KG gebildet worden
sei. Diese Forderungen hatten sich im Gesamthandsvermdgen der KG befunden
(Verbindlichkeiten). Durch die Einstellung der Ricklage habe sich das Eigenkapital der KG
um 1.130.000 € erhoéht. Gleichzeitig hatten sich die Verbindlichkeiten der KG in
entsprechender H6he verringert. Durch den Passivtausch in der Bilanz der KG kénne sich
das Vermdgen der Gesamthand nicht gemehrt haben. Die vom Beklagten angenommene
Einzahlung sei tatsachlich nicht erfolgt. Finanzmittel seien der Gesamthand weder zugefuhrt
noch entnommen worden. Der vom Beklagten in seinen Erlauterungen zum
streitgegenstandlichen Bescheid dargestellte Sachverhalt kbnne nur eintreten, wenn z. B.





sich Konten mit Geschéaftsguthaben in den Sonderbilanzen oder im Privatvermégen der
Gesellschafter befanden und diese in die Gesamthand zugefiihrt worden wéren. Dies sei
jedoch nicht der Fall. Im Ubrigen solle auch eine teleologische Auslegung beachtet werden.
Ziel der Feststellung junger Finanzmittel sei, dass Erblasser vor inrem Tod nicht Gelder aus
dem Privat- in das Betriebsvermogen einlegten, um diese steuerfrei an die Erben im Rahmen
der Steuerbefreiung flr Betriebsvermdgen zu vererben. Dieser Fall liege hier nicht vor, da die
Gelder sich bereits vor der Bildung der Ricklage und der Schenkung im Betriebsvermdgen
befunden und auch dem Betrieb gedient hatten. Zum Bewertungsstichtag seien keine jungen
Finanzmittel vorhanden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des aulR3ergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahrens wird auf
die Schriftsatze des Beklagten vom 03.04.2023, 16.08.2023 und 01.12.2023 sowie die
Aktenvermerke des Beklagten vom 13.10.2023 und 27.10.2023 und die Schriftsatze des
Klagers vom 09.05.2023, 12.07.2023, 27.09.2023 sowie 09.11.2023 verwiesen.

Mit Einspruchsentscheidung vom 06.03.2024 hat der Beklagte den Einspruch als
unbegrindet zuriickgewiesen. In den Grunden fuhrte er aus, dass der Begriff der jungen
Finanzmittel gesetzlich definiert sei. Forderungen fielen unter den Begriff der Finanzmittel und
konnten Gegenstand einer Einlage sein.

Hiergegen hat der Klager Klage erhoben. Zur Begrindung tragt er hinsichtlich des
Gesetzeswortlautes vor, dass keine Einlagen vorlagen. Es sei Fremdkapital in Eigenkapital
uberfuihrt worden. Auch aus der Rechtsprechung folge, dass die Uberfiihrung von
Wirtschaftsgutern aus dem Sonderbetriebsvermégen in die Gesamthand keine Einlage
darstelle. Der Sinn und Zweck der entscheidungserheblichen Norm erfasse den
streitgegenstandlichen Sachverhalt nicht. Der Schenker habe kein neues Vermdgen in die
Gesellschaft Ubertragen, um eine Beglinstigung ansonsten steuerpflichtigen Vermdgens zu
bewirken. Es sei mangels Einlage kein neues Vermoégen in die Gesellschaft eingebracht
worden.

Eine gesonderte Ermittlung junger Finanzmittel bei einer Personengesellschaft fir das
Gesamthandsvermdgen und das Sonderbetriebsvermégen ergebe sich weder aus dem
Gesetz noch aus teleologischen Griinden. Einlagen in die Gesamthand und Entnahmen aus
dem Sonderbetriebsvermogen seien zwingend zu verrechnen. Entgegen der Auffassung des
Beklagten sei auch Sonderbetriebsvermégen - in Form von Anteilen an der GmbH -
tbertragen worden.

Der Klager beantragt,

den Bescheid Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung der Summe der gemeinen
Werte der jungen Finanzmittel fir Zwecke der Schenkungsteuer auf den Bewertungsstichtag
31.03.2019 vom 28.02.2023 in der Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 06.03.2024
dahingehend zu andern, dass keine jungen Finanzmittel festgestellt werden.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen,
hilfsweise, fur den Fall des Unterliegens, die Revision zuzulassen.

In seiner Klageerwiderung tragt der Beklagte vor, dass jeweils eine Enthahme aus dem
Sonderbetriebsvermdgen und jeweils eine Einlage in das Gesamthandsvermogen vorlagen.
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Da zwar der Kommanditanteil, aber nicht das zugehorige Sonderbetriebsvermégen
Ubertragen worden sei, stinden den im Gesamthandsvermdgen zu erfassenden Einlagen
keine neutralisierenden Entnahmen aus dem Sonderbetriebsvermégen gegenuber. Es beuge
missbrauchlichen Gestaltungen vor, den unentgeltlichen Ubergang von Geldmitteln von
einem Rechtstrager auf einen anderen Rechtstrager mit der Feststellung als junge
Finanzmittel als begtinstigungsschadlich und schenkungsteuerpflichtig zu behandeln.

Zum malfdgeblichen Stichtag sei sowohl bei A als auch beim Klager weiteres
Sonderbetriebsvermdgen vorhanden gewesen. Zum Stichtag seien keine Finanzmittel des
Sonderbetriebsvermdgens und somit auch keine jungen Finanzmittel des
Sonderbetriebsvermogens ubertragen worden. Demzufolge - mangels der Mitubertragung
von Finanzmitteln des Sonderbetriebsvermogens - sei es nicht maglich, die
korrespondierenden Entnahmen im Sonderbereich im Ergebnis neutralisierend zu
berucksichtigen.

Die Beigeladenen stellen keinen Antrag.

Am 16.07.2026 hat eine mundliche Verhandlung vor dem Senat stattgefunden. Zu den
Einzelheiten wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

I. Die Klage hat Erfolg.

Der Bescheid Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung der Summe der gemeinen
Werte der jungen Finanzmittel fir Zwecke der Schenkungsteuer auf den Bewertungsstichtag
31.03.2019 vom 28.02.2023 in der Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 06.03.2024 ist
insoweit rechtswidrig und verletzt den Kl&ager in seinen Rechten, als bei der Ermittlung der
jungen Finanzmittel Einlagen i. H. v. 1.130.000 € bertcksichtigt werden (8 100 Abs. 1 Satz 1
FGO). Der streitgegenstandliche Feststellungsbescheid ist dementsprechend zu andern. Es
sind junge Finanzmittel i. H. v. O € festzustellen.

Die aufgrund des Gesellschafterbeschlusses aus dem November 2018 und zum Zwecke
einer Ubertragung der Forderungen der Kommanditisten i. H. v. insgesamt 1.130.000 €
(Klager: 230.000 €; A: 900.000 €) in eine gesamthanderisch gebundene Rucklage
vorgenommenen Sollbuchungen zulasten des jeweiligen Gesellschafterfremdkapitals und
Habenbuchungen zugunsten der Kapitalriicklage sind nicht bei Ermittlung der jungen
Finanzmittel i. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG zu berucksichtigen.

Zur Ermittlung der jungen Finanzmittel i. S. d. 8§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG ist der
positive Saldo der eingelegten und der entnommenen Finanzmittel, welche dem Betrieb im
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (8 9 ErbStG) weniger als zwei Jahre zuzurechnen
waren, heranzuziehen. Die Frage, ob Finanzmittel eingelegt und entnommen wurden, ist
nach den Grundsétzen des Ertragsteuerrechts zu beurteilen. Hiernach liegen im Streitfall -
betreffend die vorgenommenen Sollbuchungen zulasten des jeweiligen
Gesellschafterfremdkapitals und Habenbuchungen zugunsten der Kapitalriicklage - weder
Entnahmen aus dem Sonderbetriebsvermégen der Kommanditisten noch Einlagen in das
Gesamthandsvermdgen vor.
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Hieraus folgt - dies ist zwischen den Beteiligten unstreitig -, dass junge Finanzmittel i. H. v.
0 € festzustellen sind.

1. Der Schenkungsteuer unterliegen die Schenkungen unter Lebenden (8 1 Nr. 2 ErbStG). 381
Als Schenkungen unter Lebenden gilt u. a. jede freigebige Zuwendung unter Lebenden,
soweit der Bedachte durch sie auf Kosten des Zuwendenden bereichert wird (8 7 Abs. 1
Nr. 1 ErbStG).

Als steuerpflichtiger Erwerb gilt die Bereicherung des Erwerbs, soweit sie nicht steuerfrei ist 32
(u. a. 88 13, 13a ErbStG; § 10 Abs. 1 Satz 1 ErbStG). Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 ErbStG - der

die Steuerbefreiung fur u. a. Betriebsvermogen regelt - bleibt beginstigtes Vermdgen i. S. d.

§ 13b Abs. 2 ErbStG vorbehaltlich der § 13a Abs. 2 ff. zu 85% -oder 100 %, § 13b Abs. 10

ErbStG - steuerfrei (Verschonungsabschlag), wenn der Erwerb beglnstigten Vermbgens

i. S.d. 8 13 Abs. 2 ErbStG zuzuglich der Erwerbe i. S. d. § 13a Abs. 1 Satz 2 ErbStG

insgesamt 26 Millionen nicht Ubersteigt.

Zum begunstigungsfahigen Vermdgen gehort u. a. inlandisches Betriebsvermdgen (88 95 bis 33
97 Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsgesetzes, BewG) beim Erwerb einer Beteiligung an einer
Gesellschafti. S. d. § 97 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Satz 1 BewG (8 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG). Das
begunstigungsfahige Vermdégen ist beglnstigt, soweit sein gemeiner Wert den um das
unschadliche Verwaltungsvermégen i. S. d. 8 13b Abs. 7 ErbStG gekirzten Nettowert des
Verwaltungsvermogens i. S. d. 8 13b Abs. 6 Ubersteigt (beglnstigtes Vermogen, 8 13b Abs. 2
Satz 1 ErbStG).

a. Zum Verwaltungsvermdgen gehoért u.a. der gemeine Wert des nach Abzug des b
gemeinen Werts der Schulden verbleibenden Bestands an Zahlungsmitteln,
Geschaftsguthaben, Geldforderungen und anderen Forderungen (Finanzmittel), soweit
er 15 % des anzusetzenden Werts des Betriebsvermogens des Betriebs oder der
Gesellschaft Ubersteigt. Der gemeine Wert der Finanzmittel ist um den positiven Saldo
der eingelegten und der entnommenen Finanzmittel zu verringern, welche dem Betrieb
im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (8 9 ErbStG) weniger als zwei Jahre
zuzurechnen waren (junge Finanzmittel); junge Finanzmittel sind Verwaltungsvermdgen
(8 13b Abs. 4 Nr. 5, Satz 2 ErbStG in der am streitgegenstandlichen Bewertungsstichtag,
31.03.2019, gultigen Fassung, die auch der zum Entscheidungszeitpunkt gultigen
Fassung entspricht).

b. Das fur die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit ortlich zustandige Finanzamt im Sinne 3%/
des 8§ 152 Nummer 1 bis 3 BewG stellt die Summe der gemeinen Werte der jungen
Finanzmittel im Sinne des 8§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG gesondert fest, wenn und
soweit diese Werte fur die Erbschaftsteuer oder eine andere Feststellung im Sinne
dieser Vorschrift von Bedeutung sind. Dies gilt entsprechend, wenn nur ein Anteil am
Betriebsvermdgen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Ubertragen wird (vgl. § 13b
Abs. 10 Satz 1 f. ErbStG in der am streitgegenstandlichen Bewertungsstichtag,

31.03.2019, giltigen Fassung, die - abgesehen von nicht entscheidungserheblichen
Anderungen - der auch zum Entscheidungszeitpunkt giiltigen Fassung entspricht).





Nach den Gesetzesmaterialien zu 8 13b Abs. 4 ErbStG erfolgt die Abgrenzung des
beglnstigten vom nicht beginstigten Verwaltungsvermdgen anhand eines
Verwaltungsvermogenskatalogs. Hierzu werde u. a. die mit dem AmtshilfeRLUMsG vom
26.06.2013 (BGBI. | S. 1809) eingefiuihrte Regelung zur Einddmmung der sogenannten
Cash-Gesellschaften in § 13a Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a ErbStG mit redaktionellen
Anderungen und Aktualisierung der Verweise auf andere Gesetze in § 13b Abs. 4 Nr. 5
ErbStG Ubernommen. Fiur Finanzmittel werde ein voller Schuldenabzug zugelassen. Als
begunstigtes Vermdgen seien Finanzmittel anzunehmen, die 15 % des anzusetzenden
Werts des Betriebsvermdgens des Betriebs oder Gesellschaft nicht Uberstiegen. Junge
Finanzmittel wirden vom Finanzmitteltest ausgenommen. Diese seien
Verwaltungsvermogen und unterlagen stets der Besteuerung (BT-Drucks. 18/8911,
S.41f1).

Nach den Gesetzesmaterialien zum AmtshilfeRLUmMsG wurden mit diesem Gesetz
Anderungen umgesetzt, die eigentlich fir ein Jahressteuergesetz 2013 vorgesehen waren. In
dem diesbeziglichen Vermittlungsverfahren seien Malinahmen zur Missbrauchsbek&mpfung
einvernehmlich ergédnzt worden, u. a. MaBnahmen gegen Gestaltungen bei der
Erbschaftsteuer (,Cash-GmbHs" - 88 13a, 13b ErbStG; BT-Drucks. 17/12532, S. 89 f. unter
Verweis auf BT-Drucks. 17/11844, S. 4).

a. Nach den Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 (ErbStR 2019) ist bei Beteiligungen an
Personengesellschaften das Verwaltungsvermdgen aus dem Gesamthandsvermégen
und dem mitlbertragenen Sonderbetriebsvermdgen zu berticksichtigen. Das
Verwaltungsvermdgen aus dem Gesamthandsvermdgen sei dem Gesellschafter nach
dem Wert der Beteiligung des Gesellschafters am Gesamthandsvermdgen zum
gemeinen Wert des Gesamthandsvermdgens (8 97 Abs. 1a Nr. 1 BewG) der
Gesellschaft zuzurechnen (R E 13b.12 Abs. 4 Satz 1 f. ErbStR 2019).

Junge Finanzmittel seien der positive Saldo der innerhalb von zwei Jahren vor dem Zeitpunkt
der Entstehung der Steuer (8 9 ErbStG) eingelegten und der entnommenen Finanzmittel.
Dies gelte unabhangig davon, ob die eingelegten Finanzmittel am Besteuerungszeitpunkt
noch vorhanden seien. Junge Finanzmittel seien Verwaltungsvermdgen und im Rahmen des
Finanzmitteltests (8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG) vom Wert der Finanzmittel abzuziehen
(R E 13b.23 Abs. 3 Séatze 1 f. und 5 ErbStR 2019).

Zum Verwaltungsvermogen gehdre der gemeine Wert des nach Abzug des gemeinen Werts
der Schulden verbleibenden Bestands an Zahlungsmitteln, Geschéftsguthaben,
Geldforderungen und anderen Forderungen (Finanzmittel), soweit er 15 % des
anzusetzenden Werts des Betriebsvermégens des Betriebs oder der Gesellschaft Gibersteige
(Finanzmitteltest, 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG). Zu den Zahlungsmitteln,
Geschaftsguthaben, Geldforderungen und anderen Forderungen zahlten u. a. Forderungen
im Sonderbetriebsvermoégen eines Gesellschafters einer Personengesellschaft, insbesondere
Forderungen des Gesellschafters gegen die Personengesellschaft (R E 13b.23 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 2 ErbStR 2019).

Junge Finanzmittel seien der positive Saldo der innerhalb von zwei Jahren vor dem Zeitpunkt
der Entstehung der Steuer (8 9 ErbStG) eingelegten und der entnommenen Finanzmittel.
Dies gelte unabhangig davon, ob die eingelegten Finanzmittel am Besteuerungszeitpunkt
noch vorhanden seien (R E 13b.23 Abs. 3 Satz 1 ErbStR 2019).
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Junge Finanzmittel seien im Ubertragenen Sonderbetriebsvermdgen nur maglich, wenn
Finanzmittel des Sonderbetriebsvermégens mitiibertragen wirden. Wirden die im
Sonderbetriebsvermdgen unmittelbar gehaltenen Finanzmittel nur zum Teil Ubertragen, gelte
das Verhaltnis der Ubertragenen Finanzmittel des Sonderbetriebsvermégens zum Wert der
insgesamt im Sonderbetriebsvermbgen vorhandenen Finanzmittel fir die jungen Finanzmittel
iIm Sonderbetriebsvermégen entsprechend (R E 13b.23 Abs. 10 Satz 1 f. ErbStR 2019).

b. Nach den gleich lautenden Erlassen der obersten Finanzbehétrden der LaAnder vom
13.10.2022 liegt zwischen dem jungen Verwaltungsvermoégen einerseits und den jungen
Finanzmitteln andererseits kein Gleichklang vor. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG stelle
auf die Begriffe Einlage bzw. Entnahme ab. Die Begriffe Einlage und Entnahme seien
zunachst - in entsprechender Anwendung von R E 13a.15 Abs. 1 Satz 4 ErbStR 2019 -
nach den Grundsatzen des Ertragsteuerrechts zu beurteilen. Die Auslegung der Begriffe
Einlage und Entnahme im Rahmen des 813b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG kdnne jedoch
nicht auf die ertragsteuerliche Definition beschrankt bleiben und musse aus erbschaft-
und schenkungsteuerlicher Sicht beurteilt werden.

Als Einlagevorgang i. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG seien allgemein alle
Zufihrungen zum Unternehmensvermdégen durch Gesellschafter oder nahestehende
Personeni. S. v. 8 1 Abs. 2 des Aul3ensteuergesetzes (AStG) zu verstehen, sofern es sich
bei dem zugefuhrten Gegenstand um Finanzmittel handle.

Eine Entnahme i. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG liege umgekehrt dann vor, wenn
dem Unternehmensvermogen Finanzmittel durch Gesellschafter oder nahestehende
Personeni. S.v. 8§ 1 Abs. 2 AStG entzogen wirden (BStBI. | 2022, 1517 unter Il. 1., Rz. 33
ff.).

Nach der steuerrechtlichen Literatur verlasse die Finanzverwaltung mit diesem
Begriffsverstandnis endgultig das steuerrechtliche Verstandnis der Einlage
(Meincke/Hannes/Holtz, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, § 13b Rn. 74).

c. Nach dem bayerischen Landesamt fiir Steuern (LfSt Bayern) stellen Ubertragungen von
Wirtschaftsgutern aus dem Sonderbetriebsvermégen in das Gesamthandsvermdgen der
gleichen Personengesellschaft ,nach § 6 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2“ des
Einkommensteuergesetzes (EStG) Einlagen in das Gesamthandsvermogen dar. Dazu
gehore auch die Ubertragung von Finanzmitteln i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1
ErbStG. Werde diese Einlage von Finanzmitteln innerhalb von zwei Jahren vor dem
Zeitpunkt der Ubertragung von Anteilen an der Personengesellschaft vorgenommen,
lagen insoweit junge Finanzmittel gemaf § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG im
Gesamthandsvermdgen vor. Dem stehe die Entnahme aus dem
Sonderbetriebsvermogen gegeniber. Bei der Ubertragung von
Personengesellschaftsanteilen wirden die jungen Finanzmittel des
Sonderbetriebsvermdgens und des Gesamthandsvermdgens stets getrennt ermittelt
(LfSt Bayern vom 19.01.2021, DStR 2021, 352; siehe auch LfSt Bayern vom 08.12.2022,
BeckVerw 579802).

Wirden Wirtschaftsglter aus einem Sonderbetriebsvermdgen in das Gesamthandsvermégen
der gleichen Personengesellschaft Ubertragen, handle es sich - nach der OFD Frankfurt -
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hierbei um Einlagen in das Gesamthandsvermégen (,i. S. d. 8 6 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 EStG").
Auch die Ubertragung von Finanzmitteln i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG sei hiervon
erfasst. Die Einlage von Finanzmitteln innerhalb von zwei Jahren vor der Ubertragung der
Anteile fihre zu jungen Finanzmitteln gemaR § 13a Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG im
Gesamthandsvermdgen. Demgegenuber stehe eine entsprechende Entnahme aus dem
Sonderbetriebsvermogen. Im Rahmen der Ubertragung von Anteilen an
Personengesellschaften seien die jungen Finanzmittel des Gesamthandsvermégens und des
Sonderbetriebsvermdgens stets getrennt zu ermitteln (OFD Frankfurt v. 05.02.2021, StEd
2021, 237).

Nach der steuerrechtlichen Literatur bestatige dies, dass die Finanzverwaltung die beiden 55
Bereiche - Sonderbetriebsvermdgen und Gesamthandsvermégen - separat betrachte. Auch
bestatige dies, was man aus der BFH-Rechtsprechung zum jungen Verwaltungsvermogen als
Quintessenz herauslesen kénne: Untechnisch gesprochen fihre jede Bewegung des
Verwaltungsvermdgens von einem Rechtstrager zu einem anderen dazu, dass es fur die

nachsten zwei Jahre junges Verwaltungsvermogen werde (Korezkij, DStR 2021, 2561,

2565 f.).

d. Finanzgerichtliche Rechtsprechung zum Begriff der jungen Finanzmittel und zu den 56/
damit einhergehenden Fragen, unter welchen Voraussetzungen eine Entnahme aus dem
Sonderbetriebsvermdgen und eine Einlage in das Gesamthandsvermdgen vorliegen, ist
bisher nicht bekannt.

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) zum jungen Verwaltungsvermoégen - 58
8 13b Abs. 2 Satz 3 ErbStG a.F.; ,[...] gehort solches Verwaltungsvermdgen im Sinne des

[8 13b Abs. 2] Satzes 2 Nr. 1 bis 5 nicht zum begunstigten Vermogen im Sinne des Absatzes
1, welches dem Betrieb im Besteuerungszeitpunkt weniger als zwei Jahre zuzurechnen war
(junges Verwaltungsvermogen); [...].“ - ist eine teleologische Reduktion der Vorschrift in der
Weise, dass die Zurechnung des Einzelwirtschaftsgutes erganzt werde durch eine konkrete
missbrauchliche Gestaltung im Einzelfall, durch die Verknupfung der Anschaffung oder
Herstellung des Wirtschaftsgutes mit einer Privateinlage, nicht moglich. Die Vorschrift sei
nicht auf Falle der Einlage von Verwaltungsvermégen aus dem Privatvermégen in das
Betriebsvermdgen innerhalb der Zweijahresfrist beschrénkt. Zum einen sei die Einlage
gerade nicht gesetzliches Tatbestandsmerkmal geworden, obwohl dies rechtstechnisch ohne
weiteres moglich gewesen wére, wie etwa § 13a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 ErbStG a.F. zeige. Zum
anderen konnte der Zweck der Vorschrift, Missbrauche durch kurzfristige Einlagen aus dem
Privatvermdgen zu verhindern, so nicht erreicht werden. Aul3erdem lasse die
Entstehungsgeschichte des Gesetzes nicht erkennen, dass der Gesetzgeber den
Anwendungsbereich des 8 13b Abs. 2 Satz 3 ErbStG a. F. auf die Falle der innerhalb der
Zweijahresfrist getatigten Einlage aus dem Privatvermdgen héatte beschranken wollen (BFH-
Urteile vom 22.01.2020 Il R 8/18 und 41/18, BFHE 267, 468, zur Schenkungsteuer vgl. die
drei BFH-Urteile vom 22.01.2020 Il R 13/18, BFHE 267, 483, 1l R 18/18, BFHE 267, 475 und
Il R 21/18, BFH/NV 2020, 1071; siehe auch die Il R 8/18 vorgehende Entscheidung des FG
G., Urteil vom 30.11.2017 3 K 2867/15 Erb, EFG 2018, 576).

3. Nach diesen Mal3stdben handelte es bei der dem Sonderbetriebsvermogen der i)
Kommanditisten zuzuordnenden Forderungen gegen die KG um Finanzmittel i. S. d.
8§ 13b Abs. 4 Nr. 5, Satz 2 ErbStG.





Zu den Geldforderungen i. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG gehéren auch Forderungen im 61
Sonderbetriebsvermdgen eines Gesellschafters einer Personengesellschaft, insbesondere -

wie vorliegend - Forderungen der Gesellschafter gegen die Personengesellschaft (so auch

FG G., Urteil vom 25.02.2025 3 K 99/23 F, EFG 2025, 711, Revision eingelegt, Az. des BFH:

Il R 21/25).

Demzufolge lagen mit den Forderungen der Kommanditisten gegentber der KG i. H. v. 62
insgesamt 1.130.000 € (Klager: 230.000 €; A: 900.000 €;) Finanzmittel i. S. d. 8§ 13 Abs. 4
Nr. 5, Satz 2 ErbStG vor.

4. Diese Finanzmittel sind zur Uberzeugung des Senats weder i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 a3t
Satz 2 ErbStG aus dem Sonderbetriebsvermdgen der Kommanditisten entnommen noch
I. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG in das Gesamthandsvermdégen eingelegt
worden.

Der Senat teilt nicht die Auffassung des Beklagten, dass die aufgrund des 65
Gesellschafterbeschlusses aus dem November 2018 und zum Zwecke einer Ubertragung der
Forderungen der Kommanditisten i. H. v. insgesamt 1.130.000 € (Klager: 230.000 €; A:

900.000 €) in eine gesamthanderisch gebundene Ricklage vorgenommenen Sollbuchungen
zulasten des jeweiligen Gesellschafterfremdkapitals und Habenbuchungen zugunsten der
Kapitalriicklage als entsprechende Entnahmen und Einlagen i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2
ErbStG zu beurteilen sind.

Dies ergibt die Auslegung des § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG. 66

a. Die Begriffe Einlagen und Entnahmen i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG sind nach 68
den Grundséatzen des Ertragsteuerrechts zu beurteilen. Das ergibt sich bereits daraus,
dass Anknupfungspunkt fur die Begunstigung gemal 8 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG i. V. m.
88 95 bis 97 Abs. 1 Satz 1 BewG der Gewerbebetrieb i. S. d. § 15 Abs. 1 und 2 EStG ist.
Hiernach sind Einlagen alle Wirtschaftsguter (Bareinzahlungen und sonstige
Wirtschaftsguter), die der Steuerpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjahres
zugefuhrt hat (8 4 Abs. 1 Satz 8, Halbsatz 1 EStG). Entnahmen sind alle
Wirtschaftsguter (Barentnahmen, Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die
der Steuerpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat (8 4
Abs. 1 Satz 1 EStG).

a. MalRgebend fur die Auslegung eines Gesetzes ist der in ihm zum Ausdruck kommende 68
objektivierte Wille des Gesetzgebers. Ausgehend von dem Wortlaut der Norm
(grammatikalisch/sprachliche Auslegung) kann sich auch der Auslegung aus dem
Zusammenhang (systematische Auslegung), nach dem Sinn und Zweck der Norm
(teleologische Auslegung) und aus den Gesetzesmaterialien und der
Entstehungsgeschichte (historische Auslegung) gleichzeitig und nebeneinander bedient
werden (FG G., Urteil vom 25.02.2025 3 K 99/23 F, EFG 2025, 711 m. w. N.; Revision
eingelegt, Az. des BFH: Il R 21/25).

a. Nach dem Wortlaut des 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2, Halbsatz 1 ErbStG ist der gemeine 2
Wert der Finanzmittel um den positiven Saldo der eingelegten und der enthnommenen





Finanzmittel zu verringern, welche dem Betrieb im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer
(8 9 ErbStG) weniger als zwei Jahre zuzurechnen waren. Demzufolge sind die jungen
Finanzmittel legaldefiniert als der (positive) Saldo der eingelegten und entnommenen
Finanzmittel, welche dem Betrieb im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (8 9 ErbStG)
weniger als zwei Jahre zuzurechnen waren.

Mithin sind Einlagen und Entnahmen gesetzliches Tatbestandsmerkmal geworden. Da 8§ 13b
Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG - anders als § 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG fir das junge
Verwaltungsvermogen - auf die Begriffe Einlagen und Entnahmen abstellt, liegt kein
Gleichklang mit dem jungen Verwaltungsvermdgen vor (so auch Gleichlautende Erlasse der
obersten Finanzbehérden der Lander vom 13.10.2022, BStBI. | 2022, 1517 unter Il. 1., Rz.
33).

Vor diesem Hintergrund kann im Rahmen des 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG und zur
Auslegung der Begriffe Einlagen und Entnahmen nicht ohne Weiteres auf die BFH-
Rechtsprechung zum jungen Verwaltungsvermdgen (BFH-Urteile vom 22.01.2020 1l R 8/18
und 41/18, BFHE 267, 468, zur Schenkungsteuer vgl. die drei BFH-Urteile vom 22.01.2020 Il
R 13/18, BFHE 267, 483, Il R 18/18, BFHE 267, 475 und Il R 21/18, BFH/NV 2020, 1071,
siehe auch die Il R 8/18 vorgehende Entscheidung des FG G., Urteil vom 30.11.2017 3 K
2867/15 Erb, EFG 2018, 576) verwiesen werden. Denn bei der dort
entscheidungserheblichen Norm sind die Begriffe Einlagen und Entnahmen gerade nicht
gesetzliches Tatbestandsmerkmal geworden.

a. Die Gesetzesmaterialien zu 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG rechtfertigen keine andere
Auslegung. Ausdrtckliche Aussagen zu den Begriffen Einlagen und Entnahmen i. S. d.
8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG lassen sich den Materialien nicht entnehmen.

a. Auch erfordert der sich aus der Entstehungsgeschichte ergebende Sinn und Zweck des
§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG nicht, Ubertragungen zwischen
Sonderbetriebsvermdgen und Gesamthandsvermdgen - in Form eines Verzichts eines
Kommanditisten auf eine zu seinem Sonderbetriebsvermdgen gehdrende Forderung
gegen eine KG - als Entnahmen aus dem Sonderbetriebsvermdgen und Einlagen in das
Gesamthandsvermogen zu erfassen. Es fehlt insoweit an einer Schaffung von
begunstigtem Betriebs- oder Gesellschaftsvermodgen durch Einbringung an sich nicht
begunstigten privaten Geldvermégens.

Der Entstehungsgeschichte ist zu entnehmen, dass § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG den
Sinn und Zweck verfolgt, eine MaRnahme gegen Gestaltungen bei der Erbschaftsteuer
darzustellen und Cash-Gesellschaften einzudammen. Es sollte vermieden werden, durch
Einbringung an sich nicht beginstigten privaten Geldvermdgens in eine Cash-GmbH
beglnstigtes Betriebs- oder Gesellschaftsvermdgen zu schaffen (vgl. zu Cash-
Gesellschaften: Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17.12.2014, 1 BvL 21/12,
BVerfGE 138, 136). Demzufolge hat § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG den Sinn und Zweck,
die Umwandlung nicht begunstigten privaten Geldvermdgens in begunstigtes Betriebs- oder
Gesellschaftsvermbgen zu verhindern.
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Nach den Grundséatzen des Ertragsteuerrechts stellt eine Ubertragung eines
Wirtschaftsguts aus dem Sonderbetriebsvermdgen eines Kommanditisten in das
Gesamthandsvermdgen derselben Mitunternehmerschatft - obwohl sie mit einem
Rechtstragerwechsel verbunden ist - keine Entnahme und Einlage dar. Das Ubertragene
Wirtschaftsgut verlasst das - aus dem Gesamthandsvermdégen einerseits und dem
Sonderbetriebsvermdgen andererseits - bestehende steuerliche Betriebsvermdgen der
Mitunternehmerschaft nicht (BFH-Urteile vom 19.09.2012 IV R 11/12, BFHE 239, 76,
vom 16.12.2015 IV R 18/12, BFHE 252, 408 und 30.03.2017 IV R 11/15, BFHE 257,
324).

Vorliegend sind Forderungen der Kommanditisten von einem Teil des Betriebsvermogens der 82
KG - dem Sonderbetriebsvermégen der Kommanditisten - in einen anderen Teil desselben
Betriebsvermdgens - das Gesamthandsvermdgen - Ubertragen worden und dort durch
Konfusion erloschen. Dieser Vorgang kann nicht als Entnahme und Einlage angesehen
werden. Denn eine Entnahme und eine Einlage setzen voraus, dass das Wirtschaftsgut den
Bereich des Betriebs verlasst (Entnahme) und dem Betrieb zugefihrt wird (Einlage). Wird der
betriebliche Funktionszusammenhang nicht geldst, fehlt es an einer Entnahme und einer
Einlage. Die Ubertragung der Forderungen aus dem Sonderbetriebsvermdgen der
Kommanditisten in das Gesamthandsvermogen hat sich innerhalb des steuerlichen
Betriebsvermdgens der Mitunternehmerschatft vollzogen. Dieses steuerliche
Betriebsvermdgen in seiner Ubertragenen Gesamtheit ist Bewertungs- und
Begunstigungsgegenstand fur Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer (8 97 Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 Satz 1 und 2 BewG; 8§ 13b Abs. 1 Nr. 2 Var. 3 ErbStG).

Jedenfalls liegt im Streitfall weder ein Verzicht auf eine wertgeminderte Forderung noch ein 83
Verzicht eines Gesellschafters auf eine unter Nennwert erworbene Forderung (hierzu - die

vom Beklagten angefiihrte Entscheidung - BFH-Urteil vom 16.11.2023 IV R 28/20, BFHE 282,
476) vor. Auch aus 8 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 EStG lasst sich nach Auffassung des Senats nicht
schlieRen, dass es sich bei der Ubertragung der Forderung des Kommanditisten in das
Gesamthandsvermogen der KG um eine Einlage handelt, denn die Vorschrift regelt lediglich

den Wertansatz von Wirtschaftsgiitern bei - wie auch immer gearteten - Ubertragungen

innerhalb desselben oder verschiedener Betriebe.

5. Doch selbst wenn die aufgrund des Gesellschafterbeschlusses aus dem November 2018 &b
und zum Zwecke einer Ubertragung der Forderungen der Kommanditisten i. H. v.
insgesamt 1.130.000 € (Klager: 230.000 €; A: 900.000 €) in eine gesamthanderisch
gebundene Ricklage vorgenommenen Sollbuchungen zulasten des jeweiligen
Gesellschafterfremdkapitals und Habenbuchungen zugunsten der Kapitalriicklage -
entgegen der Auffassung des Senats - als entsprechende Entnahmen und Einlagen
i. S. d. 8 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG zu beurteilen sein sollten, neutralisieren sich
diese Einlagen und Entnahmen bei der Ermittlung des Saldos im Rahmen des § 13b
Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG.

Der Senat teilt nicht die vom Beklagten vorgetragene Auffassung, dass die im 86
Sonderbetriebsvermdgen der Kommanditisten vorliegenden Entnahmen i. H. v. 1.130.000 €

nicht mit den im Gesamthandsvermégen vorliegenden Einlagen i. H. v. 1.130.000 € saldiert
werden kdnnen.
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a. Nach dem Wortlaut des 8§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG ist der Saldo der eingelegten
und der entnommenen Finanzmittel zu ermitteln. Eine dahingehende Einschrankung,
dass die aus dem Sonderbetriebsvermdgen entnommenen Finanzmittel nur dann zu
bericksichtigen seien, wenn auch Finanzmittel im Sonderbetriebsvermdgen Ubertragen
worden seien, lasst sich dem Wortlaut der Norm nicht entnehmen.

b. Der Sinn und Zweck des 8§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG steht - im hier zu
entscheidenden Einzelfall - einer Saldierung der im Sonderbetriebsvermdgen
befindlichen Entnahmen mit den im Gesamthandsvermégen befindlichen Einlagen nicht
entgegen. Hierdurch wird nicht ermdglicht, dass nicht begunstigtes privates
Geldvermdgen in begunstigtes Betriebs- oder Gesellschaftsvermdgen umgewandelt
wird. Die der gesamthanderisch gebundenen Riicklage zugefiihrten Forderungen der
Kommanditisten sind wegen 8 97 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 BewG bereits Betriebsvermdgen
der zu bewertenden Beteiligung an einer Gesellschafti. S. d. § 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG
I. V. m. 897 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 BewG gewesen und auch geblieben.

II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1, § 139 Abs 4 FGO.

Die Entscheidung tber die vorlaufige Vollstreckbarkeit beruht auf 88 151 Abs. 3, 155 FGO
I. V. m. 88 708 Nr. 10, 711 der Zivilprozessordnung.

Die Revision ist zuzulassen. Rechtsprechung zu jungen Finanzmitteln i. S. d. 8 13b Abs. 4
Nr. 5 Satz 2 ErbStG ist bisher nicht bekannt.
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